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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf Sie zur 19. Sitzung dieser Legislaturperiode am 26. September 2002 begrüßen. Ich darf die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf weiters mitteilen, dass Frau GRin Klier und Frau GRin Dr Vitouch entschuldigt sind und dass für den Vormittag Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny entschuldigt ist.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/04078/2002/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Madejski an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Wie den Medien zu entnehmen ist, wird die Stadt Wien das Projekt "Viennabikes" im nächsten Jahr unterstützen. Auf Grund welcher Unterlagen und wirtschaftlicher Daten werden Sie dieses Projekt auch im nächsten Jahr fördern?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Sie haben mich gefragt, Herr GR Madejski, wie ich gedenke, im nächsten Jahr die Finanzierung des "Viennabikes" durchzuführen. Ich darf Ihnen dazu mitteilen, dass der Wiener Gemeinderat nach einem einstimmigen Antrag aus der Geschäftsgruppe und dem Ausschuss für Finanzen am 26.4.2002 einstimmig die Subvention für die Jahre 2002 bis inklusive 2004 beschlossen hat und ich daher nur einen einstimmigen Beschluss dieses Hauses zu vollziehen habe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Mir ist vollkommen bewusst, dass es ein einstimmiger Beschluss war. Natürlich stehen wir zu diesem einstimmigen Beschluss, aber es muss erlaubt sein, wenn ein solches Projekt gestartet wird, zu untersuchen, nachzufragen, auch von Ihrer Seite natürlich, wie die Gelder hier eingesetzt werden, ob sich dieses Projekt gut entwickelt, schlecht entwickelt, was man verändern kann und was man vielleicht verbessern könnte. Also, um hier einer Mär vorzugreifen, dass wir uns hier nach dem Wind drehen, wie Sie es in einem Pressedienst im Juli gesagt haben, das stimmt einmal überhaupt nicht. 

Herr Stadtrat, meine Frage war, auf Grund welcher Unterlagen Sie - eigentlich nicht, ob Sie es weiterführen, das ist mir klar -, ich wollte wissen, auf Grund welcher Unterlagen, die Ihnen offensichtlich vom Verein zur Verfügung gestellt wurden, Sie dieses Projekt weiterführen werden? Das haben Sie noch nicht in diesem Ausmaß beantwortet, zumindest für mich nicht.

Ich möchte Sie aber in einer anderen Richtung Folgendes fragen: Ist Ihnen bekannt - und ich nehme an, es ist Ihnen bekannt -, dass ja auch Fahrräder, wie alle anderen technischen Produkte in Österreich, der ÖNORM entsprechen, beziehungsweise durchaus einer angepassten EU‑Norm, wenn es diese Norm gibt, und erst dann fahren dürfen, wenn sie normgemäß sind. Sind diese Fahrräder, die ja offensichtlich auch importiert worden sind, entweder mit einer Selbstbestätigung oder mit einer Abnahmepflicht in Österreich zugelassen worden und wenn ja, mit welcher?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also zunächst einmal: Ich gehe fix davon aus, dass Fahrräder, die in Österreich erworben und betrieben werden, den österreichischen Normen entsprechen. Ich habe persönlich zurzeit keine Informationen zur Hand, ob hier eine spezielle Zulassung vorgenommen wurde, ich kann mir das allerdings durchaus vorstellen. Aber die Frage ist ja anders, als bei einem Kraftfahrzeug, wo bei Direktimport die Einzelgenehmigung erforderlich wäre beziehungsweise der Importeur eine Genehmigung erhält. Das ist zu unterscheiden, wir haben hier kein Kraftfahrzeug vorliegen, sondern ein Fahrrad.

Und das Zweite, was dazu zu sagen ist: Die Bestimmungen der StVO, wie ein Fahrrad ausgerüstet sein muss, sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt voll erfüllt und Sie wissen, dass mit dem Jahr 2003 hier Änderungen eintreten und die Umrüstung für das Jahr 2003 hat der Verein jedenfalls vor, beziehungsweise ein Gutteil der Räder ist jetzt schon umgerüstet auf die neue Ausstattung.

Wenn Sie erlauben, hätte ich Ihnen gerne noch ein paar Zusatzinformationen gegeben: Das Viennabike in seiner bisherigen Umsetzung, in seiner bisherigen Praxis zeigt: Wir haben am Start eine Situation vorgefunden haben, wo ganz offensichtlich manche in Wien dachten, sie können ein Fahrrad um 2 EUR erwerben. 

Dieser Irrglaube hat dazu geführt, dass der Start nicht ganz so günstig verlaufen ist, wie wir das alle miteinander erhofft haben, und daher wurde mit sehr großer Medienaufmerksamkeit eine Unterbrechung des Projekts um ein paar Wochen durchgeführt und der Neustart hat entsprechend positive Auswirkungen gehabt. 

Wenn Sie durch die Straßen fahren, sehen Sie, dass wir überall die Räder vorfinden, dass sie überall zu sehen sind. Leider auch außerhalb des Gebiets, wo sie eingesetzt werden können, aber was Räder hat rollt und der entscheidende Punkt ist, dass sie ja dann auch wieder aus den Außenbereichen zurückgebracht werden und wenn der Benützer wieder hereinfährt, so ist die Gefahr wesentlich kleiner, dass hier hohe Verluste auftreten.

Die Medieninformation und die Werbewirkung davon dokumentiert sich in dieser Zusammenstellung der Medienmeldungen, national und international. Und wenn man den Nachher-Analysen und den begleitenden Analysen, die durchgeführt wurden, Glauben schenkt, so haben diese 585 Artikel, die in inländischen und ausländischen Zeitungen zwischen April und August erschienen sind, einen monetären Gegenwert, einen Werbewert, einen Werbeeffekt von 2,4 Millionen EUR. Und wenn man das dann noch auseinander teilt zwischen dem Werbewert für die Sponsoren und dem Werbewert für die Stadt - auch für den Tourismus dieser Stadt -, so muss man feststellen, dass der Einsatz der Mittel, wie ihn die Stadt vorgesehen hat, nämlich rund 1,2 Millionen EUR, ein sehr guter ist und die Umwegrentabilität des Projekts sehr hoch anzusetzen ist. 

Da führe ich noch nicht ins Treffen, dass der Radverkehrsanteil in Wien deutlich angehoben werden konnte, wie auch die zuletzt durchgeführte Zählung ergeben hat.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ja, ich möchte auch nur ganz grundsätzlich festhalten, dass wahrscheinlich diese Investition den größten Boom für den Fahrradverkehr gebracht hat, die Zuwachsraten sind signifikant. Viele Leute fahren jetzt mit dem eigenen Fahrrad, also hier herumzumeckern ist mehr als kontraproduktiv (GR Dr Herbert Madejski: Das Gegenteil!), und es wird da einige Verbesserungen geben. Das war sicher eines der erfolgsreichsten Projekte für den Radverkehr, die es je gegeben hat. 

Dabei darf man aber nicht stehen bleiben, und ich möchte auf die vom Herrn Stadtrat zitierte Studie Bezug nehmen, die von der MA 18 in Auftrag gegeben wurde und die auch zeigt, dass es dort, wo qualitätsvolle Radverkehrsanlagen gebaut werden, signifikante Zuwachsraten gibt. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht die Aktuelle Stunde!) Vielleicht nur eine Zahl: Der umstrittene Zweier-Linien-Radweg hat ein Plus von 433 Prozent im Radverkehr gebracht und auch am Ring gibt es entsprechende Zuwachsraten. (GR Gerhard Pfeiffer: Geschäftsordnung!)

Meine Frage konzentriert sich auf die Mariahilfer Straße. Dort ist nämlich, das steht auch explizit in der Studie, schon jetzt jedes sechste Fahrzeug ein Fahrrad. Aber, sagt diese Studie, gesteigert kann das nur dann werden, wenn man für den Fahrradverkehr einen Radweg oder Ähnliches macht. 

Meine Frage an den Stadtrat: Der Bezirksvorsteher im 7. Bezirk hat sich ja maßgeblich für eine Radverkehrsanlage im 7. Bezirk ausgesprochen, was ist Ihre Position dazu und wann wird es eine qualitätsvolle Radverkehrsanlage in der Mariahilfer Straße geben, sodass es auch dort zu einer weiteren Zunahme des Radverkehrs kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Chorherr, wir haben natürlich mit der Radverkehrserhebung, die im Juni bis August vom Büro Snizek durchgeführt wurde, ein paar sehr deutliche Ergebnisse erhalten. Und diese deutlichen Ergebnisse liegen vor allem dort vor, als auf der Zweier-Linie ein komfortabler Radweg zu Stande gekommen ist. Dort war ja ursprünglich sozusagen eine Nicht-Fisch-nicht-Fleisch-Lösung geplant. Im 7. Bezirk einen Radweg, im 8. Bezirk dann keinen, weil es die Bezirksvorsteherin nicht wollte. 

Ich bin sehr froh, dass das noch reparierbar war, bevor zum Bauen begonnen wurde und in den ersten drei Wochen meiner Tätigkeit dieser Zweier-Linien-Radweg dann tatsächlich für beide Bezirke realisiert werden konnte. Die Ergebnisse zeigen, und man sieht es ja auch, wenn man dort geht oder fährt, dass es tatsächlich zu einer deutlichen Steigerung des Radwegverkehrs geführt hat. Wir haben es nicht herausanalysiert, aber die Radverkehrsdiskussion mit mehr als 500 Artikeln innerhalb kürzester Zeit, hat doch auch dazu geführt, dass wir das, was im Verkehrskonzept der Stadt, das, was im Klimaschutzprogramm der Stadt drinnen steht, nämlich eine deutliche Steigerung des Radverkehrs in der Stadt anzustreben, weil es ein Umweltverbund-Verkehrsakt ist, erreichen konnten. Wenn wir so weitermachen mit dem Lückenschlussprogramm, das uns bis 2006 auf mehr als 1 000 Kilometer Radwege bringen soll, dann glaube ich, haben wir wirklich vieles erreicht. Nämlich Reduzierung der Schadstoffe in der Stadt, eine Verbesserung des Straßenraums für die Benutzung verschiedenster Verkehrsarten, Verkehrsträger und so weiter. 

Was jetzt die Mariahilfer Straße betrifft, so gibt es dort einige Zwangspunkte, die die Veränderung der Mariahilfer Straße offenbar nicht ganz einfach machen. 

Wir haben U‑Bahn-Aufgänge, die nahe der Fahrbahn liegen, wir haben dort, als größte Einkaufsstraße Wiens, enorm viel Fußgängerverkehr. Wir versuchen mit dieser Einkaufsstraße auch möglichst viel an Kaufkraft in Wien zu halten und den Abfluss ins Umland und an die Einkaufszentren außerhalb der Stadt deutlich zu reduzieren. Das ist seit dem U‑Bahn-Bau und seit der Herstellung der Oberfläche sehr gut gelungen. Die Mariahilfer Straße hat sich nach dem U‑Bahn-Bau wieder zu dem zurückentwickelt, was sie vorher war. 

Die Frage ist jetzt für mich schon, wie lässt sich in dieser Straße, wo ich zwar an manchen Stellen 8 Meter breite Gehsteige habe, aber auch den dazugehörigen Personenverkehr, Fußgängerverkehr, eine Lösung für den Radverkehr finden, die mit den anderen notwendigen Verkehren in dieser Straße verträglich ist. Daran wird gearbeitet. 

Ich bin nur etwas traurig darüber, dass in der Bezirksvertretung Neubau seit über einem Jahr ein Antrag liegt und offensichtlich seitens der Bezirksvertretung keine konkreten Schritte unternommen wurden, um die Planung fortzusetzen. Ich gehe davon aus, dass das damit zu tun hat, dass es eine Rezentralisierung des Radwegebudgets mit dem Jahr 2003 gibt und sich der Bezirk da etwas ersparen möchte. 

Eines ist jedenfalls sicher: Es gibt ein paar Abschnitte, wo es Sinn macht, einen Radweg in der Mariahilfer Straße unterzubringen. Und dieser Sinn ist dort zu finden, wo wir durch Steigungen beziehungsweise Gefälle Gefährdungen oder mögliche Gefährdungen für Radfahrer vorfinden würden. Das betrifft den Abschnitt zwischen Zweier Linie und Stiftgasse. Dort werden wir das sehr genau prüfen. 

In den anderen Abschnitten wird es sehr eng werden, aber die Prüfungen sind im Gange und ich denke, dass wir 2003 zu einer Realisierung kommen, muss aber auch dazusagen, dass Luxusradwege auch in der Mariahilfer Straße nicht kommen können, denn die Budgetierung muss auch für das Lückenschlussprogramm an sich hergenommen werden können. (GR Günter Kenesei: Was ist ein Luxusradweg!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Werter Herr Stadtrat!

Mein Vorredner hat die Verkehrsstudie Snizek, die vor kurzem veröffentlicht worden ist, angesprochen. Wie heißt es so schön bei Studien? - Sie sind immer nur für den richtig, der sie erstellt hat. Ich mache Ihnen auch keinen Vorwurf, weil ich nicht erwarten kann, dass Sie selbst nachschauen konnten, aber es wird hier ein Zählzeitraum verglichen, wo eine regelmäßige Messung vorgenommen worden ist, mit einem Stichtag, nämlich dem 23. Mai 2000, wo am Messeplatz in sieben Stunden 212 Radfahrer gezählt worden sind und das wurde danach mit einer regelmäßigen Zählung im Jahr 2001 beziehungsweise 2002 mit 1 131 Radfahrern, verglichen, woraus sich diese 433 Prozent Steigerung ergibt. Ich habe mir nun die Mühe gemacht, diesen Werktag herauszusuchen, den 23. Mai 2000, wie da das Wetter war. 

Und hier heißt es vom meteorologischen Dienst: "Unter Tiefdruckeinfluss erlebt Österreich nach dem Ende der geradezu sommerlichen Wochen zwei sehr kühle Tage mit in West- und Südösterreich ergiebigen Niederschlägen". (GR Mag Christoph Chorherr: Wien liegt aber nicht im Westen oder Südwesten, Geografie lernen!) Ein Temperatursturz lässt uns am 20. bei Höchstwerten von nur 6 bis 16 Grad frösteln. 

Also, es war ein ausgesprochen schlechtes Wetter und daher auch die entsprechende Steigerung. Also, Sie können auch nicht einen einzelnen Tag mit regelmäßigen Messungen vergleichen, aber kommen wir nun zur Frage. Sie haben bei diesem Projekt hier viele Standorte verwendet, die sich auf öffentlichem Raum befinden. Ausgenommen im 4. Bezirk, da war es so, dass kein öffentlicher Raum, der für Parkraumbenützung nämlich vorgesehen ist, dafür verwendet worden ist. Insgesamt haben Sie damit rund 150 Parkplätze vernichtet (GR Günter Kenesei: Zu wenig!) und die Gebühren, die die Leute für die Parkraumbenützung zahlen, entrichten sie umsonst, weil sie ihren Parkraum nicht nützen können. 

Sehen Sie nun in der Zukunft die Möglichkeit, dass Sie diese Abstellplätze für die Räder so legen, dass nicht der Autoverkehr oder der ruhende Verkehr beeinträchtigt werden und dass Sie das so wie im 4. Bezirk auch in allen anderen Bezirken machen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ein paar Worte zu Ihrem meteorologischen Bericht. Sie haben selber erwähnt, dass der Stichtag der 23. Mai war. Sie haben dann erwähnt, dass am 20. Mai ein schlechtes Wetter war. Möglicherweise haben Sie das falsche Blatt hervorgezogen oder sich im Datum geirrt. Jedenfalls war offensichtlich am 20. Mai Schlechtwetter, am 23. Mai möglicherweise wieder besser. 

Mir ist das auch eigentlich egal, denn eines muss ich schon sagen: Für diese Zählung damals kann ich mich nicht verantwortlich fühlen. Seit ich Stadtrat bin für diesen Geschäftsbereich haben wir eine neue Form der Zählung eingeführt, eine elektronische, die automatisch zählt und uns daher wesentlich genauere Daten zur Verfügung stellt und uns eine Zeitreihe herstellen lässt, wie das früher nicht der Fall war. Und hier herrscht nun Gleichstand mit dem motorisierten Individualverkehr, wo solche Zählungen schon lange verwendet werden. 

Also ein Punkt, um klarzustellen: Was im Klimaschutzprogramm drinnen steht, was im Verkehrskonzept drinnen steht, sind wir dabei umzusetzen und nicht halbherzig nur einmal an einem Stichtag zu zählen, wie das früher leider der Fall war. 

Wenn Sie sozusagen auch den 4. Bezirk erwähnen. Nun ja, es ist ein offenes Geheimnis, dass es im 4. Bezirk einen Bezirksvorsteher-Stellvertreter Ihrer Partei gibt, der sich mit Händen und Füßen gegen alles wehrt, was Radverkehr ist. Und wenn er in der Argentinierstraße einen Radweg vorfindet, dann versucht er mit aller Macht, einen der wesentlichsten Radwege, den es in Wien gibt, eine Querverbindung vom 10. Bezirk in die Innere Stadt, zu vernichten, wie wir das in der vergangenen Periode von ihm erleben konnten, wo er den Argentinierstraßen-Radweg mit allen Mitteln bekämpft hat, bis dorthin, dass dann von meinem Vorgänger eine Stadtratentscheidung getroffen werden musste, dass überhaupt der Radweg erhalten werden konnte, weil der Herr Bezirksvorsteher-Stellvertreter sich durch einen Radweg belästigt fühlte. 

Glücklicherweise haben wir die Möglichkeit, hier noch Stadtratentscheidungen dazu zu treffen, denn mit dieser Radverkehrspolitik, wie es der 4. Bezirk macht, kann man nur Schiffbruch erleiden. Und es ist nicht von ungefähr, dass im 4. Bezirk die Zunahme der Autos, des Autobesitzes der Bewohner in den vergangenen acht Jahren um 14 Prozent gestiegen ist, obwohl die Einwohnerzahl deutlich zurückgegangen ist. 

Das hängt auch damit zusammen, welche Verkehrspolitik eine Bezirksvertretung im dezentralisierten Bereich macht und die ist offensichtlich im 4. Bezirk davon dominiert, Auto ist alles und der andere, der öffentliche Verkehr und der Radverkehr ist nichts. 

Ein zweiter Punkt dazu: Wir haben möglicherweise - ich habe das nicht nachgezählt - 150 Stellplätze dafür benutzt, Radverkehrsanlagen aufzustellen, im ganzen inneren Bereich dieser Stadt, in den Bezirken, wo die Viennabikes verwendet, entlehnt und abgestellt werden können. 

Sie wissen aber auch, dass wir damit 1 500 Viennabikes auf die Straße gebracht haben. Also, wir haben das Zehnfache von dem, was an Stellplätzen vernichtet worden ist, dafür verwendet, einem umweltfreundlichen Stadtverkehr zum Durchbruch zu verhelfen. Zu dem stehe ich und Sie wissen genau, das ist auch angekündigt, dass wir die Standplätze permanent beobachten und dass es auch zu Veränderungen in der Anzahl und in der Lage der Standplätze während der Winterpause kommen wird, wo man die Fahrräder in die Garage holt und für das nächste Jahr neu ausrüstet. 

In dieser Zeit wird es auch an den Standplätzen Veränderungen, Adaptierungen und auf den Bedarf orientierte Verbesserungen geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte!

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Der verantwortliche Betreiber, Herr Kuhn, hat selbst im August per Pressedienst mitgeteilt, dass zwar aus seiner Sicht das System funktioniert, aber wenn es so weitergeht - und es hat sich da relativ wenig geändert, vor allem was die Reparaturkosten und den Vandalismus betrifft, weniger die Rückholaktionen -, ist es unwirtschaftlich und dem kann ich nur zustimmen. 

Sie haben ebenfalls in einem Pressedienst kategorisch abgelehnt, Kosten aus dem Wiener Budget für diese, egal wie man jetzt diese Truppe bezeichnet, ob das eine Radbürgerwehr oder eine Info, oder Wienfo, oder was auch immer das ist, die Securitas, auch nur 1 EUR aus diesem Budget dort hineinzubezahlen. Wenn ich mir die Zahlen jetzt anschaue, was schon aus dem dreijährigen Budget heuer von dem Verein verwendet wurde, nämlich 653 000 EUR, und das abziehe, bleiben für die nächsten zwei Jahre Budget der Stadt Wien für diesen Verein 647 000 EUR, das macht 323 500 pro Jahr. Die Kosten für diese Firma Securitas, das wissen Sie ganz genau, betragen aber pro Jahr zirka 340 000 EUR. 

Die Frage an Sie: Es bleibt gar nichts anderes über, dass aus den Mitteln des Wiener Budgets, die in diesen Verein hineinfließen, diese zur Gänze für diese Überwachung gezahlt werden. Haben Sie Ihre Meinung geändert, dass kein einziger Euro aus dem Budget für diese Funktion, für diese Firma ausgegeben wird, sondern für den allgemeinen Betrieb, für Service, für Wartung, oder beugen Sie sich der Realität und die Stadt Wien bezahlt in Zukunft die Firma Securitas fürs Aufpassen, für das Einkassieren der 50 EUR und für andere Tätigkeiten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben ein paar Zahlen zitiert, von denen ein Teil richtig und ein anderer Teil nicht ganz korrekt ist. Sie haben darauf hingewiesen, dass wir im heurigen Jahr, im ersten Jahr, wo auch die Anschaffung der Fahrräder notwendig ist, nämlich in der großen Stückzahl, die höchste Subvention geben, nämlich 654 000 EUR. Sie haben darauf hingewiesen, dass das bedeutet, dass in darauf folgenden Jahren rund 300 000 EUR Subvention gegeben werden. Sie haben aber auch gesagt, dass allein dieser Kundeninformationsdienst, der mit der Firma Securitas betrieben wird, auch 300 000 EUR pro Jahr kostet. Ich kann nur sagen, da dürfte es einen Rechenfehler geben. So viel kann der nicht kosten, und es ist mir auch vollkommen egal, wie viel der kostet, er ist nicht Bestandteil des Subventionsvertrags, und er wird von uns auch nicht finanziert. 

Was allerdings möglich ist, und das hat diese Betreiberfirma des Viennabikes ja auch getan, nämlich weitere Sponsoren gefunden, und Sie werden jetzt ja auch weiße Räder im Straßenbild sehen, und diese weißen Räder werden von einer neuen Firma finanziert, nämlich von der Firma Tschöll, die ein Sponsoring auch für Räder betreibt. Und aus diesem Titel, nehme ich an, mir ist es wirklich egal, woher sie es nehmen, wird die Firma Viennabike die Beobachtungs- und Informationstruppe finanzieren. 

Ich habe vor mir eine Kostenaufstellung über die bisher verwendeten Mittel und ich kann Ihnen sagen, Bügel für Viennabikes, Viennabikes-Lagerhaltungsservicepoint, Ersatzteile Viennabikes-Werkstätte, Grundausstattung Kraftfahrzeug, Betriebsmittel Fahrzeugflotte, Anhängerspezialaufbau, Versicherung, Personalkosten, Öffentlichkeitsarbeit, Radkarte, Sonstiges mit 2 000 EUR, da sind Ihre 300 000 EUR sicher nicht drinnen, und die Eröffnungsfeier und Pressekonferenz. Da gibt es keinen Punkt, der irgendeinen Bezug hat zu dem, was diese Informationstruppe der Firma Securitas betrifft. 

Das ist klargestellt und hat keinen Platz im Subventionsvertrag. 

Damit Sie nicht auf die Idee kommen, dass sich vielleicht diese Informationstruppe unter Sonstiges verbergen könnte, habe ich den Betrag dazugesagt, dort sind nur 2 000 EUR verwendet worden, und haben daher überhaupt nichts mit dieser Truppe zu tun, die ist aus anderem finanziert. 

Und ich kenne natürlich Ihre Minderheitenrechte und gehe davon aus, dass Sie damit sowieso ins Kontrollamt marschieren und eine Prüfung beantragen werden. Sie können sich vorstellen, nachdem ich lange genug im Kontrollausschuss gesessen bin, wie wasserdicht diese Subvention gemacht worden ist. Hier wird nichts verschleiert und es wird auch immer offen am Tisch liegen. 

Eines ist auch klar, dass bei Anhalten der Vandalisierungen, bei Anhalten des hohen Reparaturbedarfs, die Finanzierung durch einen vierten und fünften Sponsor zu suchen wäre. Aus dem städtischen Budget wird es keine Erhöhung geben. 

Tatsache ist, dass an dem Gerät, am Fahrrad, einige Verbesserungen notwendig sein werden. Nicht nur, dass die neuen Verkehrsrichtlinien ab nächstem Jahr in Kraft treten, sondern auch, dass zum Beispiel Schlauchreifen bei solchen Geräten nicht wirklich lange halten, daher wird hier eine Umstellung auf Vollgummireifen erfolgen. Das verringert zwar den Fahrkomfort, sichert aber ab, dass nicht eine so hohe Reparaturanfälligkeit gegeben ist. Genau dasselbe betrifft einige andere Bauteile, die sukzessive erneuert werden. 

Ein zweiter Bereich ist die Frage der Verhinderung der lokal etwas erhöhten Vandalisierungen. Hier werden enge Kooperationen mit den Einrichtungen gestartet, die Zugang zu den Gruppen haben, von denen man annimmt, dass sie besonders hoch in der Vandalisierung aktiv sind, um mit diesen Gruppen noch einmal darüber zu reden und herauszuarbeiten, wie negativ derartige Vandalenakte eigentlich sind. 

Und der letzte Punkt: Es ist auch vorgesehen, dass ab nächstem Jahr - und damit werden sich auch die Vandalisierungen reduzieren lassen - eine Nymisierung der Entlehnung stattfindet, und dass ein erhöhtes Pfand, nämlich nicht mehr 2 EUR, sondern ein höherer Betrag, dann zum Einsatz kommen muss.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/04079/2002/0003-KSP/GM), gerichtet von Frau GRin Dr Laschan, ebenfalls an den Herrn amtsf Stadtrat: Das Gratis-Stadtrad "Viennabike" hat nach anfänglichen Schwierigkeiten im Juli seinen Betrieb wieder aufgenommen. Dabei haben Sie angekündigt, dass nach einer Evaluierungsphase im September über die weitere Zukunft des "Viennabikes" entschieden werden soll. Wie geht es mit dem Gratis-Stadtrad nun konkret weiter?
Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Ich habe eine Fülle von Informationen mit der vorigen Frage schon gegeben. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir mit diesem Konzept des Viennabikes eine Einrichtung in Wien geschaffen haben, die es in skandinavischen Städten in ganz genau derselben Form gibt, nämlich in Kopenhagen und in Helsinki. In beiden dieser Städte funktioniert das Konzept und ich fand es schon zu Beginn der Einführung des Viennabikes sehr zynisch, wenn Behauptungen aufgestellt wurden, nun ja, in Wien beginnt der Balkan und daher kann so etwas in Wien nicht funktionieren. 

Die Wienerinnen und Wiener haben glücklicherweise bewiesen, dass so ein Konzept auch in Wien funktionieren kann. Und dass wir mit dem zweiten Anlauf reüssieren konnten, hat mir auch bewiesen, dass die Wienerinnen und Wiener genau dieselbe Reife haben im Umgang mit öffentlichem Gut, wie das die Skandinavier haben.

Wenn Sie im Sommer und jetzt im September durch die Stadt gehen, fahren, oder selber ein Viennabike benützen, können Sie feststellen, wie gut dieses System funktioniert. Es ist aus dem Straßenbild eigentlich nicht mehr wegzudenken. 

Natürlich erfordert es einige Verbesserungen, ich habe vorhin ein paar erwähnt, und ich bin sicher, dass wir über die Wintermonate, wo das Rad fahren nicht so hohe Intensität hat, ganz sicher die Verbesserungen am Gerät, an den Standorten und am Entlehnsystem unterbringen können, sodass das Prinzip aufrechterhalten bleibt, dass der Weg hin zu diesem umweltfreundlichen Verkehrsmittel verstärkt wird und dass wir letztendlich mit dem Viennabike auch nach 2004 reüssieren können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die erste Zusatzfrage hätte Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

In Ergänzung oder Erweiterung der Frage zur Mariahilfer Straße möchte ich mich einem weiteren wichtigen Bereich widmen, mich auch auf diese Studie beziehend.

Wenn wir wirklich 8 Prozent erreichen wollen, ist das in gewissen Bereichen die Verdoppelung des Radverkehrs, vor allem auf Hauptrouten. Ich sage jetzt bewusst "Radautobahnen". Wer heute bereits am Radringrund fährt, weiß, dass es dort eine Reihe von - ich nenne es im Autofahrerjargon - Engpässen gibt, wo es teilweise zu wirklich gefährlichen Konfliktsituationen insbesondere zwischen Fahrradfahrern und Fußgängern kommt. Jetzt bin ich ein leidenschaftlicher Radfahrer, sehe aber überhaupt nicht ein, dass auch Radfahrer, undisziplinierte Radfahrer, Fußgänger "jagen", und das kommt auch vor. 

Ich schaue mir das nur an vorm Bristol: Wie kann man für 8 000 Radler am Tag einen derart schmalen, die Fußgänger und die Radler gefährdenden Engpass machen? - Ich kann Ihnen noch viele andere aufzählen, bis zur nicht vorhandenen Markierung, Herr Stadtrat, wo, glaube ich, seit langer, langer Zeit angekündigt wird, ordentlich zu markieren. Große Teile sind immer undurchsichtig und gerade viele Touristen wissen nicht, dass es ein Radweg ist und da kommt es dauernd zu unangenehmen Situationen und auch zu Unfällen.

Meine Frage: Wenn es zu einer Verdoppelung des Radverkehrs kommt, ist das auch eine Verdoppelung oder gar mehr der Radfahrer am Radringrund? Dann hätten wir bald die Hälfte Radfahrer gegenüber Autos. Das muss man sich einmal vorstellen: jedes zweite Fahrzeug am Ring, nicht jedes zweite, bei zwei Autos kommt ein Radfahrer daher. Das ist sehr viel, und da kann man doch nicht einen eineinhalb Meter breiten Weg dafür vorsehen.

Welche großzügigen Veränderungen haben Sie speziell am Ring geplant, wenn Sie - was ja vernünftig und gescheit und von uns massiv unterstützt wird - den Radfahranteil auch am Ring verdoppeln wollen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir haben ein fix und fertiges Konzept für die Umstellung und Ertüchtigung des Radringrundweges und dieses Konzept besteht aus zwei Bestandteilen. 

Das eine ist, die Durchfahrt für die Radfahrer durch die Innenstadt zu verbessern, sodass der Umweg um den Ring nicht notwendig sein wird. Dazu sind die Herrengasse, Augustiner Straße und der Bereich bei der Augustinerrampe vorgesehen mit Begegnungsverkehr auch in der Augustiner Straße und Herrengasse. Derzeit werden gerade der Platz bei der Albertina und inkludierend die Radverkehrsanlagen dort bereits umgebaut. 

Der zweite Teil wird nächstes Jahr realisiert, nämlich die Ertüchtigung des Radringrundweges selbst. Hier gab es lange Diskussionen mit der Bezirksvorstehung, wer denn das zahlen soll. Die Bezirksvorstehung hat sich da auch wieder einmal nicht ganz so glücklich verhalten, sagen wir es so. Jedenfalls wird nächstes Jahr dieser Radweg zu Frühjahrsbeginn so rasch wie möglich umgebaut und ertüchtigt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ihre Partei wirbt gerade mit mehr Arbeitsplätzen in Österreich. Am Beispiel des Viennabikes betrachtet, sind Sie diesem Aufruf aber nicht gefolgt, nämlich diese Viennabikes wurden meines Wissens nach in China hergestellt und von dort auch importiert. Sie haben damit keine österreichischen Arbeitsplätze geschaffen und gleichzeitig haben die zwölf privaten Radverleiher in Wien einen Umsatzrückgang von rund 80 Prozent zu verzeichnen.

Was gedenken Sie in Zukunft zu tun, damit Marktwirtschaft in Wien wieder Einzug halten kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Gerstl! 

Ich weiß nicht welchen marktwirtschaftlichen Theorien Sie anhängen. Ich habe immer gehört und Sie wissen, dass wir als Sozialdemokraten der puren Liberalisierung und dem vollkommenen Laisser-faire nicht wirklich die Stange halten. Das kann uns keiner unterstellen, auch im Wahlkampf nicht. 

Nur eines ist klar: Wenn österreichische Anbieter exorbitant teurer sind, als internationale Anbieter, dann kann ich als Subventionsgeber - und hier stehen enorm viele nationale und internationale Regelungen entgegen bis zur WTO - dem privaten Betreiber des Viennabikes nicht vorschreiben, dass er eine österreichische Firma beauftragen soll. Das ist rechtlich absolut nicht zulässig. 

Ich habe immer geglaubt, die ÖVP ist eine Europa-Partei und wüsste das, bis hin zu Ihren Gemeinderatsabgeordneten. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: China ist nicht Europa!) China ist aber Mitglied bei der WTO, also lassen wir das einmal außer Acht. Ich weiß, dass sich einige österreichische Produzenten von Fahrrädern besonders zurückhaltend in der Preisgestaltung geübt haben und besonders hohe Preise verlangt haben. Ich kenne den Briefverkehr dazu und kann Ihnen nur sagen, Sie würden nie und nimmer so ein Fahrrad privat kaufen, wenn Ihnen so ein Preisangebot gemacht wird und wenn Sie vielleicht eine große Stückzahl kaufen, auch keine entsprechende Rabattierung erfolgt. 

Punkt 2, was die Fahrradverleiher betrifft: Warum glauben Sie, haben wir den 2. und 20.  Bezirk herausgehalten? - Um eben die vorhandenen und bestehenden Fahrradverleihe im Prater und auf der Donauinsel vor allzu großen Einbrüchen zu schützen, und das ist weitgehend gelungen. Es gibt einen Einzigen, der sich in einer einzigen Zeitung gemeldet hat und gesagt hat, er habe finanzielle Einbrüche. Dieser Einzige ist aber nicht mit einem fixen Standort im Prater und auf der Donauinsel vertreten, wo unsere Radverleiher in Wien ihren Sitz haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Vorerst noch eine Richtigstellung. Selbstverständlich stimmen meine Angaben. Pro Jahr 322 000 EUR kostet dieser Bewachungs- oder Informationsdienst, nämlich 26 728 EUR pro Monat für diese 12 oder 15 Personen, die rund um die Uhr tätig sind. Daher wird ganz sicher, und das ist fast ident mit den 323 000, die vom Budget an sich nächstes Jahr über bleiben ... Ob das dann von dieser Summe genommen wird - Geld hat kein Mascherl - oder von etwas anderem, das wird sich weisen. 

Wenn ich aber noch weiters bedenke, dass laut Herrn Kuhn 400 000 EUR jetzt in fünf Monaten bereits an Reparaturkosten angefallen sind - ich zweifle nicht an seiner Aussage -, dann sind auch die Sponsorengelder von 400 000 EUR ebenfalls bereits in den Kamin geschrieben. Ich wollte das nur zur Richtigstellung sagen, dass nicht alles im Raum stehen bleibt, dass meine Zahlen nicht ganz stimmen. Sie stimmen vielleicht um 1 000, 2 000 EUR nicht, aber im System stimmen sie ganz sicher.

Meine Frage an Sie: Wissen Sie auf Grund Ihrer schon sicherlich gesichteten Unterlagen des Vereins, wie hoch in diesem Verein der Verwaltungsaufwand ist, in Prozenten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, ich habe eine vollständige Liste, die die Subventionsabrechnung und den Subventionsgegenstand betrifft. Ich kann Ihnen nicht sagen, wie hoch der Verwaltungsaufwand - der uns nicht verrechnet werden darf, weil nicht Subventionsgegenstand - nun tatsächlich ist.

Ich kann Ihnen ein paar Posten sagen, die bekannt sind, ich habe Ihnen einiges schon genannt. Die Frage ist auch die Zurechnung der Verwaltungskosten, aber bevor ich Ihnen jetzt eine falsche Zahl sage, gehe ich davon aus, dass wir uns darüber noch einmal unterhalten werden und Sie werden dann auch die Prozentzahlen des Verwaltungsaufwands bekommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Dr Laschan zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es ist leider immer noch so, dass viele das Fahrrad als reines Freizeitgerät oder Sportgerät sehen oder sehen wollen. Wir kennen alle die Bemerkungen, meistens sind es Autofahrer, die das sagen, die sollen halt am Wochenende fahren oder lieber auf der Donauinsel fahren. 

Ich stelle daher die Frage an Sie, ob die Gratisfahrradaktion Ihrer Meinung nach zu einer größeren Akzeptanz des Fahrrads als Verkehrsmittel beigetragen hat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, ich bin überzeugt davon, dass es bei denen, die bereit sind, auch ein bisschen Muskelkraft einzusetzen, um sich in der Stadt zu bewegen, eindeutig zu einer Verbesserung der Einstellung dem Fahrrad gegenüber geführt hat. Das lässt sich auf Grund von Meinungsbefragungen, die durchgeführt wurden, belegen. 

Was sich natürlich nicht belegen lässt, ist, dass passionierte und ausschließliche Autofahrer alles, was vor ihre Windschutzscheibe kommt, als Hindernis betrachten werden, egal ob Fußgänger, Radfahrer, Autobus oder Straßenbahn. Bei diesen, nehme ich an, werden wir die Veränderung auch künftig nicht erreichen. 

Sicher ist aber, dass beim Anteil jener, die zufrieden sind mit dem öffentlichen Verkehr in Wien, die zufrieden sind damit, dass in Wien die Umweltverbundverkehre auch im Straßenraum unterstützt und gefördert werden, das Ansehen des Rades deutlich gehoben werden konnte. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit kommen wir zur 3. Anfrage (FSP/04080/2002/0001-KGR/GM). 

Sie ist gerichtet von Frau GRin Ringler an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft: Herr Stadtrat, Sie und Ihre Partei haben immer wieder bekräftigt, dass Ihnen die Anliegen der großen Wiener Community von Lesben, Schwulen und TransGenders ein Anliegen sind. Seit einigen Jahren findet nun das sehr erfolgreiche, international renommierte und vielbeachtete Filmfestival "queer identities" statt, das 2003 sein 10‑jähriges Jubiläum feiern würde. Seit letztem Jahr kann "queer identities" allerdings nicht mehr im Rahmen der Viennale stattfinden, sondern benötigt nunmehr eine eigene Finanzierung, die von den Veranstalterinnen und Veranstaltern von DV8 mit 265 000 EUR für die Jahre 2002 und 2003 beziffert werden. Nun steht das Festival, das seit über einem Jahr das Programm vorbereitet, aber in der prekären Situation, Verträge unterzeichnen zu müssen, für die das Festival noch immer keine finanziellen Mittel zugesprochen bekommen hat. Werden Sie noch dieses Jahr ausrei-
chende Budgetmittel zur Verfügung stellen, damit das Festival Anfang Juni 2003 stattfinden kann?

Und da Herr Dr Mailath-Pokorny den Herrn Vizebürgermeister in Brüssel vertritt und jetzt am Rückflug ist, wird der Herr Vizebürgermeister jetzt den Herrn Kulturstadtrat vertreten.

VBgm Dr Sepp Rieder: Faire Lösung. - Ja, Frau Gemeinderätin, ich habe der Korrespondenz und den mir zur Verfügung gestellten Informationen drei Dinge entnommen: 

Das Eine ist, dass es sich - aber dazu hätte es der Information nicht bedurft -um ein wichtiges Festival handelt, das durchaus eine Unterstützung verdient. 

Das Zweite ist, dass es durchaus Bemühungen gegeben hat, dass man zwar nicht von vornherein gesagt hat, das ist nicht zu finanzieren, aber das Problem darin gelegen ist, dass es in den früheren Jahren bis 2001 - es findet ja alle zwei Jahre statt - im Rahmen der Viennale finanziert und auch durchgeführt wurde, im Rahmen der Viennale aber sich das Festival sozusagen verselbständigen wollte. Damit ist natürlich das Problem aufgetreten, dass die dazu notwendigen Mittel auf der einen Seite von der Viennale nicht herausgerückt wurden, auf der anderen Seite nicht zusätzlich im Budget zur Verfügung gestanden sind und dass man daher - das ist sozusagen die letzte Antwort des Kollegen Mailath-Pokorny gewesen - versuchen wird, das im Rahmen des Budgets 2003 zu lösen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Bitte, Frau GRin Ringler. 

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich freue mich natürlich sehr, dass Sie heute die Kultur vertreten und erlaube mir einen Appell an Sie zu richten, doch in Ihrer Funktion als Finanzstadtrat nicht nur so wichtigen Festivals wie "queer identities", sondern auch der Kulturszene im Allgemeinen wieder einmal eine kleine Finanzspritze zu geben. Das fände ich sehr, sehr fein und würde mich sehr freuen, wenn sie sich im Budget 2003 auch tatsächlich finden lassen würde. Das zum einen.

Zum anderen ist mir diese Antwort, die Sie hier gegeben haben, ganz ehrlich gesagt, wesentlich zu unklar. Tatsache ist, das Festival arbeitet seit Jahren hervorragend, hat sehr gute Zuschauerzahlen. Ich selbst habe dort schon den einen oder anderen besonders interessanten Abend verbracht und ich glaube, viele andere Gemeinderätinnen und Gemeinderäte auch. Tatsache ist, das Festival soll im Frühjahr beziehungsweise Frühsommer 2003 stattfinden und Sie wissen als Finanzstadtrat sehr gut, dass solche Festivals einer ganzen Menge Vorbereitung bedürfen und dass es bereits jetzt notwendig ist, Verträge zu unterzeichnen, und dass die Organisatoren, die übrigens heute auch anwesend sind und uns hier sozusagen äußerst gespannt zuhören, natürlich schon seit vielen Monaten unentgeltlich arbeiten und völlige Unklarheit darüber haben, was nun konkret mit dem Festival sein wird.

Wir wissen, der Kulturstadtrat hat gesagt, er wird sich bemühen im Jahr 2003. Allerdings sage ich Ihnen ganz ehrlich, diese Antwort kann ich jetzt einmal so nicht stehen lassen und frage Sie daher ganz konkret: Wird es das Geld geben? Ja oder Nein?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Das Eine ist, ich habe hier ein e-mail, das Frau Barbara Freimüller an den Kollegen Mailath-Pokorny gerichtet hat, wo - und das stimmt mich positiv - sie darauf hinweist, dass ein Teil der zur Vorbereitung notwendigen Kosten durch Sponsoring und durch Unterstützung aufgebracht wird, sodass tatsächlich ein Teil der Kosten von den ursprünglich angesprochenen 5,45 Millionen - noch in Schillingen ausgedrückt - damit abgedeckt sein dürfte, und das andere ist, dass natürlich damit auch die Vorbereitung - wenn das richtig ist und davon gehe ich aus - in Angriff genommen werden kann. 

Ich verstehe schon, dass ein Veranstalter, der ein solches Projekt angeht, eine gewisse Sicherheit haben muss und ich räume ein, dass der Kollege Mailath-Pokorny auch eine gewisse Sicherheit haben muss, aber es liegt im Prinzip einer Budgetverhandlung, dass der Finanzverantwortliche - das bin ich, Sie haben das Glück, dass Sie sozusagen die Frage auch an mich richten können -, dass ich ihm nicht von vornherein sagen kann, das gebe ich ihm automatisch dazu. 

Sie können sicher sein, dass das Kulturbudget fair und ordentlich behandelt wird, aber ich kann ihm nicht vorgreifen, meine Vertretung ist nur hier und nicht sozusagen in der Entscheidung selbst, dass er das auch tatsächlich dann so löst. Aber ich gehe davon aus, von der ganzen Art, wie Kulturamt und auch Kollege Mailath-Pokorny damit umgegangen ist, dass es natürlich auch einer Hinterfragung bei der Viennale bedarf: Ihr habt ja damit früher Geld gehabt, womit ihr das mitfinanziert habt, was ist jetzt mit diesem Geld, das ihr hier zusätzlich sozusagen für andere Zwecke verwendet, kann man das nicht sozusagen umleiten. 

Also, es wird auch hier einer Diskussion bedürfen. Aber ich bin da persönlich eher optimistisch. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage, nachdem die ÖVP verzichtet hat, hat Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Wie wir alle wissen, sind im Wiener Kulturleben Künstler mit einer gleichgeschlechtlichen Orientierung ganz selbstbewusst und ganz selbstverständlich tätig. Sie sind mit großem Erfolg tätig und sie werden vom Publikum geliebt und geachtet. Aber nicht nur allein wegen ihrer sexuellen Ausrichtung und Orientierung, sondern ganz einfach, weil sie große Künstler sind und weil man ihr Talent und ihr Können schätzt. 

Jetzt frage ich Sie, wenn jetzt dieser Trend, der sich hier abzeichnet, fortgesetzt wird und wenn eben neben jedem Festival ein Spezialfestival, so eine Art Sex-special-Festival eingerichtet wird, dann führt das ja langfristig zu einer Art - könnte man fast sagen - Kulturapartheid-Sexualpolitik. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Jetzt frage ich Sie ... (GR Mag Christoph Chorherr Sie sind immer erfrischend, Frau Gemeinderätin!) Ich sage das ganz bewusst, damit man auch ein bisschen was zu lachen hat. 

Ich frage Sie, wie wird denn das sein? - Ein Donauinselfest allein, das ist ja dann ein bisschen banal. Da brauchen wir dann schon noch eine Alternativinsel Lesbos. Oder Mörbisch allein, das ist dann auch zu wenig, da brauchen wir dann schon auch ein Festival am anderen Ufer oder Mozart Festwochen 2006, das wird dann halt auch ein bisschen zu wenig sein. Da brauchen wir dann auch Mozart andersrum. Ich habe das jetzt - wie Sie merken - absichtlich ein bisschen drastischer formuliert. 

Meine Frage an Sie ist jetzt: Finden Sie es richtig, dass in Zukunft zu allen Festwochen und zu allen Festivals noch spezielle Festwochen installiert werden sollen und dass dafür ein extra Steuertopf eingerichtet werden soll? (StRin Mag Maria Vassilakou: Ja, ja!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte schön.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Magistra, Sie haben mich bewusst pointiert gefragt und ich würde das gerne ebenso pointiert beantworten wollen, entschuldigen Sie das daher: Ich bin nicht dafür, dass man den Lifeball mit dem Opernball verbindet. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, dass es natürlich darauf ankommt, welche internationale Anerkennung und welche Bedeutung das einzelne Ereignis gewinnt und dass man nicht pauschal das alles in einen Einheitstopf werfen kann, weder in der einen oder anderen Richtung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): (Lachend.) Entschuldigen Sie, Herr Stadtrat, ich muss immer noch sehr herzlich lachen, über die Ausführungen unserer Kollegin Unterreiner. Ich möchte doch aber noch einmal sehr, sehr ernsthaft auch nachfragen und Sie daran erinnern, dass ich dem Wahlprogramm der SPÖ folgenden Passus entnehmen kann:

Homosexuellenvereine und deren Projekte sollen bei der Erfüllung ihrer für die Gesellschaft wichtigen Arbeit finanziell unterstützt werden. Nicht nur im Bereich der Beratung, Betreuung und Hilfestellung, sondern auch im Bereich der Kunst und Kultur, der positiven Darstellung gleichgeschlechtlich liebender Menschen - zum Beispiel Regenbogenparade -, um für mehr Toleranz und Akzeptanz zu werben. Und darüber hinaus gibt es ja auch seit neuestem den Folder von Wien-Tourismus, den Sie uns auch in der letzten Tourismuskommission präsentiert haben, wo die Stadt Wien ganz offensichtlich sehr stolz darauf ist - und ich glaube, das können wir ruhig sein -, dass sie viele Menschen in unserer Stadt hat, die miteinander leben, die gleichgeschlechtlich lieben und leben. 

Trotz allem frage ich Sie jetzt noch einmal sehr konkret auch in Anwesenheit der Organisatoren: Empfehlen Sie nun den Organisatoren, die Verträge für das Jahr 2003, die jetzt unterschriftsreif am Tisch liegen, zu unterschreiben oder muss den Künstlerinnen und Künstlern für das Jahr 2003 abgesagt werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ja, zunächst möchte ich sagen, dass diese mit Recht erwähnte Bedeutung auch dieses Bereichs für den Tourismusstandort Wien nicht bedeutet, dass wir nur deswegen aus touristischen Interessen dafür sind, dass man eine Entwicklung in diesem Bereich auch finanziell unterstützt. 

Also, gesellschaftspolitisch gehe ich davon aus, dass es hier sehr wohl noch immer einen Bedarf gibt, über das Allgemeine selbstverständlich hinaus, hier zu unterstützen. Prinzipiell daher Ja. Das heißt aber nicht eine Automatik in jedem Fall sofort nur deswegen. 

Das Dritte ist, und jetzt konkret Ihre Frage: Ich kann das nicht empfehlen. Aber ich kann empfehlen, dass sich die Veranstalter sehr rasch und unmittelbar wieder mit dem Kulturamt und mit dem Kollegen Mailath-Pokorny in Verbindung setzen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/04077/2002/0002-KVP/GM). Sie ist gerichtet von Frau GRin Lakatha an die Frau Vizebürgermeisterin: Werden Sie die erst jüngst erhöhten Kindergartenbeiträge für mittelständische Einkommensbezieher (Vollzahler) wieder auf ein sozial verträgliches Ausmaß herabsetzen?

Ich ersuche um Beantwortung. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Sie fragen mich, ob ich die jüngst erhöhten Kindergartenbeiträge für mittelständische Einkommensbezieher wieder auf ein sozial verträgliches Maß herabsetzen werde. Ich glaube, Sie kennen mich lange genug, um zu wissen, wenn ich dem Gemeinderat einen Akt zur Beschlussfassung vorlege, dass dieser sehr gut überlegt und aus meiner Sicht auch sozial sehr ausgewogen ist. 

Ich kann Ihrer Argumentation daher überhaupt nicht folgen und sage Ihnen daher, dass ich nicht die Absicht habe, dem Gemeinderat einen neuerlichen Akt zur Beschlussfassung vorzulegen, der sich mit einer Veränderung der jetzt festgelegten Kindergartenbeiträge beschäftigt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Bitte, Frau Gemeinderätin. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ich müsste lügen, wenn ich sage, dass ich eine andere Antwort von Ihnen erwartet habe, ja! Es ist aber sicher nicht sozial verträglich, ja! Und wenn Sie sagen, es sind zum Teil auch minimale Erhöhungen, so haben Sie und ich einen Brief bekommen von einer Alleinerzieherin, die ein Einkommen von 11 400 S hat und wo man ihr erklärt hat, es ist eine minimale Erhöhung und sie muss 531 S mehr zahlen. Ich sage das jetzt bewusst in Schillingen, weil wir da noch ein bisschen mehr wissen, was es ist. 

Frau Stadträtin, Vollzahler beginnen ab 2 170 EUR, das sind fast 30 000 S. Es ist erwiesen, dass die monatlichen Verbrauchsausgaben für private Haushalte bei 2 437 EUR, also etwa bei 33 000 S liegen. Ab dem Vollzahlereinkommen, das Sie augenscheinlich als mittelständiges Einkommen betrachten, ist meine Fraktion der Meinung, dass eine Familie mit einem Nettoeinkommen von etwa 30 000 S garantiert nicht dem Mittelstand angehört, sondern sich eher an der Armutsgrenze befindet. Denn wenn vier Leute zum Beispiel von so einem Gehalt leben müssen, ist es bestimmt etwas anderes, als wenn es zwei Personen sind. 

Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin, ist die: Sind Sie wirklich der Meinung, dass man eine Familie mit einem Einkommen von etwa 30 000 S nicht unterstützen muss, weil sie Ihrer Meinung nach dem Mittelstand angehört?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Ich bedanke mich sehr für den Hinweis der Aufschlüsselung der Kosten für die Familien. Hätte mich gefreut, wenn Sie hier noch mehr ins Detail gegangen wären, dann hätte man nämlich genau gesehen, welche Belastungen die Familien in den letzten zweieinhalb Jahren durch die Erhöhung von Steuern, Abgaben, sonstigen Kosten, die eine solche lange Liste bildet, die ich Ihnen jetzt gar nicht vorlegen will (GR Johannes Prochaska: Aber geh!), und wodurch sich natürlich auch die Belastung ergeben hat. 

Wir haben im Gegensatz dazu mit sehr viel Augenmaß (GR Johannes Prochaska: Aber bitte!), und ich brauche Ihnen das nicht alles sagen, weil wenn Sie den Akt gelesen haben, wovon ich ausgehe, dann wissen Sie genau, dass sich die Erhöhungen teilweise unter dem Index befinden und sich teilweise durch die Veränderung der Aufenthaltsmöglichkeiten, wie dem Zweidrittel-Kindergarten, für die Familien eine entscheidend verbesserte Situation ergeben hat. Und da gehe ich auch noch gar nicht darauf ein, dass wir in Wien, und das beweisen alle Statistiken, egal von wem sie gemacht werden, selbst von denen, die so orientiert sind, dass Wien einfach nicht gut sein darf, aber gerade bei den Kinderbetreuungsplätzen kann man darüber einfach nicht hinwegsehen, dass sehr viele, oder eigentlich alle anderen Bundesländer, froh wären, wenn sie diese Kinderbetreuungszeiten hätten und die damit verbundenen natürlich auch zu entrichtenden Entgelte, aber auch die damit verbundene soziale Staffelung. 

Ich meine, dass unser System ein gutes ist. Wir haben mit der Erhöhung der Grenze auf 1 000 EUR - und daher stimmt Ihr Beispiel mit der Alleinerzieherin nicht, das haben wir auch dementsprechend dargelegt - und auch mit der Berücksichtigung von mehreren Kindern in der Familie ein System, das sozial gestaffelt auch gerechtfertigt ist. Grenzen kann man immer ziehen und diejenigen, die sich an Grenzen, wo dann höhere Beiträge zu zahlen sind, befinden, werden immer unzufrieden sein. 

Ich meine, dass wir mit dem Wiener System ein flächendeckendes, ein gutes und vor allem auch ein familiengerechtes haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Herr GR Ing Rudolph, bitte.

GR Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! 

Sie haben jetzt in Ihrer Anfragebeantwortung auf eine Flut von Gebührenerhöhungen hingewiesen. Ich danke Ihnen schön für den Hinweis. Es erinnert uns alle hier im Haus daran, dass es ja die Sozialdemokratie hier in diesem Hause war, die die Wienerinnen und Wiener in dem letzten Jahr eben mit einer Flut von Belastungen überzogen hat, darunter eben auch diese Erhöhung der Kindergartenbeiträge. Sozialpolitik ist Gesinnungspolitik, keine Frage. Und wie man es mit Kindern hier in der Stadt hält, kann man natürlich auch an der Tarifpolitik für die Kindertagesheime ablesen. 

Und daher frage ich Sie, vielleicht können Sie doch in sich gehen und sich an dem orientieren, was auch woanders möglich ist, nämlich, dass man den Besuch des Kindergartens an sich kostenfrei stellt? Ich glaube, dass das eine grundsätzliche Haltungsänderung wäre, die auch einem Prinzip zum Ausdruck verhelfen würde, nämlich dass jedes Kind gleich viel wert ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wenn Sie das niederösterreichische Beispiel ansprechen, dann würde ich Ihnen empfehlen, mit jenen Familien zu diskutieren, die nach Wien kommen und ihre Kinder in Wiener Kindertagesheimen unterbringen wollen, weil die Öffnungszeiten der Kindertagesheime in Niederösterreich so sind, dass sie für berufstätige Eltern nicht machbar sind. Darüber hinaus ist der Kindergartenbesuch dort keinesfalls, wenn man ihn ganztags benötigt, kostenfrei. Und das System ist insgesamt eines, das als familienergänzende Einrichtung nicht den Zweck erfüllt, den wir ganz bewusst in Wien erfüllen, nämlich die Möglichkeit als familienergänzende Einrichtung den Eltern die Sicherheit zu geben, dass ihre Kinder bestens pädagogisch betreut sind, während sie ihrer Berufstätigkeit nachkommen. 

Und über Erhöhungen und Belastungen, nicht eingehaltene Versprechen und Sonstiges haben die Wiener Wähler und die Wiener Wählerinnen im vergangenen Jahr entschieden, am 24. November werden es die Österreicherinnen und Österreicher tun. Mit dem Wiener Ergebnis bin ich sehr zufrieden und daher stehe ich auch vor allem im sozialen Bereich und vor allem im Kindertagesheimbereich zu jener Tarifpolitik, die wir betreiben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. -  Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich möchte nur schon auf die ÖVP antworten. Es ist schon interessant, wo die ÖVP die Armutsgrenze hier in Österreich zieht, nämlich bei einem Nettoeinkommen von 30 000 S, was angesichts der wirklich armutsgefährdeten Menschen schon ein Hohn ist, diese Grenze hier anzusiedeln. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Sie wissen, wir sind der Meinung, dass man die Wohnkosten in die Kindergartenbeiträge einberechnen könnte. Da wissen wir auch, dass wir von Ihnen schon eine Antwort bekommen haben, deswegen meine andere Frage. 

Es geht um die Gutwochenregelung. Wir haben gehört, dass sich hier die Verrechnung in letzter Zeit verzögert, dass es jetzt dazu kommt, dass die Gutwochenverrechnung so zwei Monate dauert. Ist es absehbar, dass das schneller gehen wird, weil wir Fälle kennen, wo für Kinder, die gerade ausgetreten sind, beziehungsweise die jetzt in die Schule gehen, die Gutwochenrückzahlung, die Gutschrift, eben erst in zwei Monaten kommt, und das eigentlich etwas zu lange dauert. Gibt es da Bestrebungen, das zu beschleunigen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Glauben Sie mir, dass wir im eigenen Interesse versuchen, Abrechnungen und Vorschreibungen so schnell wie möglich zu handhaben. Wir befinden uns in einer Systemumstellung bei der Beitragskassierung. 

Das ist für mich ein ganz besonders wichtiger Schritt, weil es auch zu einer Entlastung des Personals führt und damit zu mehr Zeit für pädagogische Fragen und weniger Zeit für Cent zählen im Moment, und anderes. 

Es gibt hier offensichtlich technische Probleme bei der Abwicklung, die mich nicht erfreuen, weil ich der Meinung bin, dass alles, was Service am Kunden ist, rechtzeitig zu erfolgen hat. 

Aber ich bin überzeugt davon, dass Herr Dr Voigt als verantwortlicher Abteilungsleiter gemeinsam mit allen, die an diesen Systemen beteiligt sind, daran arbeitet, so schnell wie möglich auch diese Regelungen wieder in ein normales System zu bringen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage: Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ich bin bestimmt die Letzte, die behauptet, dass die öffentlichen Kindergärten in Wien schlecht geführt werden. Das habe ich immer wieder betont. Was allerdings auch klar ist, ist, dass wir hier in Wien österreichweit die höchsten Kindergartenbeiträge haben. 

Was für mich immer wieder ein Diskussionspunkt war - da wurde mir immer widersprochen -: Die Gemeinde Wien sagt, wenn sie Plätze bei einem privaten gemeinnützigen Träger zukauft, dann seien die gleichen Beiträge wie bei einem öffentlichen zu zahlen. Das war mein Standpunkt, und auch von Ihnen und Ihrer Fraktion hat es immer wieder geheißen, das ist nicht nur ein Zukauf, sondern wenn man sein Kind bei einem gemeinnützigen Verein - sei es bei den Kinderfreunden, sei es bei KIWI - unterbringt, hat man die gleichen Beiträge wie im öffentlichen Kindergarten zu zahlen, das heißt einkommensabhängige Kindergartenbeiträge. Da wurde mir immer widersprochen, wenn ich gesagt habe, dass es nicht so ist.

Ich wollte jetzt die Frage an Sie stellen, Frau Stadträtin: Können Sie veranlassen, dass an alle Klubs der Oppositionsparteien eine Mitteilung durch die MA 11 kommt, dass bei den gemeinnützigen Vereinen, auch wenn es kein Zukauf ist, sondern eine freie Wahl, die gleichen einkommensabhängigen Kindergartenbeiträge sind wie bei den öffentlichen Kindergärten?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Wir hatten dieselbe Anfrage, die Sie mir jetzt stellen, erst vor kurzem im Ausschuss. Dort ist sie von mir beantwortet worden. Es gibt diese Regelung, dass beim Leistungszukauf, vor allem bei jenen Kindertagesheimen, die von Organisationen im Auftrag der Stadt Wien geführt werden, die Beiträge so sind wie bei der Stadt Wien. Ich kann nicht - und das tun wir ja seit vielen Jahren - Ausschreibungen machen, Organisationen mit der Führung von Kindertagesheimen beauftragen und dann andere Situationen haben, als wenn die Gemeinde Wien das selber führen würde. Das wäre vollkommen absurd und ist auch nicht so. 

In anderen Bereichen, die nicht dieser Regelung, dieser auch vertraglich festgelegten Regelung unterliegen, ist es so, dass wir Plätze zukaufen, und dort, wo die Einkommensregelung anwendbar ist, diese selbstverständlich auch anwenden. Dazu - ich sage Ihnen das immer wieder - brauche ich keine neue Regelung einzuführen, denn das ist die bestehende Regelung. 

Ich stehe nicht an zu sagen, dass es da und dort Missverständnisse bei der Abwicklung geben kann, und bitte Sie daher noch einmal - nicht nur Sie, sondern alle Oppositionsparteien, denn das ist ja eine beliebtet Praxis, hier immer wieder Beispiele zu zitieren, die dann aber sozusagen nie festgemacht werden können -, jeden Fall, der Ihnen bekannt wird, an mein Büro zu schicken beziehungsweise an die MA 11A, an eine Servicestelle, und dann wird das hinterfragt werden. Und es wird, wenn es so ist, wie hier wieder behauptet wird, auch bereinigt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/04078/2002/0002-KFP/GM), gerichtet von Frau GRin Mag Heidemarie Unterreiner an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft: Bei der Bestellung des neuen Direktors für das Wiener Historische Museum setzten Sie sich über den, nach einem Ausschreibungsverfahren und einem Hearing des Kuratoriums erstellten 3‑er Vorschlag hinweg und wählten eigenmächtig den neuen Direktor. Wird dies in Zukunft die neue Vorgangsweise bei Neubestellungen sein?

Wieder in Vertretung: Herr Vizebürgermeister, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Magistra! 

Ich entnehme dem Lebenslauf des Dr Wolfgang Kos, dass er ein hervorragender vielfach ausgezeichneter Journalist, ein anerkannter Historiker und Kulturwissenschafter, ein mehrfach ausgewiesener Ausstellungsautor und Berater und Kulturvermittler ist, und teile daher die Einschätzung, die auch in der Öffentlichkeit von vielen Seiten geäußert worden ist, dass er nicht nur die gesetzlichen Voraussetzungen für die Bestellung als Geschäftsführer der Wiener Museen erfüllt, sondern dass er darüber hinaus wirklich eine hervorragende und ausgezeichnete Qualifikation ausweist.

Das Zweite ist: Die gesetzlichen Voraussetzungen wurden erfüllt, so wie das Gesetz es vorsieht. Da sehe ich also keinen wie immer gearteten Verstoß gegen die Rechtsvorschriften, und ich meine daher, dass ich durchaus davon ausgehen kann, dass Kollege Mailath-Pokorny auch in Zukunft bei allen Bestellungen den Weg einhalten wird, nämlich im Rahmen der jeweils unterschiedlichen gesetzlichen Bedingungen den bestgeeigneten Kandidaten für eine Funktion in diesem Bereich zu finden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Erste Zusatzfrage: Frau GRin Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister!

Wie Sie ja selbst gerade sagten, ist Wolfgang Kos, der neue Direktor, ein ausgezeichneter Journalist, Historiker und Ausstellungsmacher, aber er ist kein Museumsfachmann, und auch die anderen Kandidaten, die vom Kuratorium gereiht wurden, sind keine ausgesprochenen Experten in der Führung von Museen. Das lässt einen Trend erkennen, und zwar den Trend, ein Museum nicht sosehr als wissenschaftliche Anstalt zu sehen, in dem die klassischen Aufgaben eines Museums, nämlich das Sammeln, Bewahren, Erschließen und auch die wissenschaftliche Aufbereitung der Inhalt oder der Schwerpunkt des Arbeitens sind, sondern ein Museum als Ausstellungsörtlichkeit zu nutzen.

Meine Frage an Sie ist jetzt: Werden Sie als Vizebürgermeister, der ja auch großes Interesse am Kulturleben der Stadt Wien hat, in Zukunft das Historische Museum im Auge behalten und nachschauen, ob es den klassischen Aufgaben eben des wissenschaftlichen Instituts gerecht wird oder ob diese - ich sage jetzt einmal - vordergründige Event-Kultur die Oberhand gewinnen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Magistra! 

Ich habe vorhin erwähnt, dass die Bestellung im Rahmen der gesetzlichen Bedingungen erfolgt ist, und ich habe dem Gesetz entnommen, dass die Funktion des Geschäftsführers in doppelter Hinsicht umschrieben wird, nämlich als Funktion eines Direktors und eines wissenschaftlich-künstlerischen Leiters, und ich denke, dass das einer modernen, nicht nur auf Österreich beschränkten Entwicklung der Art und Weise, wie Museen geführt werden, entspricht. 

Die Tradition der Museumsführung war sicherlich eine andere, und hätte, wie Sie es angesprochen haben, bedingt, dass jemand als musealer Spezialist hier angestellt wird, während aber, wenn Sie sich das international anschauen, in der Entwicklung der Museen ein völlig neuer Trend, den Sie ja angesprochen haben, eingetreten ist. Ich denke, es hat schon einen Reiz, in einem Museum auch diese künstlerische oder auch - wenn Sie so wollen - Event-Dimension zu haben, sodass der Museumsbesuch nicht nur lehrreich, sondern auch spannend ist. Und ich glaube, dass die Bestellung diesem Anforderungsprofil voll entspricht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage: Frau Mag Ringler.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Danke sehr. Um nicht in den Verdacht einer Ute Fabel zu kommen, muss ich Sie korrigieren: Meinen Magistertitel werde ich erst in zwei Monaten haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigung, dass ich das unterstellt habe.

GRin Marie Ringler (fortsetzend): Abgesehen davon vielleicht eine grundsätzliche Bemerkung zu dieser Frage. Wie Sie wissen, unterstützen wir GRÜNEN Herrn Kos und glauben, dass das inhaltlich eine sehr, sehr richtige und gute Entscheidung war. Der Herr Stadtrat hat ja erfreulicherweise auch unsere Anregungen aufgenommen und es wurde eine Diskussion über die Neupositionierung des Historischen Museums in den letzten Monaten gestartet, an deren Endpunkt eine, wie ich meine, richtige Entscheidung für Wolfgang Kos gestanden ist.

Aber - und jetzt kommt mein Aber - natürlich muss sich der Herr Stadtrat und auch Sie, Herr Finanzstadtrat beziehungsweise Vizebürgermeister, die Frage gefallen lassen, wie es denn nun in Zukunft mit Ausschreibungen in dieser Stadt weitergehen soll. Denn Tatsache ist, dass der Herr Kulturstadtrat auf seine nicht ganz geschickte Art und Weise festgehalten hat, dass er sich an die Empfehlungen des Kuratoriums halten wird. Das hat er noch vor dem Sommer ausdrücklich gesagt, hat es jetzt aber nicht getan. Jetzt kann man das inhaltlich begründen. Tatsache ist aber, dass für Menschen in dieser Stadt nicht mehr klar ist, wie weiterhin mit Ausschreibungen umgegangen werden wird und in welche Richtung sich diese entwickeln werden.

Daher meine Frage an Sie, Herr Vizebürgermeister: Halten Sie grundsätzlich die Praxis der Ausschreibungen für richtig, und in welcher Form meinen Sie in Vertretung des Herrn Kulturstadtrats, dass Ausschreibungen in Zukunft vorgenommen werden sollen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Also ich habe nicht vor, das Kulturressort auch noch zu übernehmen (GR Mag Christoph Chorherr: Na geh!), daher werden Sie eine gewisse Zurückhaltung bei der Beantwortung dieser Frage verstehen, aber ich möchte vielleicht doch einiges dazu anmerken.

Das Eine ist: Die Bemerkung, die Kollege Mailath-Pokorny vor dem Sommer gemacht hat, hat doch eines signalisiert, was er ja auch tatsächlich voll eingelöst hat, nämlich dass er sich unter Anhörung, so wie sie das Gesetz vorsieht, nicht bloß vorstellt: Sagt mir, was ihr meint, und dann fahre ich drüber!, sondern er hat das ja in eingehenden Gesprächen und auch in einem Dialog mit den Mitgliedern des Kuratoriums ausdiskutiert und somit nachträglich sozusagen auch seine Entscheidung gegenüber den Kuratoriumsmitgliedern begründet. Es steht im Gesetz einfach nicht drinnen, dass es eine Bindung an einen Dreiervorschlag gibt, und ich hielte es auch für unvernünftig, wenn es eine solche Bindung geben sollte. 

Das Zweite ist: Ich glaube, es hat die Erfahrung im Kulturbereich - und zwar nicht nur in Wien, nicht nur in Österreich, sondern international - doch bestätigt, dass das von Fall zu Fall eine andere Entscheidung sein muss und dass die Frage, welcher Aspekt im Vordergrund steht, die absolute Transparenz oder die Möglichkeit, in diesem oder jenem Bereich in Verhandlungen an die Sache heranzugehen, sehr unterschiedlich beantwortet werden kann. 

Es ist nicht meine Aufgabe, dem Kollegen Mailath-Pokorny Empfehlungen zu geben oder richtungsweisende Entscheidungen vorzugeben, aber ich glaube, dass es sehr wohl auf das Fingerspitzengefühl ankommt und auf die Entscheidung, die dann so ausfallen soll, dass sowohl im vertrauten Umkreis - also sozusagen auf der Innenseite - als auch nach außen Akzeptanz für die Entscheidung besteht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist diese Zusatzfrage beantwortet. 

Die nächste Zusatzfrage: Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Zunächst einmal sollten Sie einen Ressortwechsel von Finanzen zur Kultur ernsthaft überlegen. Ich habe das kurz mit unseren Stadträten besprochen. Von uns würde es keinen Widerstand geben, wir würden das natürlich akzeptieren. 

Zur konkreten Frage - in der mir eigenen Fairness werde ich Ihnen keine Frage kulturpolitischer Natur stellen, um nicht sozusagen eventuell schlafende Geister zu wecken, sondern eine Frage betreffend Ihr ureigenstes Ressort -: Sie haben gesagt, das Problem dieses Kuratoriums sei gelöst; "ausdiskutiert" haben Sie, glaube ich, gesagt. Das ist insofern richtig, als schon das erste Mitglied dieses Kuratoriums, nämlich Frau Prof Wodak, aus Protest gegen diese Vorgangsweise zurückgetreten ist. Der Kuratoriumsvorsitzende, Dr Lachs - beide sind, wie Sie wissen, keine prononcierten ÖVP-Anhänger -, hat öffentlich erklärt, dass man sich diesen gesamten Besetzungsvorgang hätte sparen können, man hätte nur in der "Wiener Zeitung" in der Rubrik "erledigt" eine Kleinanzeige annoncieren müssen. 

Meine Frage an Sie: Im gestrigen "Standard" ist gestanden, dass die gesamte Kuratoriumsentscheidung und der gesamte Ausschreibungsprozess zirka 61 000 EUR aus Steuermitteln gekostet hat. Finden Sie als zuständiger Stadtrat es gerechtfertigt, eine so teure Ausschreibung auf Kosten der Steuerzahler durchzuführen, wenn von vorhinein ohnehin klar war, wer Museumsdirektor werden soll?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Also ich will jetzt nicht hinterfragen, wer aller das Wiener Museumsgesetz mitbeschlossen hat. Es ist ja eine gesetzliche Voraussetzung, dass ausgeschrieben wird, und ich habe jetzt wiederholt betont, dass es an den gesetzlichen Voraussetzungen liegt. 

Die Antwort auf die Frage, ob das Gesetz erfüllt werden muss, lautet daher Ja. Hätte man es anders regeln können? - Das ist eine Frage, die letztlich gemäß einem seinerzeitigen Antrag durch den Landtag entschieden worden ist. Die Frage, wie viel das kostet, kann ich daher jetzt im Rahmen einer Fragestunde nicht wirklich beantworten. Die Ausschreibung an sich ist der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist: Es kann nicht eine Frage der persönlichen Befindlichkeit sein, wenn im Rahmen einer Anhörung der Angehörte seine Meinung gesagt hat und der, der die Verantwortung für die Entscheidung trägt - das ist zunächst einmal der Kulturstadtrat, letztlich dann auch die Wiener Landesregierung, die ja diese Entscheidung nicht nur mit der Regierungsmehrheit getroffen hat -, dann eine andere Entscheidung trifft. Dafür habe ich eigentlich nur eingegrenztes Verständnis. 

Anhörung heißt, dass man mit den besten Argumenten, die einem zur Verfügung stehen, beispielsweise in der Frage einer Kandidatenentscheidung, seinen Kandidaten oder seine Kandidatin ins Treffen führt, aber man muss auch hinnehmen, wenn eine Entscheidung anders ausfällt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die letzte Zusatzfrage: Frau GRin Unterreiner, bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister! 

Sie sind ja kraft Ihres Amtes ein viel gereister Mann, aber Sie werden trotz der so genannten Globalisierung - man spricht sehr viel davon - und bei all dem internationalen Zusammenwirken sicher immer wieder große Bemühungen gefunden haben, dass die Eigenständigkeit, die eigene Identität der verschiedenen Länder gewahrt bleiben möge. Wir alle wünschen uns die kulturelle Vielfalt, aber die ist nur möglich, wenn eben diese eigene Identität gewahrt bleibt. 

Nun scheint mir ein Ausspruch von Wolfgang Kos dem entgegenzuwirken. Er sagt, das Historische Museum Wien soll international sein. Das Originalzitat lautet: "Ein Museum ist international oder nirgendwo." Jetzt kann man natürlich diese Aussage als schicke Worthülse werten, aber auch als eine Ansage, dass man eben diese nationale Identität aufgeben möchte zu Gunsten einer internationalen Wertigkeit. Wie stehen Sie zu dieser Aussage?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Nicht nur aus zeitlichen Gründen, sondern weil es einer ziemlich eingehenden Diskussion bedürfte, um zu definieren, was unter "international" zu verstehen ist, möchte ich das knapp und auch pointiert beantworten und bitte dafür um Verständnis.

Das Gegenteil von international ist provinziell und eine provinzielle Museumsführung will ich eigentlich nicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die Fragestunde mit einem kleinen Überhang beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/04098/2002/0002-KSP/AG). 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Der Abgang der schwarz-blauen Bundesregierung - eine Chance für Wien!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Als Erstredner ersuche ich nun Herrn GR Kopietz die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. (GR Harry Kopietz: Ja, leider!) Zum Professorentitel haben Herrn GR Kopietz alle schon kollektiv gratuliert. Das erübrigt sich somit.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke schön. - Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

Österreich steht vor Neuwahlen. Das ist gut für unser Land und das ist gut für unser Wien. Was Österreich in den vergangenen zweieinhalb Jahren erlebt hat, wird nicht als ruhmreiches Kapitel in die Geschichte eingehen. Wer mit den Menschen heute spricht, der weiß, dass es ihnen nach zweieinhalb Jahren blau-schwarzer Regierung nicht besser geht, sondern schlechter. Wer mit den Menschen spricht, weiß, dass die Angst um Arbeitsplätze groß ist (GR Dr Matthias Tschirf: Nur in Wien!), die Steuerlast drückend ist, die Einkommen geschmälert wurden, die Wiederherstellung von Gesundheit und der Zugang zur Bildung wesentlich teurer geworden sind. 

Diese blau-schwarze Bundesregierung hat den Menschen erklärt, das alles wären notwendige Opfer zur Budgetsanierung. Die Bundesregierung hat versprochen, keine neuen Schulden zu machen. 

Meine Damen und Herren! Nach zweieinhalb Jahren wissen wir aber nun aus den Berichten des Staatsschuldenausschusses und aus Erklärungen des Noch-Finanzministers, dass diese Regierung 8 Milliarden EUR oder umgerechnet 110 Milliarden S neue Schulden gemacht hat. Diese Regierung wird einen viel höheren Schuldenberg hinterlassen, als sie von der früheren Regierung übernommen hat. Das ist die Wahrheit und das werden wir den Menschen auch sagen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Diese schwarz-blaue Bundesregierung hat versprochen, dass sie die Steuern senken wird. Nach zweieinhalb Jahren wissen wir, dass die Steuern um rund 8 Milliarden EUR oder 110 Milliarden S höher sind, als vorher. (GR Franz Ekkamp: Skandalös! - Der Redner hebt ein in der Art von ÖVP-Wahlplakaten gestaltetes Plakat in die Höhe, auf dem Bundeskanzler Dr Schüssel zu sehen ist. - Ironische Oh-Rufe bei der SPÖ.) Wer, wenn nicht er, ist schuld an den höchsten Steuern seit 1945? (Beifall bei der SPÖ.)

8 Milliarden EUR, das ist, damit Sie sich die Größenordnung vorstellen können, so viel wie das gesamte Wiener Budget. Die schwarz-blaue Bundesregierung hat also die Steuern um einen Betrag erhöht, mit dem die Stadt Wien, das Land Wien sämtliche Dienstleistungen für Wien finanziert. Der Unterschied ist nur: In Wien bekommen die Menschen etwas dafür, in ganz Österreich zahlen die Menschen lediglich viele höhere Steuern, um am Ende der Wende noch höhere Schulden zu haben, meine Damen und Herren. Und das ist sicher nicht der richtige Weg, der in Österreich fortgesetzt werden soll. 

Diese Regierung hat auch versprochen, Politik für den kleinen Mann zu machen. Es ist vor allen Dingen die Belastungspolitik, die den kleinen Mann getroffen hat: Unfallrentenbesteuerung, Selbstbehalte im Gesundheitsbereich, Ambulanzgebühren, Rezeptgebühr, Studiengebühren. Nahtlos kann man fortsetzen: Verdoppelung der Mautgebühren. 

Ich erwähne das nur, meine Damen und Herren, weil die ÖVP und die FPÖ das gerne verschweigen und diese ihre Taten vielleicht schon vergessen haben. Speed kills lässt das befürchten. Die Menschen haben die Maßnahmen nicht vergessen, und, meine Damen und Herren, ich garantiere Ihnen, die SPÖ wird sie darauf auch weiterhin aufmerksam machen und sie daran erinnern. 

Diese Bundesregierung hat einseitig nur die kleinen Leute belastet. Sie hat nichts gegen Steuerprivilegien der Superreichen, wie etwa Stiftungen, getan. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Nach zweieinhalb Jahren Regierung, Ihrer Regierung, meine Damen und Herren (In Richtung ÖVP und FPÖ weisend.), zahlen kleine Sparbuchbesitzer doppelt so viel Zinsensteuer wie Besitzer von Stiftungen. Mit anderen Worten: Damit der Herr Prinzhorn und der Herr Bartenstein weniger Steuer zahlen, müssen die kleinen Leute tief in die Brieftasche greifen. Das ist schäbig und unsozial, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 
Diese Regierung hat versprochen, etwas für Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu tun. (GR Robert Parzer: Hat sie ja auch!) Der SPÖ ist es in 30 Jahren Regierungsverantwortung davor gelungen, mehr als 720 000 neue Arbeitsplätze zu schaffen. (StR Johann Herzog: In Wien nicht!) Am Ende der schwarz-blauen ÖVP-FPÖ-Regierung dagegen wird die Zahl der Arbeitsplätze in Österreich sogar niedriger sein als bei ihrem Antritt. In Wien, meine Damen und Herren, ist es auf Grund der hervorragenden Politik Wiens - trotz der Politik der schwarz-blauen Bundesregierung - gelungen, vermehrt Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Sie wissen das ja ganz genau. (Beifall bei der SPÖ. - Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Nach zweieinhalb Jahren schwarz-blauer Chaosregierung ist Österreich von der Überholspur in Europa auf die Kriechspur zurückgefallen, meine Damen und Herren. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Eine Schande! - Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 

Die Bundesregierung ist angetreten, für eine objektive Postenvergabe zu sorgen. Tatsache ist aber, dass Postenschacher und Privilegienwirtschaft ein Ausmaß und in Auswüchse erreicht haben, wie niemals zuvor, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. - Tumultartige Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Monatelang war die Bundesregierung mit der Frage gelähmt, wie der Sondervertrag des Herrn Gaugg ausschauen soll. (GR Georg Fuchs: Gehen Sie lieber in einen Ihrer Container!) Monatelang haben Sie sich damit beschäftigt, welche Kunststücke Sie aufführen müssen, um den unbequemen Hans Sallmutter von der Sozialversicherung herauszubekommen. (GR Johannes Prochaska: Endlich! Endlich!) Zwischenzeitlich ist es dem Herrn Sozialminister gelungen, einer falschen Frau Magistra als Kabinettsleistung "Fabel"-hafte Bezüge zukommen zu lassen, zeitweise höher als jene des Ministers selbst, meine Damen und Herren. (GR Johannes Prochaska: Der Petritsch hat mit Wien auch einen Sondervertrag ausgehandelt! - Weitere lebhafte Zwischenrufe.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren der Opposition (GR Mag Christoph Chorherr: Nicht der Opposition, der ÖVP!), ich würde Sie bitten, sich den Inhalt Ihrer Zwischenrufe für die Wortmeldungen aufzuheben. (Beifall bei der SPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe.) 

GR Harry Kopietz (fortsetzend): Die Sprüche da unten (Der Redner hält wieder ein Plakat mit dem Foto des Bundeskanzlers in die Höhe.) sind austauschbar, meine Damen und Herren. Ich schenke sie Ihnen dann. (GR Johannes Prochaska: Sie können sich die ganze Rede schenken!) Das hätten Sie gern. Das glaube ich Ihnen, dass Sie das gern hätten. Am besten alles vergessen - das hätten Sie gerne. 

Diese Regierung, allen voran Wolfgang Schüssel, hat alle Versprechen gebrochen. Sie hat die Menschen getäuscht, ihnen das Geld aus dem Taschl gezogen, Arbeitsplätze und Zukunftsperspektiven genommen. Ein Scherbenhaufen, meine Damen und Herren, ist diese Bundespolitik, wo man hinschaut. (Neuerliche Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Hören Sie gut zu! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie wollen das nicht hören!) Jeder Tag, um den früher gewählt wird, jeder Tag früher, um dieser so genannten Wende ein Ende zu bereiten, ist ein gewonnener Tag für Österreich und für Wien. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Die Politik dieser schwarz-blauen Chaosregierung hat auch Wien nachhaltig geschädigt. Und jetzt bitte passen Sie auf! (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Oder sind Sie es leid, sich Ihre Fehler vorhalten zu lassen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja, passen Sie auf, wenn ein Professor redet!) Wiens Arbeitnehmer, Wirtschaftsunternehmen, Pensionisten müssen jährlich um 50 Milliarden S beziehungsweise um 3,5 Millionen EUR mehr zahlen als vor drei Jahren, meine Damen und Herren. Das schreiben Sie sich ins Stammbuch hinein. 

Die Kaufkraft der Menschen, die Investitionskraft der Unternehmer, für die Sie immer wieder eintreten, wurde massiv geschädigt und die Arbeitslosigkeit in die Höhe getrieben, meine Damen und Herren. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Ja, in Wien! - GR Johannes Prochaska: In Wien! - Weitere Rufe: In Wien! In Wien!) 

Wenn Entscheidungen getroffen wurden von der schwarz-blauen Chaosbundesregierung, dann waren es die falschen Entscheidungen, meine Damen und Herren, und sie waren politisch motiviert. Der Eisenbahntunnel zwischen Kärnten und Steiermark war eigentlich politisch motiviert und ein Geschenk an Jörg Haider, aber sicherlich keine vernünftige verkehrspolitische Entscheidung. Das war eine eklatante Fehlentscheidung, die die Bewohner der Ostregion noch massiv spüren werden.

Die Wiener warten - passen Sie auf, schreiben Sie mit! (GR Georg Fuchs: Das zahlt sich nicht aus bei dem Gerede!) -, aber nicht auf die Umsetzung, dazu werden Sie keine Gelegenheit mehr haben, sie warten auf die Südumfahrung, auf die Nordostumfahrung, auf den Ausbau der S‑Bahn, der Nordbahn, sie warten auf den Ausbau der West- und Südautobahn, auf die Fertigstellung des Lainzer Tunnels. (GR Walter Strobl: Am Mittwoch werden Sie anders reden!) Alles nicht passiert, meine Damen und Herren! Nichts ist weitergegangen! Aber das ist ja klar: Für Abfangjäger müssen wir alles andere einstellen. (GR Johannes Prochaska: Reden Sie von Wien! Da ist die Arbeitslosigkeit viel höher!)

Nein, meine Damen und Herren, die Arbeitslosigkeit in Wien ist weit geringer als im Bundesdurchschnitt (Widerspruch bei der ÖVP und bei der FPÖ.), weil Wien nach besten Kräften versucht hat, durch Investitionen, Konjunkturprogramme, Wirtschaftsförderungen, Jugend- und Lehrlingsbeschäftigungsprogramme der Entwicklung entgegenzuwirken. (GR Johannes Prochaska: Und was ist das Ergebnis?)

Meine Damen und Herren! Wir versprechen, wir lassen die Wiener nicht im Stich! (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ. - GR Johannes Prochaska: Das ist eine gefährliche Drohung!) Wir stehen an der Seite der Wiener, wenn sie unsere Hilfe brauchen. Dieser Bundesregierung dagegen können sie nicht mehr trauen. Das wissen die Menschen auch. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Der Bund hat die Kindergartenmilliarde gestrichen. - In Wien haben wir die beste Kinderbetreuung in Österreich 40 Prozent der Eltern kostenlos zur Verfügung gestellt. 

Der Bund kürzt bei Pensionisten. - Wir haben ein Rekordbudget für die Seniorenheime aufgestellt.

Der Bund kürzt Sozialausgaben. - Wien gibt um 100 Millionen EUR mehr aus in diesem Bereich. 

Meine Damen und Herren! Wien ist anders! Das spüren die Menschen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Schlusssatz, bitte!

GR Harry Kopietz (fortsetzend): Wir erwarten von einer neuen Bundesregierung daher neue Ziele für Österreich und auch für Wien, wir erwarten, dass nicht mehr irgendwelche Budgetzahlen und Steuerquoten für Kampfflugzeuge im Vordergrund stehen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Den Schlusssatz, bitte!

GR Harry Kopietz (fortsetzend): Meine Damen und Herren! Man müsste jetzt noch stundenlang dazu sprechen. (GR Georg Fuchs: Nein, bitte nicht! - Weitere Zwischenrufe.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Schlusssatz bitte! (GR Georg Fuchs: Die Zeit ist längst abgelaufen!)

GR Harry Kopietz (fortsetzend): Meine Damen und Herren! 

Es gibt vieles wieder gutzumachen, was dieses blau-schwarze Experiment in zweieinhalb Jahren an Schaden angerichtet hat. Ich bin zuversichtlich, dass diese Arbeit für ein neues soziales Österreich nach dem 24. November mit einer neuen Bundesregierung unter der Führung der SPÖ beginnen wird. - Ich danke Ihnen. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ. - GR Harry Kopietz hält, neben seinem Platz in den Bankreihen stehend, weitere Schüssel-Plakate mit diversen Texten in die Höhe. - Lautstarke, tumultartige Zwischenrufe bei der ÖVP. - GR Walter Strobl hält eine Zeitschrift mit dem Bild des Abgeordneten zum Nationalrat Dr Gusenbauer in die Höhe. - GR Mag Wolfgang Gerstl: 8 Prozent für Gusi!) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wissend, dass wir ... (Anhaltende Zwischenrufe, vor allem bei der ÖVP, hindern den Vorsitzenden am Weitersprechen.) Meine Damen und Herren der ÖVP! Ich weiß nicht, ob die Wählerinnen und Wähler, die uns mittels Fernsehkamera zuschauen, dann wirklich den richtigen Eindruck von uns haben. (GR Johannes Prochaska: Die lachen über die Plakate! - GR Kurt Wagner: Das glaube ich auch, denn so schön ist der Schüssel nicht!)

Ich darf um Folgendes ersuchen: Wissend, dass wir mit dem heutigen Kalendertag 60 Tage vor der Nationalratswahl stehen, möchte ich zur Geschäftsordnung schon festhalten, dass bei der Aktuellen Stunde in der Vergangenheit, heute und auch bei den nächsten Aktuellen Stunden, ein jeder Redner die gleiche Toleranzgrenze bezüglich Schlusswort hatte und hat. Bei keiner Aktuellen Stunde noch wurde die Zeit genau eingehalten. Jeder Redner, sei es bei den 5‑Minuten-Blöcken, sei es bei den 10‑Minuten-Blöcken, hat von mir und auch von den anderen Vorsitzenden immer die Toleranzzeit für einen letzten Satz bekommen. Diese Toleranzzeit liegt zwischen 20 und 30 Sekunden. Das gilt somit auch für Herrn GR Kopietz. Nur, damit das klargestellt ist. 

Frau StRin Mag Vassilakou. - (GR Mag Harald STEFAN: Das muss aber für uns auch gelten!) Bitte, das steht Ihnen auch zur Verfügung. Wenn Sie wollen und die Kreativität haben, können Sie es machen. (GR Kurt Wagner: Die haben keine Kreativität!)

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Oh je, ich habe kein Taferl. (GR Harry Kopietz: Ich gebe Ihnen eines!) Nein, nein, ist schon in Ordnung. 

Verehrte Damen und Herren! Lassen Sie uns einen Blick auf Wien werfen, so wie Wien sich selbst gerne sieht: 

ein Wien der Vielfalt, der Weltoffenheit und der Bewegung; 

ein Wien der sozialen Sicherheit und der Solidarität; 

ein Wien der modernen Demokratie, der starken und selbstbewussten Zivilgesellschaft; 

ein Wien der Frauen - sie sind übrigens die Mehrheit in der Stadt -; 

ein Wien der Studierenden - 110 000 Studierende, also etwa 7 Prozent der Stadtbevölkerung, sind an den Wiener Universitäten -;

ein Wien der Zuwanderer, denn - das sage ich immer wieder - 25 Prozent der Wiener Stadtbevölkerung sind seit ungefähr 1960 eingewandert oder mit einer anderen Staatsbürgerschaft als der österreichischen in dieser Stadt geboren und aufgewachsen. 

Das ist unser Wien!

Wie sehr muss dieses Wien die schwarz-blaue Regierung überfordert haben? - Es muss eine Überforderung gewesen sein. Denn was hat Schwarz-Blau für Wien getan? Was hat Schwarz-Blau für Wien bedeutet? 

Ein Angriff auf die Schulen und auf die Lehrer und Lehrerinnen. Übrigens auch ein Angriff auf die Kinder. Denn gelitten haben darunter Kinder aus sozial schwachen Familien, behinderte Kinder, Kinder mit Deutschschwierigkeiten. Genau diese Kinder waren davon betroffen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - GR Walter Strobl: Wo? Wo? Wo?) 
Ein Angriff auf Beratungs- und Betreuungseinrichtungen für die Schwächsten in der Stadt. Denn durch die Verteuerung des Zivildienstes haben diese massive Einbrüche erfahren in ihren Möglichkeiten, Zivildiener anzustellen.

Ein Angriff auf den Pluralismus, auf die Meinungsvielfalt in der Stadt, ein Angriff auf die Zivilgesellschaft. Zum Beispiel durch die Verteuerung der Postgebühren, die es vielen, vielen Vereinen unmöglich gemacht hat, ihre Zeitschriften an die Menschen zu bringen. 

Ein Angriff auf die Kultur und den Geist durch massive Kürzungen. 

Eine so genannte, eine teure Möchtegern-"Reform" - unter Anführungszeichen - der Universitäten, die die Universitäten gequält und gelähmt hat. 

Und als wäre das nicht genug: über 700 EUR jährlich Studiengebühren für 110 000 junge Menschen, die eben in Ausbildung sind und die daher nicht zu den Reichen dieser Stadt gehören. 

Ein vollkommenes Ignorieren der Rekordfrauenarbeitslosigkeit, ja sogar ein weiteres Herausdrängen von Frauen aus dem Arbeitsmarkt durch die Erschwerung der Väterkarenz und natürlich im Zusammenhang mit dem Kindergeld.

Und last but not least - ich meine, ich bräuchte ja Stunden, um alles aufzuzählen, aber etwas, was mir sehr wichtig ist -: Nicht nur Zwangsdeutschkurse für Zuwanderer, ohne irgendein Problem zu lösen, mit dem sie konfrontiert sind, sondern auch noch ein Angriff auf eine Maßnahme der Integration und der Demokratie, ein Angriff auf das kommunale Wahlrecht, für das die weltoffene Gesellschaft hier in Wien seit Jahren, seit über einem Jahrzehnt, gekämpft hat und das jetzt endlich kommen soll. 

Was ist das bitte für eine Bundesregierung, die eine demokratische Integrationsmaßnahme bekämpft und ankündigt, sie vor dem Verfassungsgerichtshof zu bekämpfen? Was ist das für eine Geisteshaltung, die dahinter steckt?

Vielleicht auch noch, um das nicht unerwähnt zu lassen: Gerade jetzt, wo die Tage dieser Regierung gezählt sind, in diesen letzten Tagen noch, erfolgt eine neue "Maßnahme" - Maßnahme auch unter Anführungszeichen -, mit der Tausende von Flüchtlingen heute, wo es kalt ist, gestern, vorgestern, wo es kalt war, und ab jetzt jeden Tag auf die Straße gesetzt werden, denn es gibt neue Richtlinien in der Bundesbetreuung, und die bewirken, dass jetzt zusätzlich Tausende Menschen in dieser Stadt der Obdachlosigkeit preisgegeben werden. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Jeder Tag, den diese Regierung noch länger im Amt bleibt, ist ein Tag zu viel! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 
Ich hätte mir nie gedacht, dass der Moment kommen wird, wo ich mich bei Herrn Hilmar Kabas persönlich und bei Teilen der Wiener FPÖ bedanken muss für irgendetwas, aber in diesem Zusammenhang muss ich sagen: Vielen Dank für Ihre Mitwirkung daran, dass diese Bundesregierung nicht mehr länger im Amt ist! Sie haben damit wirklich etwas Gutes für Wien getan. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Vor diesem schwarz-blauen Horror wirkt natürlich die SPÖ ...

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Stadträtin! Bitte zum Schluss zu kommen.

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. - Da wirkt die SPÖ natürlich sehr, sehr nett. Ich denke nur, wer wirklich will, dass sich in der Stadt etwas ändert, rasch etwas ändert, effektiv etwas ändert, der sollte sich nicht unbedingt allein auf die Häupl-Pröll-Männerfreundschaft als Zeichen und Signal für den Aufbruch verlassen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Daher, meine Damen und Herren: Wer wirklich will, dass sich etwas ändert, der unterstützt die GRÜNEN. Die Stadt braucht Grün! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine Aktuelle Stunde wäre eigentlich eine Chance, sich mit den Problemen dieser Stadt zu beschäftigen (GR Godwin Schuster: Ja, tun Sie das!), Probleme, die es gibt, die aber die SPÖ-Regierung des Stillstands der letzten eineinhalb Jahre einfach ignoriert hat. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wie viele Jahre?) 
Denn was ist in diesen eineinhalb Jahren alles geschehen? - Die Arbeitslosigkeit in Wien ist aus Ihrem Verschulden, hausgemacht, gestiegen. (Beifall bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es ist eigentlich traurig, wenn Leute, die aus der Gewerkschaft kommen, die Hintergrundwissen haben, darüber lachen. Das Engagement für jeden einzelnen Arbeitslosen in Wien - das wäre unser Anliegen. (GR Franz Ekkamp: Aber ich bitte Sie, Herr Tschirf!) Das wäre auch Ihr Anliegen, das war noch die Idee der Sozialdemokraten früher. Heute geht es nur mehr um die Frage der Macht und um sonst gar nichts. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ja, genau! - GR Christian Oxonitsch: Ja, bei Ihnen geht es nur darum! - GR Heinz Hufnagl: Darum ist es dem Kanzler gegangen!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt zum Beispiel Fragen, die in Wien nicht gelöst worden sind. Ob das etwa beim Versagen in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik der Fall ist, ob das etwa die Integrationspolitik ist, ob das die Kulturpolitik ist - Schließung der Theater lesen wir heute - und alles Mögliche. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für uns ist es überhaupt kein Problem, uns mit der Politik dieser Bundesregierung, dieses Bundeskanzlers Wolfgang Schüssel auseinander zu setzen. Wir sind stolz auf diesen Bundeskanzler, und ich kann Ihnen das auch darstellen. (Beifall bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit und lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ. - GR Franz Ekkamp: Auf so was kann man noch stolz sein?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir entscheiden am 24. November zwischen einem Kurs der Vernunft und der Verantwortung und rot-grüner Misswirtschaft. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die Wähler! Die Wähler entscheiden!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir entscheiden am 24. November zwischen einem professionellen ÖVP-Regierungsteam und einem roten Schattenkabinett aus den Herren Gusenbauer und Pilz. (GR Franz Ekkamp hält eine Zeitung in die Höhe, auf der in großen Lettern das Wort "ÖSTERREICH" so steht, dass alle Buchstaben bis auf die letzten drei, also "ICH", durchgestrichen sind.)

Die Österreicherinnen und Österreicher werden wissen, wofür sie sich entscheiden (GR Godwin Schuster: Ja, das werden sie! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ): für die Professionalität eines Wolfgang Schüssel (GR Christian Oxonitsch: Die Professionalität haben wir gesehen!) und gegen Gusenbauer und Pilz. (Beifall bei der ÖVP.) 
Was gelungen ist in diesen zweieinhalb Jahren, ist, die Staatsfinanzen zu sanieren. (GR Godwin Schuster: 5 Milliarden zusätzliche Schulden! 5 Milliarden!) Wenn Sie die Debatte der letzten Tage verfolgen, wenn Sie vielleicht auch Zeitungen lesen, dann werden Sie wissen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass derzeit in Europa eine Diskussion über blaue Briefe stattfindet, die da verschickt werden, etwa an den Herrn Eichel und Ähnliches. Aber Österreich kommt nicht in diese Situation, weil genau jenes Defizit, das Herr Edlinger, der einmal da gesessen ist, zurückgelassen hat (GR Christian Oxonitsch: Der hat es abgebaut!), in Österreich nicht besteht (GR Heinz Hufnagl: Das wissen wir noch nicht, wie es am Jahresende ausschaut!), weil etwa die ÖIAG-Schulden weggekommen sind, weil tatsächlich Maßnahmen zur Strukturierung der Wirtschaft, zu einer entsprechenden Finanzkraft dieses Staates gesetzt wurden. Das alles wurde geschaffen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (GR Christian Oxonitsch: Warum haben wir dann jetzt einen höheren Schuldenstand, Herr Kollege? - GR Franz Ekkamp hält eine Grafik in die Höhe.) 

Lassen Sie mich nur einige Punkte aufzählen von dem, was alles gelungen ist. (GR Kurt Wagner: Warum haben Sie gegen die Arbeitslosigkeit nichts gemacht? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es ist nicht nur eine Zeit einer guten Wirtschaftspolitik gewesen, sondern auch einer guten Sozialpolitik. Ich sage nur: Beschäftigungsoffensive für behinderte Menschen, Einführung von Gruppenpraxen. 

Im Bereich der Universitäten kam es zu einer Modernisierung, einer Internationalisierung - alles Dinge, die von Wissenschaftsministern Ihres Couleurs verabsäumt wurden, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Weiters kam es zu einer Angleichung zwischen Arbeitern und Angestellten. (Zahlreiche Rufe: Wo? Wo denn?) Das ist sozialistischen Sozialministern, sozialistischen Finanzministern nicht gelungen. Das ist jetzt möglich geworden. (Beifall bei der ÖVP. - GR Franz Ekkamp: Herr Tschirf, bitte bleiben Sie bei den Tatsachen!) 
Erstmals kam es - das ist eines der wesentlichsten Dinge - zu einer Anhebung des faktischen Pensionsalters an das gesetzliche. Hier ist ein Schritt erfolgt. Das haben Sie alles verabsäumt, und zwar zu Lasten der nächsten Generationen in diesem Land. (GR Kurt Wagner: Und was haben Sie gemacht bei den Eisenbahnern, bei der Post? Das ist Ihre Art: Zwangspensionierungen!)

Und noch ein Thema: die Liberalisierung im Bereich Gas und Strom. Das ist etwas, was nicht nur für die Haushalte, was nicht nur für die Bezieher kleiner Einkommen, sondern auch für den Wirtschaftsstandort Österreich eine Rolle spielt. Und was haben Sie in Wien gemacht? - Sie haben gleich eine Stromsteuer draufgeschlagen. Das ist Ihre Politik und die würden Sie mit Rot-Grün auch weiter fortsetzen. (GR Kurt Wagner: Den kleinen Einkommensbeziehern ziehen Sie das Geld aus der Tasche mit der Ambulanzgebühr und diversen anderen Sachen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In vielen anderen Bereichen ist auch sehr viel geschehen, etwa im Bereich der Sicherheitspolitik. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ. - GR Godwin Schuster: 2 000 Polizisten weniger!) Was hier etwa Minister Strasser zusammengebracht hat, meine sehr geehrten Damen und Herren. (GR Kurt Wagner: Ja, unbequeme Leute in die Pension schicken!) Er ist ein Innenminister, von dem Jörg Haider nicht sagen konnte: Er ist mein bester Mann in der Regierung. Ich weiß, es ist unangenehm für Sie, das zu hören. 

Ich weiß, dass es für Sie auch unangenehm ist zu hören, dass Strasser erstmals die Frage einer echten Integration, eines Integrationsvertrags angegangen ist. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Hier sind tatsächlich Schritte gesetzt worden, von denen Sie wissen, dass sie in vergangenen SPÖ-Regierungszeiten einfach nicht geschehen sind. (GR Kurt Wagner: Märchen und Sagen!)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Klubobmann, ich bitte, zum Schluss zu kommen.

GR Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es tut mir Leid, nicht Stunden zur Verfügung zu haben, um all das aufzuzählen, was hier geschehen ist. (GR Franz Ekkamp: Nein! Ende! Ende! - GR Heinz Hufnagl: Danke, es reicht!)
Am 24. November geht es darum, ob Wolfgang Schüssel und sein professionelles ÖVP-Team für dieses Land weiterarbeiten können oder ob Gusenbauer und Pilz in ein rot-grünes Chaos führen. (Bravo-Rufe und Beifall bei der ÖVP. - Zahlreiche Rufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Laut "News" - und zwar die neueste Ausgabe berichtet davon - gibt es die beliebteste Regierung in der österreichischen Bevölkerung, und diese beliebteste Regierung ist mit 34 Prozent Schwarz-Blau. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Das können sich nur Masochisten wünschen!) Sie können sich "News" heute kaufen und können das nachstudieren. Sie können im letzten "profil" nachlesen, dass 64 Prozent der Österreicher zufrieden sind mit dieser schwarz-blauen Bundesregierung und mit der Leistung dieser schwarz-blauen Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Und ich sage, es gibt nur eine Chance für Wien, nämlich dass Schwarz-Blau nach dem 24. November wieder in einer Bundesregierung vorhanden sein wird, denn sonst geht es mit Wien weiter bergab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich frage mich, warum heute Herr Prof Kopietz eigentlich kein Plakat von Ihrem Spitzenkandidaten hergezeigt hat. Ja, warum wird der versteckt? Ich frage mich wirklich. - Warum, ist mir klar: Weil nur 8 Prozent der Bevölkerung, weil nur 8 Prozent der Österreicher Gusenbauer wählen. 8 Prozent - das sind die niedrigsten Werte aller Spitzenpolitiker im Lande. Und ich verstehe schon, dass Prof Kopietz den Spitzenkandidaten der SPÖ verstecken muss, denn wenn man den herzeigt, dann weiß man, dass das keine Wahlgarantie bedeutet. (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Haben Sie überhaupt einen Kandidaten gefunden? Haben Sie überhaupt einen?)
Mir ist schon klar, dass der Herr Professor heute mit seiner Vorstellung hier versucht hat, den Zirkus Roncalli vom Rathausplatz ins Rathaus hereinzuholen. Aber ich sage trotzdem: Man sollte sich die Fakten der letzten Jahre anschauen. Die 30 Jahre, die Sie in der Regierung Zeit und Möglichkeit gehabt hätten, etwas Gutes für das Land zu tun, haben ja genau das Gegenteil bewiesen. 

Sie haben das Land abgewirtschaftet. Sie haben 2,35 Billionen S Schulden in Österreich aufgebaut, 215 Millionen S täglich, 9 Millionen S stündlich. Über 30 Jahre haben Sie Schulden aufgebaut. (GR Christian Oxonitsch: Warum sind es jetzt mehr geworden? Das verstehe ich immer noch nicht!)
Sie sind verantwortlich, dass die Krankenkassen abgewirtschaftet worden sind, nämlich mit 9 Milliarden S Defizit. 

Sie sind verantwortlich, dass wir 330 000 Menschen haben in diesem Land und übernommen haben, die an der Armutsgrenze leben. (GR Christian Oxonitsch: Warum haben wir jetzt den größten Schuldenstand? Erklären Sie mir das!) 800 000 Menschen waren armutsgefährdet, als wir die Regierung übernommen haben. (GR Heinz Hufnagl: Darum haben Sie gleich die Unfallrenten auch noch besteuert!) 

Sie sind verantwortlich für das Proporzsystem, durch das 30 Jahre lang alles zwischen Rot und Schwarz aufgeteilt worden ist. Und den Lucona-Skandal und den Noricum-Skandal möchte ich gar nicht erwähnen.

Wir haben in kürzester Zeit, in zweieinhalb Jahren (GR Paul Zimmermann: In kürzester Zeit die meisten Arbeitslosen mit einer neuen Rekordarbeitslosigkeit!), mit unserer Reformarbeit so viele Leistungen vollbracht, die Sie in 30 Jahren nicht einmal im Ansatz geschafft haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben eine Budgetsanierung in Angriff genommen, mit der wir das Budget 2000, 2001 und 2002 in Richtung Finanzausgleich gebracht haben. (GR Christian Oxonitsch: Warum sind jetzt um 8 Milliarden Schulden mehr?) 

Wir haben eine Familienpolitik gemacht, wo erstmals ein Kindergeld für alle Kinder gleichwertig auf zweieinhalb Jahre und teilweise auch auf drei Jahre bezahlt wird. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Für alle?) 

Wir haben die gemeinsame Obsorge für Kinder durchgesetzt. Wir haben die Anzeigepflicht bei Kindesmisshandlung durchgesetzt. Alles Bereiche, die Sie 30 Jahre lang überhaupt nicht betreut haben, weil Ihnen die Familie überhaupt nicht am Herzen liegt. 

Wir haben eine Entschädigung für die Opfer des NS-Regimes durchgesetzt, wo Sie 30 Jahre lang geschlafen haben, 30 Jahre lang nichts getan haben, außer zuzusehen und zu vertrösten und es auf die lange Bank zu schieben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben eine Reform im Gesundheitswesen in Angriff genommen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Mit der Ambulanzgebühr!) Wir haben eine soziale Treffsicherheitspolitik gemacht mit der Behindertenmilliarde, mit dem Pflegegeld ab der Geburt. 

Wir haben eine Justizreform in Angriff genommen. Wir haben das Suchtmittelgesetz mit einer Novelle geändert, um auch hier endlich klare Maßnahmen zu setzen. 

Ich könnte hier wochen- und stundenlang stehen und all das aufzählen, was diese Reformregierung und wir Freiheitliche als Reformmotor in nur zweieinhalb Jahren für die Österreicherinnen und Österreicher durchgesetzt haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Und ich sage Ihnen eines: Sie glauben, dass man die Freiheitliche Partei am falschen Fuß erwischt hat. In Wirklichkeit hat man die SPÖ am falschen Fuß erwischt, weil sie den Spitzenkandidaten nicht mehr austauschen konnte. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ich sage Ihnen klar und deutlich: Totgesagte leben länger und Sie werden sich noch warm anziehen müssen, denn eines ist klar: Wir Freiheitliche sind für dieses Land unverzichtbar. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Man braucht uns in Österreich, denn ansonsten passiert genau das, dass die letzten zweieinhalb Jahre auf allen Ebenen wieder rückgeführt werden. 

Was würde denn Rot-Grün bringen? - Rot-Grün würde unsere Staatsbürgerinteressen angreifen. Rot-Grün würde versuchen, für ein Ausländerwahlrecht in Gesamtösterreich einzutreten. (Bravo-Rufe und Beifall bei den GRÜNEN.) Jawohl, das ist es. Das ist das Signal, und die Arbeiter und Arbeiterinnen werden dieses Signal verstehen. Die wollen das nicht. Die wollen, dass Österreich zuerst im Vordergrund steht in einer Regierung und nicht andere Interessen. (GR Heinz Hufnagl: Die ausverkaufte Staatsindustrie - das ist Ihr "Österreich zuerst"!) 

Und ich sage Ihnen auch, wir werden und haben seit dem Wochenende ja auch damit begonnen, aber ich möchte es heute auch klar und deutlich noch einmal festhalten: Wir haben die größte Wählerrückholaktion in der freiheitlichen Geschichte längst gestartet. (Lebhafte Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Und ich sage Ihnen: Der Herr Gusenbauer, der sein Containerdorf beim Burgtheater bereits aufgebaut hat, um offensichtlich ganz als Proponent von "Taxi Orange" aufzutreten ... 

Vorsitzender GR Günther Reiter: (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich bitte, zum Schluss zu kommen.

GR Heinz Christian Strache (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. Gusenbauer, der offensichtlich als Proponent von "Taxi Orange" auftritt, der wird sein Containeroppositionsdorf nach dem 24. November erst recht beziehen können. (Beifall bei der FPÖ.) Ich sage Ihnen, Sie werden sich noch täuschen, und Sie werden am 24. November noch mit langen Gesichtern dastehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Ich verstehe natürlich die Emotionen da im Plenum, aber auch bei den Debattenrednern, die dieses Thema der Aktuellen Stunde hervorruft. Das ist keine Frage - zwei Monate vor dem 24. November. Aber Sie alle wissen, laut Geschäftsordnung bin ich verpflichtet, für die Aufrechterhaltung der Ordnung zu sorgen, und ich ersuche, die Erregung etwas zu drosseln. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nach den bislang gehörten Redebeiträgen, vor allem von ÖVP und FPÖ, wird eines ganz klar: Es ist höchste Zeit! Entlassen wir am 24. November die blau-schwarze Regierung aus ihrer Verantwortungslosigkeit! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Jeder Tag - das stellt sich jetzt heraus, entgegen der landläufigen Meinung -, an dem die Bundesregierung gestritten hat und untätig war, war ein Glücksfall für Österreich. Jeder dieser Tage war ein Tag, an dem die Bundesregierung nichts anrichten konnte. Jeder Tag, an dem die blau-schwarze Bundesregierung gearbeitet hat, war ein Tag, an dem die Österreicher und Österreicherinnen belastet wurden. 

Wir Grüne lehnen das ab. Und daher noch einmal: Entlassen wir am 24. November die blau-schwarze Bundesregierung aus ihrer Verantwortungslosigkeit! (Beifall bei den GRÜNEN sowie der GRin Mag Sonja Ramskogler.) 

Machen wir einen Sprung zurück. 16 Jahre sitzt nun die Volkspartei kontinuierlich in der Regierung, 16 Jahre, in denen sie auch schon vor den letzten beiden Jahren am Sozialabbau kräftig mitgewirkt hat, in denen sie aber, um den österreichischen Sozialstaat zu zerschlagen, nicht davor zurückgescheut ist, sich mit dem Rechtsextremismus in ein Boot zu setzen. Die Volkspartei hat die Rechtsextremisten salonfähig gemacht. Und aus diesem Grund haben weder die Freiheitlichen noch die Österreichische Volkspartei in einer nächsten Regierung irgendetwas zu suchen. Nehmen Sie einmal Platz auf der Oppositionsbank! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Mit dem Gusenbauer wird sich Rot-Grün nicht ausgehen!) 

Sie haben gezeigt, dass Sie Ihrer persönlichen Vorgabe des - ich sage immer dazu: unsinnigen - Nulldefizits in Zeiten einer Rezession mit null Verantwortung nachgekommen sind, dass Ihre Politik der vergangenen Jahre den Menschen null Chancen eröffnet hat. Und eines ist vollkommen klar: Diese Politik hat null Zukunft! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Daher: Entlassen wir gemeinsam am 24. November die blau-schwarze Bundesregierung aus Ihrer Verantwortungslosigkeit! Verantwortungslos gegenüber den Studierenden - Studiengebühren -, verantwortungslos gegenüber den kranken Menschen - Ambulanzgebühren -, verantwortungslos gegenüber den PensionsbezieherInnen - minimale Pensionserhöhungen. 

Und was das Wort der ÖVP wert ist, erkennt man - ich erinnere mich noch daran - anhand der Debatte über die Pensionsanpassung der Gemeindebediensteten, wo beteuert wurde: Selbstverständlich wird es eine Inflationsanpassung für die Bundesbediensteten geben. Und jeder erinnert sich daran, dass das nichts als leere Versprechungen und leere Worte waren. Die Frau Vizekanzlerin hat gesagt, das kommt nicht in Frage, bestenfalls für 2003. 

Sie haben die Österreicherinnen und Österreicher von vorne bis hinten belogen, indem Sie gesagt haben, Sie übernehmen Verantwortung für dieses Land. Sie haben die Österreicherinnen und Österreicher von vorne bis hinten in eine Situation gebracht, in der wir international angepatzt waren. (Empörte Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Sie haben durch Ihre Politik den Rechtsextremismus salonfähig gemacht, und diese Politik lehnen wir ab! (GR Johannes Prochaska: Anpatzer! Denunziant! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 

Wer daher sicherstellen will - und diese Aussage würde ich mir auch von den Sozialdemokraten wünschen, nur kommt sie leider nicht -, wer daher sicherstellen will, dass weder die ÖVP noch die Freiheitliche Partei in der nächsten Bundesregierung drinnen sitzen, hat eine Möglichkeit, die Zukunft Österreichs zu gestalten, und das ist: Grün wählen! - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja unglaublich! Da müssten zwei Joschka Fischer kommen!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nachdem wir ja anschließend die Kulturdebatte haben, lassen Sie mich zu einer kurzen künstlerischen Wertung des bisher Dargebotenen kommen. 

Man sieht an dem, was wir jetzt gehört haben, den Unterschied zwischen Stars und Sternchen. Herr Margulies war eher eine verglühende Sternschnuppe vom Unterhaltungswert her (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), Herr Kopietz hat uns heute zu einer echten Sternstunde in diesem Haus verholfen. Das war wirklich Kleinkunst vom Feinsten, Herr Kollege Kopietz - ich sehe ihn momentan nicht -, das war Kabarett vom Allerbesten. Ich würde sagen, er ist ab heute - es ist ja eine Zeit der Ehrungen für ihn -, er ist ab sofort für mich der Stefan Raab der Wiener Innenpolitik, meine Damen und Herren. 

Allerdings - und das ist der Unterschied von einem Stefan Raab, der halt doch ein bisschen durchschaubar ist, zu einem großen österreichischen Kabarettisten wie dem Karl Farkas -, der Stefan Raab ist durchschaubar, und auch der Herr Kollege Kopietz ist durchschaubar. Wir haben 100‑prozentig damit gerechnet, dass er mit dem neuen Schüssel-Plakat auftauchen wird. Das war ja klar, das war ja aufgelegt, würde man in der Fußballersprache sagen. Es war klar, dass er mit dem kommt. 

Wir haben auch so ein ähnliches Plakat mitgenommen. Es gibt nämlich eine neue genormte Recheneinheit in Österreich: Ein Gusenbauer ist die neue Einheit für die unsichere Zukunft Österreichs, meine Damen und Herren. (Beifall und Zustimmung bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist nicht sehr originell!) 

Aber kommen wir jetzt zum eigentlichen Thema der heutigen Aktuellen Stunde, das ja heißt: "Gusenbauer, Pilz - eine drohende Katastrophe für Österreich". (GR Godwin Schuster: Was Sie bieten, ist keine Sternstunde, das ist eine Mondfinsternis!) 

Herr Kollege Kopietz hat sich sehr eingehend mit den Arbeitslosenzahlen beschäftigt. Ich glaube, er muss eine selektive Wahrnehmung haben, also ein verengtes Gesichtsfeld. Er sieht offensichtlich nur das, was er sehen möchte. Ich habe mir die offiziellen Zahlen von der Wiener Wirtschaftskammer heute auf meinen Computer heruntergeladen - als Unternehmer kann ich das - und abgespeichert. Herr Kollege Strobl von der SPÖ, bitte helfen Sie mir, denn die Zahlen der Wiener Wirtschaftskammer werden ja in Bezug auf die Arbeitslosigkeit wohl richtig sein. Da schaut es nämlich ganz anders aus. 

Ich darf kurz ausführen, denn das ist wichtig. Es geht um den Betrachtungszeitraum zwischen August 2001 und August 2002. 

Unselbständig Beschäftigte in Österreich: plus 0,3 Prozent in Gesamtösterreich, Wien minus 1,1 Prozent, also 1 600 Menschen weniger in Beschäftigung. Eigenartig. Das ist gar nicht kongruent mit dem, was Kopietz gesagt hat. 

Die Arbeitslosenquoten nach österreichischer Rechnung zuerst einmal. In Gesamtösterreich gab es eine Steigerung von 5,1 auf 5,8 Prozent - dramatisch genug, da gebe ich Ihnen völlig Recht -, in Wien von 7,4 auf 8,4 Prozent. Ein Prozentpunkt! (Ironisch-erstaunte Oh-Rufe bei der ÖVP.) Also, irgendetwas stimmt da nicht. 

Und wenn wir ein bisschen ins Detail gingen und Zeit hätten, dann würden wir sehen, dass es gerade bei den Jugendlichen, gerade bei den jungen Frauen, Kollegin Brauner, mit Wachstumsraten von 40 Prozent und mehr pro Monat dramatisch aussieht. Das ist nicht Österreich, das ist die Wiener Situation, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien ist seit Herbst 2001 an letzter Stelle der Bundesländer bei den Beschäftigten, meine Damen und Herren. So schaut es nämlich wirklich aus! 

Und wie schaut es in der EU aus? - Ganz anders! Der Gesamt-EU-Schnitt nach EU-Rechnung ist von 7,3 auf 7,7 Prozent gewachsen. Österreich ist dort im positiven Sinne der Drittletzte, meine Damen und Herren. Hinter Luxemburg und den Niederlanden haben wir die geringste Arbeitslosenquote in ganz Europa. So schaut es aus! 

Deutschland mit der rot-grünen Bundesregierung, meine Damen und Herren - die von Ihnen gepriesene und hochgelobte und für Österreich bereits gewünschte -: 8,3 Prozent Arbeitslose. Das ist der doppelte Wert von Österreich. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ. - GR Godwin Schuster: Und wie hat sie es übernommen vom Kohl?) Das Kohl-Erbe. Na, wart ihr dort nicht dreieinhalb Jahre an der Regierung? Dreieinhalb Jahre keine Regierung? (GR Heinz Hufnagl: Man muss ja auch die neuen Länder im Osten sehen!) Und diese deutsche Regierung wird wirklich abwirtschaften. Ihr werdet in vier Jahren in Deutschland die Quittung dafür bekommen. Das heißt, vier Jahre wird es nicht dauern, denn das wird nämlich davor platzen, weit davor platzen, meine Damen und Herren. 

Ein Deutscher Unternehmer hat vor ein paar Tagen zu mir gesagt, er ist froh, dass Rot-Grün in Deutschland wieder gewonnen hat, denn die sollen nämlich die Suppe, die sie jetzt eingebrockt haben, auch noch selber auslöffeln. (GR Heinz Hufnagl: Warum wollte der Stoiber dann unbedingt Kanzler werden?)

Das rot-grüne Programm, meine Damen und Herren, wie man es vom Kollegen Öllinger in der letzten Zeit gelesen hat, also das müsste man ja großflächig in ganz Österreich fast plakatieren. Das ist ja eine Wahlempfehlung für die ÖVP. Höhere Besteuerung von Kapital und Vermögen, von Erbschaften, Erhöhung der Grundsteuer - alles nur erhöhen, erhöhen, erhöhen, meine Damen und Herren!

Die Stiftungen sind ein eigenes Thema. Interessanterweise hat Kollege Kopietz nämlich vergessen zu erwähnen, dass die damals von Finanzminister Lacina eingeführt wurden. (Bewegung bei der ÖVP.) Ich unterstelle Lacina nicht, dass er damit Kahane und Androsch begünstigen wollte mit seinen Stiftungen, das unterstelle ich ihm überhaupt nicht (GR Kurt Wagner: Ihr habt damals keinen Finanzstaatssekretär gehabt! Es ist alles von allein passiert!), sondern es diente zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Österreich. Also, durchaus ein hehrer Gedanke vom Kollegen Lacina. 

Die Wohnbauförderung streichen, die Familienlastenausgleichsförderung streichen, als Pensionsreform eine Einheitspension nach wahrscheinlich russischem Muster, keine Witwenpensionen mehr - das ist das rot-grüne Gruselprogramm, meine Damen und Herren! 

Aber keine Aufregung und keine Angst. Ich bin mir 100‑prozentig sicher: Der Kanzlerlehrling Gusenbauer wird am 24.11. durchrasseln, und die einzige Chance, die Wien wirklich hat, ist die Fortsetzung der Regierung mit einem Bundeskanzler Schüssel. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Serles. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenige Wochen vor diesen Nationalratswahlen gibt es in Österreich so viele unentschlossene Wähler wie niemals zuvor. Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, diese Wähler haben Sie noch lange nicht gewonnen. Und wenn Sie den Wahlkampf so fortsetzen, wie Sie ihn heute begonnen haben, dann gebe ich der größten Wählerrückholaktion, die die FPÖ jemals in ihrer Geschichte gestartet hat, eine wirkliche Chance. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, Herr Prof Kopietz, wenn Sie heute von angeblich neuen Schulden gesprochen haben, die diese Bundesregierung gemacht hat, und dabei ignoriert haben, dass diese Bundesregierung gerade in der Budgetpolitik eine Trendwende herbeigeführt hat, wenn Sie von der an und für sich erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik der Regierung gesprochen haben und vergessen haben, dass jeder zweite neue Arbeitslose ein Wiener Arbeitsloser ist und dass Wien das Schlusslicht im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ist, dass es knapp 70 000 Wiener Arbeitslose gibt, dann muss ich Ihnen sagen: Die Bundesregierung hat schon ganz gut gearbeitet. Aber wenn Sie so wollen, ist ein einziger kleinerer Betriebsunfall passiert: dass Sie nämlich in einer der letzten Ministerratssitzungen durch diese Bundesregierung zum Professor ernannt worden sind. Ich glaube, das war ein Fehler. Das muss man offen einbekennen. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)
Und die Österreicherinnen und Österreicher werden es sich daher gut überlegen, ob sie mit einer Stimme für die SPÖ in Wahrheit Rot-Grün wählen und damit die Wende rückwärts herbeiführen. Die Wende rückwärts, die, wie in Deutschland, wo sie zuletzt unterlegt war mit wirklich unappetitlichen Anti-Amerikanismen (GR Mag Christoph Chorherr: Wer war denn beim Saddam Hussein?), die, wie in Deutschland, höhere Arbeitslosigkeit, einen Besorgnis erregenden Wirtschaftsabschwung und ein explodierendes Budgetdefizit bringen wird. Die Wende rückwärts, die an der Stelle der grundvernünftigen Integrationspolitik, die diese Bundesregierung gemacht hat, das Ausländerwahlrecht für alle und die grenzenlose Zuwanderung setzen wird. Die Wende rückwärts, und Frau Kollegin Pittermann hat ja das in Wien bereits vorexerziert, die statt harter Strafen für die Drogendealer die Freigabe weicher Drogen realisieren wird. 

Und wenn daher der Herr Gusenbauer, offenbar bereits in Wahlkampflaune und zu unserem grenzenlosen Erstaunen - nachzulesen in der "Presse" vom letzten Wochenende -, verkündet hat, dass er im Unterschied zur früher praktizierten Wirtschaftspolitik der SPÖ für stabile Staatsfinanzen eintritt, dass er die Verwaltungsreform fortführen wird, dass er die Maastricht-Grenze von 3 Prozent einhalten will und dass er die Schwarzarbeit bekämpfen will, na dann frage ich mich: Wo war eigentlich die SPÖ in den letzten zweieinhalb Jahren im Parlament und in der Unterstützung für die Regierungsarbeit der Bundesregierung, als wir Schluss gemacht haben, mit der alten Politik des neuen Schuldenmachens (GR Harry Kopietz: Mehr Schulden, nicht weniger!), als wir mit der Verwaltungsreform das größte Reformpaket in der Geschichte der Zweiten Republik geschnürt haben (Beifall bei der FPÖ.), als wir im vergangenen Jahr erstmals seit Jahrzehnten ein Nulldefizit in dieser Republik verwirklicht haben (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Warum haben wir jetzt die größten Schulden?), als wir, Herr Prof Kopietz, wahrhafte und wirkliche Schritte zur Bekämpfung der Schwarzarbeit gesetzt haben (Beifall bei der FPÖ.), als wir, Kollege Kopietz, mit dem Kindergeld einen sozialpolitischen Meilenstein gesetzt haben (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Das die Arbeitnehmer bezahlt haben!) und als wir letztlich, meine Damen und Herren, mit der Abfertigung für alle eine historische Leistung für die Arbeitnehmer, die größte historische Leistung für die Arbeitnehmer dieser Republik in den letzten 20 Jahren gesetzt haben? (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin daher zuversichtlich, dass am 24. November die FPÖ so stark aus diesen Wahlen hervorgehen wird, dass sie ihre Reformpolitik fortsetzen kann (Beifall bei der FPÖ.), möglicherweise in einer neuen Bundesregierung, aber jedenfalls in der Verantwortung für dieses Land. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Sonja Wehsely. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Hoher Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Herren, die man heute hier von der ÖVP und der FPÖ gehört hat, lassen den Schluss zu, dass es eigentlich ein ganz normales Ende einer Legislaturperiode ist, wo man sich stellt, um wieder gewählt zu werden. Tatsache ist - vielleicht haben Sie hier auch schon ein bisschen eine Wahrnehmungsverzerrung -, dass dem nicht so ist, sondern dass sich diese schwarz-blaue Bundesregierung, dieses gefährliche Experiment, das am 4. Februar 2000 begonnen hat, schlicht und ergreifend selbst in die Luft gesprengt hat. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Hufnagl: So ist es!) 

Und ich danke allen Rednern von der ÖVP und der FPÖ dafür, dass sie hier eines ganz klargestellt haben, allen Mitgliedern des Gemeinderats, aber auch allen Wienerinnen und Wienern: dass es, wenn die ÖVP und die FPÖ auch nur ein Mandat Überhang hat, also 93 Mandate, diese schwarz-blaue Koalition weiter geben wird. Und das gilt es zu verhindern, im Sinne unserer Stadt! (Beifall bei der SPÖ und des GR Mag Christoph Chorherr, demonstrativer Beifall der GRe Kurth-Bodo Blind und Günther Barnet.) 

Sehr geehrte Herren von der ÖVP und FPÖ, weil es haben ja nur Herren gesprochen, wie das oft so üblich ist bei diesen Parteien. Sie können hier Autosuggestion betreiben solange Sie wollen und sich Dinge einreden, die nicht der Wahrheit entsprechen. Tatsache ist, dass es den Menschen in dieser Stadt schlechter geht, als es ihnen vor zweieinhalb Jahren gegangen ist. Tatsache ist, dass Österreich und Wien bis 1999 wirtschaftlicher Vorreiter war, im Vergleich in der Europäischen Union, dass wir ab dem Jahre 2000 Nachzügler geworden sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist weiter, dass Sie mit der Einführung der Studiengebühren, der Ambulanzgebühren, der Besteuerung der Unfallrenten die Schwächsten getroffen haben und dass all das auch die Unterschrift des Mannes trägt, der die Freiheitliche Partei de facto weiter führt, nämlich die Unterschrift von Jörg Haider unter dem Koalitionsabkommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben mehrere Bereiche, wo es die Menschen sehr stark gemerkt haben, was sich in den letzten Jahren hier getan hat. Das waren die Frauen ganz besonders, wo durch die Streichung der Kindergartenmilliarde, durch die Streichung und Abschaffung der Bildungskarenz, durch die Streichung aller Förderungen für Fortbildungen für Frauen, durch die Streichung von Subventionen für Frauenvereine mitten in der Periode hier eine ganz schlimme Situation entstanden ist, die durch zusätzliche Maßnahmen der Stadt Wien aufgefangen worden ist. 

Vielleicht hier nur ein kleiner Vergleich. Die Stadt Wien gibt 5 Millionen EUR aus für Frauenförderung, der Herr Minister Haupt, der Herr Frauenminister, 3 Millionen EUR. Das ist gut und das ist richtig so. Nur, es kann nicht auf Dauer so sein, dass die Stadt Wien überall dort einspringt, wo der Bund auslässt. Und genau darum geht es, das zu verhindern. (Beifall bei der SPÖ.)

Sie haben das Kindergeld in einer Form eingeführt, die nur eines zum Ziel hat, nämlich den Frauen den Wiedereinstieg in den Beruf zu verhindern, die Frauen zurück an den Herd zu drängen. Wir haben in Wien als dem einzigen Bundesland, und zwar nur aus Mitteln der Stadt Wien, flächendeckende, hervorragende Kinderbetreuungseinrichtungen für alle Kinder, die es brauchen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Und, Herr Tschirf, Sie haben ja schon in einer Diskussion zu diesem Thema vor einigen Wochen gesagt, Sie glauben, es gibt in Niederösterreich auch Kindergärten, die über mittags offen haben. Das ist gut, wenn Sie das glauben. Tatsache ist, dass es Kinderbetreuung von 6.30 Uhr bis 18.00 Uhr nur in Wien gibt und sonst überhaupt nirgends und dass alle Menschen, die ein Einkommen bis 1 000 EUR haben, diese Kindergartenplätze auch gratis zur Verfügung gestellt bekommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Sie haben in den letzten zweieinhalb Jahren den jungen Menschen in dieser Stadt die Chancen geraubt. Sie haben Studiengebühren eingeführt. 

Der Herr Böhmdorfer versucht, in letzter Sekunde auf Grund eines persönlichen Wunsches, den er hat, den Jugendgerichtshof aufzulösen, weil es ihm Gott sei Dank nicht mehr gelungen ist, das Jugendgerichtsgesetz zu ändern. Das gilt es zu verhindern in einer nächsten Regierung. 

Und es gibt einen Bereich, der ganz besonders leidet. Ich kann das jetzt leider auf Grund der fortgeschrittenen Zeit nicht mehr ausführen, das sind die Immigrantinnen und Immigranten in dieser Stadt, die in Angst versetzt worden sind von Ihnen, die auf Grund eines so genannten Vertrags, in dem nichts anderes klar ist, als wie man möglichst schnell Menschen abschiebt aus dieser Stadt, zutiefst verunsichert sind. 

Die Stadt Wien bietet seit Jahren Deutschkurse an, an denen bereits mehr als 25 000 Menschen teilgenommen haben.

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen.

GRin Mag Sonja Wehsely (fortsetzend): Ich komme jetzt zum Schlusssatz. 

All das hat auch Name und Adresse, nämlich den Herrn Schüssel, den Sie so gerne als nächsten Kanzler sehen. Der interessiert sich leider nicht für Wien, der interessiert sich leider nicht für den Bund, der interessiert sich nur für eines, und das ist auch sehr schnell und leicht darzustellen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Dem gilt es ein Ende zu setzen, und am 24.11. wird es so weit sein. Es geht um eine bessere Zukunft für diese Stadt, nicht mit einer schwarz-blauen Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 15 von den GRÜNEN, 8 von der ÖVP und 12 von den Freiheitlichen eingelangt sind. 

Weiters sind an Anträgen 1 von den GRÜNEN, 1 von der ÖVP und 2 von den Freiheitlichen eingelangt. Die Anträge wurden allen Fraktionen schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Durch das Ableben von Herrn GR Prof Josef Rauchenberger ist ein Mandat neu zu besetzen. 

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs. 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch freigewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der SPÖ, Herrn Dipl Ing Omar Al-Rawi, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. Ich ersuche nun den Schriftführer, Herrn GR Reindl, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Gemeinderatsmitglied auf meinen Aufruf hin, das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. Ich bitte um Verlesung. (Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.)

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dipl Ing Omar Al-Rawi. 

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Angelobung ist hiermit vollzogen und wir dürfen Sie hier recht herzlich begrüßen. (Allgemeiner Beifall. - Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein. - Angehörige der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats sowie GR Mag Christoph Chorherr begeben sich zu GR Dipl Ing Omar Al-Rawi und gratulieren ihm.) 

Von der Tagesordnung werden die Postnummern 51 (03323/2002-GSV), 87 (03185/2002-GSV) und 88 (03916/2002-GSV) abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 3, 6 bis 11, 13, 16 bis 20, 22, 24, 25, 30 bis 33, 35, 37, 42 bis 46, 49, 50, 52, 54, 57 bis 63, 65 bis 71, 75, 77 bis 82 und 84 bis 86 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass auch die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats anwesend war. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 28 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 2, 28, 29, 34, 36, 38, 39, 64, 40, 41, 76, 83, 72, 73, 74, 4, 5, 12, 14, 15, 21, 23, 26, 27, 47, 48, 53, 55 und 56. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge verhandelt. 

Wir kommen nun zu den Postnummern 1 (03901/2002-MDALTG) und 2 (03300/2002-MDALTG). Sie betreffen die Wahl einer Schriftführerin, die Wahl von Dienstnehmervertretern der gemeinderätlichen Personalkommission und die Wahl der Vertrauens- und Ersatzvertrauenspersonen der Wiener Gemeindevermittlungsämter. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 der Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage daher vor, die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung der heutigen Sitzung durch Erheben der Hand vorzunehmen. Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. Wir werden daher so vorgehen.

Die Postnummer 1 (03901/2002-MDALTG) der Tagesordnung: Ergänzungswahlen.

Frau GRin Claudia Sommer-Smolik hat ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Wiener Rathaus lautet auf Frau GRin Susanne Jerusalem. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Frau GRin Susanne Jerusalem als Schriftführerin wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig so angenommen. Ich gratuliere zu dieser hohen Verantwortung.

Herr Alfred Nickel, Herr Dr Roman Merth und Herr Franz Simanov sind als Dienstnehmervertreter aus der gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Herrn Rudolf Zangl, Herrn Dr Erich Hechtner und Herrn Karl Kaiser vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so zur Kenntnis genommen worden. Ich danke recht herzlich.

Wir kommen nun zur Postnummer 2 (03300/2002-MDALTG) der Tagesordnung. Das ist die Wahl der Vertrauens- und Ersatzpersonen der Wiener Gemeindevermittlungsämter. Mit Beschluss des Gemeinderats wurde die Anzahl der Vertrauens- und Ersatzpersonen pro Gemeindevermittlungsamt mit 7 festgesetzt. 

Unter Anwendung des § 96 der Wiener Gemeindewahlordnung haben SPÖ, FPÖ, ÖVP und GRÜNE je einen Wahlvorschlag eingebracht. Die Wahlvorschläge wurden dem Gemeinderat bekannt gegeben. 

Ich bringe zunächst den Wahlvorschlag der SPÖ zur Abstimmung und bitte nun jene, die damit einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Der Wahlvorschlag der Freiheitlichen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, zur Kenntnis genommen.

Der Wahlvorschlag der ÖVP. Wer ist dafür? - Das ist einstimmig zur Kenntnis genommen.

Der Wahlvorschlag der GRÜNEN. Wer ist dafür? - Mehrstimmig zur Kenntnis genommen, weil jetzt kommt das Gegenspiel, ohne Freiheitliche.

Hiermit sind alle in den Wahlvorschlägen angeführten Bewerber auf Grund der hiefür maßgebenden Gesetzesbestimmungen zu Vertrauens- beziehungsweise Ersatzvertrauenspersonen der Gemeindevermittlungsämter gewählt. Ich wünsche allen viel Vergnügen bei der Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 (03908/2002-GKU) zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Verein der Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters. 

Ich ersuche Frau GRin Klicka als Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. (Zwischenruf.) Ich komme heute eh noch einmal dran, dann mache ich die Ordnungsrufgeschichte. Ich habe nicht vergessen darauf.

Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Heute schlagen wir wieder ein Kapitel in einer scheinbar unendlichen Geschichte auf und diese unendliche Geschichte heißt Rabenhof. Tatsächlich ist man ja zunehmend an absurdes Theater in der besten Tradition erinnert, und ich muss sagen, langsam aber sicher tut es mir im Herzen weh, dass es offenbar nicht möglich ist, dieses Theaterstück auch wirklich zu einem sinnvollen Ende zu bringen. 

Wie sieht es denn aus? - Nun, meine Damen und Herren, Sie werden sich alle erinnern können, ich glaube, es gibt wenige Kulturinstitutionen in dieser Stadt, über die so viele Gemeinderätinnen und Gemeinderäte so vieles zu berichten wissen, denn so oft haben wir in dieser Periode über nichts anderes diskutiert. Tatsächlich ist es ja so, dass wir ständig damit konfrontiert sind, dass der Rabenhof und das Theater im Rabenhof zizerlweise, stückerlweise Geld bekommt. 

Ich darf Sie daran erinnern, dass noch in der letzten Legislaturperiode dieses Theater vergeben wurde unter der Forderung, man möge dort Theater spielen ohne Subventionen. Na ja, eigentlich war von vornherein klar, dass das ein ziemlich unrealistisches Unterfangen ist. Tatsache ist aber, dass der derzeitige Leiter des Rabenhofs die Direktion unter diesen Voraussetzungen auch angetreten hat. Das hat sich sehr, sehr schnell herausgestellt, dass das nicht möglich ist.

Sodann wurde das Theater ausgeschrieben. Wir kennen mittlerweile auch die Ausschreibungspraxis im Kulturamt. Die ist gelinde gesagt mehr oder weniger geschickt. Wir haben das heute schon diskutiert. Und so wurde Herr Welunschek ein weiteres Mal Direktor des Rabenhoftheaters, und Sie können sich erinnern, das war nicht ganz unproblematisch, wie das abgelaufen ist.

Darüber hinaus ist es so, dass wir hier im Gemeinderat bereits zum vielten Male damit konfrontiert sind, dass der Rabenhof Geld bekommt. Wir haben noch vor dem Sommer einen Dreijahresvertrag für den Rabenhof beschlossen, ohne die Stimmen der Opposition, und jetzt haben wir wieder einen Antrag hier liegen, denn - und auch das verwundert im Grunde nicht - dieses Geld reicht nun mal nicht aus. Tatsache ist, ein Theater von dieser Größe mit einem durchaus ambitionierten Anspruch ist nun mal nicht um das wenige Geld zu führen. 

Was mich aber besonders beunruhigt an dieser Vorgehensweise, ist, dass es hier völlig unklare Kriterien dafür gibt, wer denn nun in welcher Form wann so ein Geld bekommt, und dass es auch offenbar nicht möglich ist, hier eine endgültige sinnvolle Entscheidung zu treffen, die Sicherheit schafft, die Sicherheit nämlich auch für die Theaterschaffenden schafft, denn der Zustand, der sich daraus ergibt, ist unhaltbar, ist unhaltbar für die, die im Rabenhof arbeiten, und er ist unhaltbar für die Menschen, die in dieser Stadt, in der freien Szene Theater machen. Denn es ist nicht mehr nachvollziehbar, warum das Theater im Rabenhof jetzt wieder Geld bekommt und warum andere Theaterschaffende in dieser Stadt diese Vergünstigungen nicht bekommen. 

Das Ganze ist also eine höchst verunglückte Angelegenheit und mir nicht nachvollziehbar, wie es sich nun vollzieht. Man hört das Gerücht, dass der Dreijahresvertrag, den wir beschlossen haben, noch nicht einmal unterzeichnet wurde, also sprich gar nicht rechtskräftig ist. Ehrlich gesagt, ich kenne mich nicht mehr aus, und ich verstehe auch nicht mehr, warum es scheinbar nicht möglich ist, hier ein für alle Mal eine Lösung zu finden, und zwar eine, die nicht den Geruch des Parteipolitischen hat, eine, die Fairheit sicherstellt und die uns nicht ständig hier mit dieser Frage beschäftigt und damit auch ganz zu Recht die Theaterschaffenden in dieser Stadt in hohem Maße verärgert. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe und des GR Dr Andreas Salcher.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Mir fällt hier nur ein einziges Wort ein für die Vorgehensweise in Bezug auf den Rabenhof und das ist "unprofessionell". Es ist schlicht unprofessionell, so mit öffentlichen Geldern umzugehen, so mit den Theatermacherinnen und Theatermachern in dieser Stadt umzugehen, und es ist schlicht auch nicht nachvollziehbar und nicht gerecht. 

Aus diesem Grund werden wir auch den von der ÖVP eingebrachten Antrag unterstützen, der da lautet, dass ein gleich hoher Betrag wie der, den wir jetzt für den Rabenhof beschließen werden, auch für andere Theatermacherinnen und Theatermacher in dieser Stadt zur Verfügung gestellt wird. Denn tatsächlich ist es ja so, dass wir ganz allgemein in der Stadt derzeit eine Verwaltung von Knappheit im Theaterbereich feststellen müssen. Das ist natürlich nichts Neues und im Kulturbereich leider fast immer der Fall, auch wenn ich hoffe, dass sich der Herr Finanzstadtrat heute in seiner Rolle als Kulturstadtrat gut gefühlt hat und daher vielleicht im nächsten Jahr einer Erhöhung des Kulturbudgets wieder zustimmen wird. 

Nichtsdestotrotz, Tatsache ist, derzeit haben wir es mit einer sehr schwierigen Situation zu tun. Viele junge Gruppen, viele Menschen, die interessantes Theater machen, können keine Gelder bekommen, und wenn Sie sich die Tagesordnung für den nächsten Kulturausschuss anschauen, dann werden Sie sehen, dass vieles, was an die freie Szene an Geldern vergeben wird, wirklich nur als die letzten Krümel zu bezeichnen ist, und eigentlich kann Wien damit kaum seinem Ruf als Theaterstadt wirklich gerecht werden.

Wir sagen also, diese Situation muss ein für alle Mal und raschest geklärt werden, und unter den Bedingungen, die wir derzeit vorfinden, können wir leider auch der Subvention nicht zustimmen. Denn Tatsache ist, die Vorgehensweise ist nicht nachvollziehbar, sie wird in hohem Maße von vielen anderen Theaterschaffenden in dieser Stadt zu Recht, glaube ich, als nicht gerecht empfunden. Und im Übrigen meine ich, dass es dringend notwendig ist, sich ganz grundsätzlich einer Reform der Theaterszene in dieser Stadt sozusagen zu widmen. 

Was, glaube ich, in dieser Frage wirklich zu klären sein wird, ist, in welcher Form der Stadtrat vorhat, den Rabenhof in Zukunft zu unterstützen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass wir auf der Basis der derzeit vorliegenden Anträge nicht in diesem Jahr noch einen weiteren Antrag auf Subvention vorliegen haben werden, denn Tatsache ist, und das scheinen mir keine völlig unrealistischen Summen zu sein, dass man für den Betrieb dieses Theaters nun mal sehr, sehr viel mehr Geld braucht, als auch jetzt zugestanden wird.

Ich glaube, es ist wirklich dringend notwendig, hier entweder ein klares Bekenntnis abzulegen oder zu sagen, nein, wir wollen es nicht. Aber dieses ständige Hin und Her ist, glaube ich, ein unhaltbarer Zustand und, wie gesagt, grundsätzlich einfach auch unprofessionell. 

Ich frage mich, wenn die SPÖ uns des Öfteren sagt, Wien macht es besser: Warum kann das dann nicht auch der Kulturstadtrat tun? - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe und des GR Dr Andreas Salcher.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ja, wir haben jetzt das Problem, dass die ausgemachte Theaterdebatte schon von der Aktuellen Stunde ein bisschen vorweggenommen wurde, die sich eindeutig auf Kosten der Kultur profiliert hat. Aber wir haben ja auch niemanden wie den Prof Kopietz, der hier entsprechende theatralische Elemente hereinbringt, und der Nestroy-Preis für dieses Jahr ist ja leider schon vergeben. Aber auch der Kollege Serles hat mir gefallen, weil der hat einen neuen Begriff geprägt, die GröWaZ, die größte Wählerrückholaktion aller Zeiten, und das legt natürlich die Latte für die Kulturdiskussion sehr hoch und es ist die Frage, ob wir hier mithalten können. Aber wir werden das zumindest versuchen. Der Rabenhof ist ja wirklich ein gutes Beispiel dafür. 

Zuerst einmal: Der Herr Kulturstadtrat behauptet immer steif und fest, dass sozusagen der Vorwurf der Parteipolitik hier völlig aus der Luft gegriffen ist. Das Interessante ist: Der Vorwurf der parteipolitischen Vergabe ist ja gar nicht so sehr von der Opposition gekommen, sondern den hat zum Beispiel der Direktor der Josefstadt erhoben, der Helmut Lohner, der unserer Partei bei Gott nicht nahe steht, aber einer der führenden Schauspieler des Landes ist, indem er klipp und klar gesagt hat - und er hat es öffentlich gesagt, nachlesbar im "News" -, dass es in den damaligen Verhandlungen der Josefstadt mit anderen Interessenten die ganz klare Ansage seitens der Stadt gegeben hat, dass dieses Theater an den Herrn Welunschek zu gehen hat.

Die Josefstadt hat auch schriftlich angeboten, den Rabenhof selbst weiterzuführen, und zwar mit 6,4 Millionen S, also deutlich weniger, als der Rabenhof tatsächlich kosten wird, fast die Hälfte dessen, was dann das Budget sein wird.

Und das muss man auch sagen, was die künstlerische Qualität des Rabenhofs betrifft. Ich möchte jetzt nicht die jetzige künstlerische Qualität werten, aber damals war der Rabenhof sicher schon ein sehr reputiertes Theater. Es hat mit dem "Mr. Green" den Europäischen Kulturpreis gewonnen, das Stück über Furtwängler und die Kunst herausgebracht und so weiter. Es war, sage ich ganz offen, mein persönliches Lieblingstheater in Wien, und es tut mir sehr Leid, dass die Josefstadt das nicht weitergeführt hat. 

Eines muss man auch klar und deutlich sagen: Der Herr Welunschek ist in der ganzen Causa eher das Opfer, weil der ist von Anfang an ehrlich gewesen und hat nämlich gesagt, dass er 12 Millionen S braucht, um dieses Theater zu führen. Und das ist auch so, weil eine Bühne in diesem Ausmaß, wenn sie eine künstlerische Qualität erzielen will und wenn sie nicht eine Synergie hat, wie das bei der Josefstadt der Fall ist, braucht einfach dieses Geld. Und daher habe ich es doppelt unfair empfunden, und das haben wir von Anfang an als Opposition kritisiert, dass man ihm zu wenig Geld gegeben hat. Er hat ja selbst bei der Pressekonferenz erklärt, dass das zu wenig Geld ist. Und jetzt passiert halt das, was wir alle erwartet haben, dass hier der entsprechende Nachschlag kommt.

Das Problem ist dabei, dass das natürlich zu Lasten anderer geht, weil das Geld kann man ja nicht irgendwo herzaubern. Mittlerweile sind fast 45 Millionen S oder 3 270 000 EUR in den Rabenhof geflossen. Das hat natürlich Konsequenzen für die Wiener Theaterszene. Frau Kollegin Ringler hat das ja gesagt. Es ist überhaupt kein Geld da für einen Mehrbedarf bei anderen Bühnen beziehungsweise - und so schaut es im Augenblick auch aus - es werden sogar Theater nicht als Theater weitergeführt, weil beim Auersperg gibt es ja nach wie vor keine Entscheidung, jetzt unabhängig von der Intendantenfrage, die Subventionen, die derzeit für das Auersperg aufgewendet wurden, wieder in ein Theater zu investieren, weil ja die Interessenten natürlich nur bereit wären, unter dieser Voraussetzung weiterzutun. Von der menschlichen Tragödie des Herrn Desy möchte ich ganz absehen. Weil eines verstehe ich nicht: Bei allen anderen in dieser Stadt sind wir immer großzügig gewesen und nur in diesem einen Fall ist es nicht so, aus Gründen, die mir nicht nachvollziehbar sind.

Ich möchte daher zwei Anträge einbringen, die sich mit der Situation der Szene beschäftigen.

Der eine Antrag lautet:

"Der zuständige amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge sicherstellen, dass ein gleich hoher Betrag für die sofortige Unterstützung der anderen Wiener Klein- und Mittelbühnen zur Verfügung gestellt wird."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Ich glaube, dass das fair ist, weil wenn mehr Geld da ist, dann muss für alle mehr Geld da sein. 

Der zweite Antrag betrifft das Auersperg-Theater: 

"Der zuständige amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge sicherstellen, dass im Einklang mit der oben erwähnten politischen Zusage" - damit ist die Zusage des Bgm Häupl gemeint, dass keine Theater geschlossen werden - "das Auersperg-15‑Theater, früher Theater beim Auersperg, als Theaterraum erhalten bleibt."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Ich weiß, die Argumentation des Herrn Stadtrats im Ausschuss, warum der Rabenhof jetzt mehr Geld bekommt, war ja unter anderem auch, der böse Bund - wie immer - ist schuld, weil er irgendwelche Zusagen nicht einhält oder weil er einfach den Rabenhof nicht mitfinanziert. Faktum ist, und ich habe mich jetzt einmal erkundigt, dass es erstens schon beim Antrag am 11.6. an den Bund ein Schreiben gegeben hat, in dem darauf hingewiesen wird, dass die formelle Einreichungsfrist abgelaufen war, weil es eben auf Bundesebene offensichtlich üblich ist, dass dort früher eingereicht werden muss. Und zwar, die Frist wäre am 15.11.2001 zu Ende gewesen. Das Schreiben war daher formell acht Monate zu spät. 

Und das Zweite: Sie wissen, dass es auf Bundesebene einen Bühnenbeirat gibt und dass der Bühnenbeirat bei der Prüfung auf weitere Ansuchen eben keine positive inhaltliche Bewertung ausgegeben hat und dass daher mit hoher Wahrscheinlichkeit damals schon anzunehmen war, dass es vom Bundeskanzleramt und vom Kulturstaatssekretariat keine Unterstützung gibt. Das heißt, das ist eine Ausrede, zu behaupten, man habe darauf gehofft oder gewartet, dass hier Geld vom Bund kommt. Es war vom Anfang an klar, dass der Bund nicht bereit ist, in einer schwierigen budgetären Situation ein Problem zu lösen, das Herr StR Mailath-Pokorny sich selbst geschaffen hat.

Die ganze Geschichte im Rabenhof hat wie immer in der Ära Mailath-Pokorny mit einer missglückten Ausschreibung beziehungsweise Besetzung, die ja auch einen entsprechenden Widerhall in den Medien gefunden hat, begonnen.

Ich erinnere mich noch, wie mein Kollege Woller damals hier mit lauter Stimme verkündet hat diesen sensationellen Durchbruch und die historische Entscheidung in Wien des StR Mailath-Pokorny, in Zukunft alle Funktionen auszuschreiben.

Wir haben es heute in der Früh in der Fragestunde schon kurz besprochen: Jede zweite Besetzung hat nicht funktioniert, das vorgegebene Verfahren wurde nicht eingehalten. 

Die Museen der Stadt Wien haben wir heute in der Früh besprochen, wobei ich dazusage: Die ÖVP hat nie etwas gegen die Person des Herrn Kos gehabt, aber sehr wohl gegen die Vorgangsweise.

Herr Stadtrat! Wie können Sie rechtfertigen, ich meine, Sie können es heute auch widerlegen, aber angeblich hat dieser gesamte Besetzungsvorgang bei den Wiener Museen zirka 61 000 EUR gekostet, weil zum Beispiel ausländische Interessenten dreimal eingeflogen wurden, wo von vornherein klar war, dass die keine Chancen haben, für Inserate und so weiter.

Da kann man wirklich nur dem Vorschlag zustimmen, der heute in der "Wiener Zeitung" gestanden ist und der ja vom Vorsitzenden des Kuratoriums gekommen ist, dass man in Zukunft einfach ein Kleininserat schaltet, erledigt in der "Wiener Zeitung".

Die Frau Prof Wodak, die ja eine reputierte Frau ist, ist zurückgetreten aus Protest gegen diese Vorgangsweise. Da kann man ja nicht sagen, das ist alles ausgeredet und das ist halt so gewesen. 

Ich glaube, diese Art und Weise, wie in Ihrer Periode bisher Besetzungen zu Stande gekommen sind, ist sicher nicht der richtige Weg. Ich habe das jetzt verwendet als Beispiel, weil es kommt ja sehr bald eine sehr wichtige Besetzung für diese Stadt auf uns zu, was ein Theater betrifft, und das ist das Volkstheater. Und allen, die Interesse daran haben, Direktor des Volkstheaters zu werden - und ich sage jetzt mit Absicht Direktor, weil es wird ja voraussichtlich wieder ein Mann werden -, gebe ich ein paar Tipps für die Bewerbung, einfach aus der Erfahrung der Amtszeit Mailath-Pokorny. 

Erstens. Ja nicht auf die öffentliche Ausschreibung antworten und sich bewerben. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Zweitens. Alles verhindern, um in den Dreiervorschlag aufgenommen zu werden. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Drittens. Ja keine Frau zu sein. Also, wenn eine Frau irgendeine Chance hat, darf sie sich auf keinen Fall bewerben und muss alles verhindern, um in dem Dreiervorschlag ausgewiesen zu werden. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Dann haben Sie alle Chancen, der neue, transparent ermittelte Direktor oder die Direktorin des Volkstheaters zu werden. Weil das ist nämlich genau die Besetzungspolitik und parteipolitische Besetzungspolitik des Mailath-Pokorny. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich muss sagen, da war mir Ihre Vorgängerin im Gemeinderat noch lieber, weil die war vorhersehbar, transparent und nachvollziehbar. Da hat es keine Ausschreibungen gegeben, da wurde einfach meistens aus dem eigenen Büro ein Mitarbeiter mit der Intendanz beauftragt. Das hat man in der Zeitung gelesen und da hat man gewusst, wie das funktioniert. Aber selbst dazu fehlt dem Herrn Stadtrat der Mut, es so zu machen. Da investiert er lieber 61 000 EUR in eine Ausschreibung, an die er sich dann selbst nicht hält.

Als Abschlussgag, um auch noch ein bissel was zur Aktuellen Stunde nachzutragen. Da hat uns Alfred Gusenbauer heute in der "Kronen-Zeitung" erstmals ein bisschen an seinen Kanzlerträumen, die er ja offensichtlich in der Nacht hat, teilhaben lassen. Wenn in dem Kabinett des Lichtes auch Herr StR Mailath-Pokorny vorkommt, dann kann das nur bedeuten, dass der Alfred Gusenbauer seinen Anspruch, Erster zu werden, offensichtlich nicht sehr ernst nimmt. Denn wenn die Geheimwaffe des Alfred Gusenbauer zur Zurückgewinnung der Künstlerinnen und Künstler in diesem Land der StR Mailath-Pokorny ist, dann können wir uns das sehr beruhigt anschauen.

Wenn ich mir die anderen Mitglieder in diesem Kabinett des Lichtes anschaue, müsste ich, wenn ich es positiv formuliere, sagen: Wenn wirklich dieses Kabinett des Lichtes auf Bundesebene zu Stande kommt, dann würde das auf alle Fälle die Chance bieten, in der derzeitigen Wiener Stadtregierung ein bisschen mehr für Licht zu sorgen. Aber im Interesse der Republik Österreich würde ich doch glauben, dass es besser ist, wenn das Kabinett des Lichtes des Herrn Gusenbauer weiterhin nur in seinen Träumen stattfindet. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mich erinnert die Diskussion um das Rabenhoftheater eher an so eine Endlosserie, wie sie im Fernsehen immer wieder läuft. Da ist es egal, wann man auftritt, es passiert immer das Gleiche. Und so ist es hier auch. Und am Anfang solcher Endlosserien gibt es dann immer einen Rückblick auf das, was so in den letzten Serien passiert ist, und das muss man hier jetzt auch vorwegschicken. 

Ursprünglich war das Rabenhoftheater eine Dependance der Josefstadt. Wegen einer finanziellen Lücke von 6 Millionen S, die angeblich eben nicht mehr zu kitten war, wurde das Rabenhoftheater ausgegliedert. Ein interimistischer Leiter wurde eingesetzt, der sich in erster Linie dadurch ausgezeichnet hat, dass er sich als einziger Künstler wirklich definitiv zur SPÖ bekannt hat. Er wurde dann auch, wie es heute schon ausgeführt wurde, in einem transparenten Verfahren zum Direktor bestellt. Das war eine große Aufregung, dass das wirklich so passiert ist. In Wirklichkeit hat es natürlich jeder schon lange gewusst. Dann wurde ihm noch, was auch ganz interessant ist, ein Herr Herdieckerhoff an die Seite gestellt, der mittlerweile nicht mehr im Rabenhof arbeitet. Er war der Meister des schlechten Geschmacks. 

Wir haben auch darüber heute schon gesprochen. Offenbar ist das auch eine gute Tradition der SPÖ, der schlechte Geschmack. Wir sehen ihn ja jetzt neben dem Burgtheater mit hässlichen Containern. Wir sehen ihn bei Wien-Mitte, wo ja nicht nur die Höhe von wenig gutem Geschmack zeigt, sondern auch die ersten 30 Meter bereits ein uninteressantes Projekt sind; über das wurde vielleicht auch zu wenig gesprochen. 

Ja, das ist ein schlechter Geschmack, wenn zwei Monate lang Baucontainer in dieser Weise neben dem Burgtheater direkt am Ring stehen. Das wird kaum was. Wenn sie notwendig sind, können Container aufgestellt werden, aber nicht zum Spaß und das zwei Monate lang. Wir sind froh über jede Baustelle, die in Wien fertig gestellt wird. Bei einer Baustelle ist es eine Notwendigkeit, aber sicherlich nicht in diesem Fall.

Dann kommt das Jahr 2002 und es wird ein Dreijahresvertrag abgeschlossen. Und in diesem Dreijahresvertrag wird festgelegt, dass das Rabenhoftheater 581 000 EUR, also etwa 8,2 Millionen S, bekommt. 

Was machen die Verantwortlichen des Rabenhoftheaters? - Sie sagen, das geht sich nicht aus, das schaffen wir nicht. Und was sagt die Stadt Wien darauf? - Na probiert es einmal, fangt einmal damit an, und dann werden wir ja sehen, höchstens zahlen wir noch was dazu. Also, eine ganz eigenartige Vorgangsweise. Es wird also hier nicht klar kalkuliert oder etwas überlegt, sondern es wird einmal vorweg ein Rahmen geschaffen und dann sozusagen eine Option gegeben: Na ja, wir können das jederzeit erhöhen. 

Und da stehen wir nun heute bei dieser ersten Option. Weitere 145 000 EUR sollen genehmigt werden, weitere 2 Millionen S. 

Und da erkennt man diese ganz eigenartige Vorgangsweise. Es gibt einen Dreijahresvertrag, eine positive Leistung, die noch der vorherige Stadtrat eingeführt hat. An dies könnte man sich jetzt halten, mit der muss man kalkulieren. Das müssen alle anderen Theater auch. 

Das Theater im Rabenhof hat eine Sonderstellung. Und da zeigt sich eben das, was immer wieder auch von uns kritisiert wurde, diese besondere Nähe zur SPÖ, und da ist so eine Sonderstellung möglich. Da braucht man eben nur anzuklopfen und zu sagen, es geht sich nicht aus und wir brauchen mehr Geld, und schon wird es geliefert. 

Und wenn man sich jetzt noch den Budgetvoranschlag für das nächste Jahr ansieht, für 2003, da steht bereits eindeutig drinnen: 1 Million EUR, also rund 14 Millionen S, dann können wir auch erwarten, was nächstes Jahr kommt. Da werden wir 14 Millionen S für das Rabenhoftheater beschließen, und da kann man wohl davon ausgehen, dass es sich dann ausgeht. 

Wir sind also eindeutig gegen die Vorgangsweise, die hier getroffen wurde, denn mit dieser Vorgangsweise werden erstens die Dreijahresverträge ad absurdum geführt. Das Rabenhoftheater wird in unverhältnismäßiger Weise gegenüber anderen Kleinbühnen finanziell unterstützt. Weiters wird das fragwürdige Verhalten des Rabenhoftheaters, hier einfach eine Nachsubvention zu verlangen, unterstützt und ein Präzedenzfall geschaffen. Damit werden die Zustände der roten Kulturpolitik und vor allem der Subventionen offen gelegt. Nicht umsonst heißt es ja: Verein der Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters. Offenbar sitzen die aber in erster Linie in der SPÖ und vielleicht sogar hier im Rathaus. 

Bleibt also nur festzustellen: Wenn die SPÖ ihre Freunde über Gebühr unterstützen will mit Steuergeldern, dann ist das unerfreulich genug. Wir Freiheitliche stimmen dem nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ernst Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Nun, die Tatsache, dass zwei Monate vor der Nationalratswahl das Hauptthema des Gemeinderats das Rabenhoftheater ist, ist wirklich eine Auszeichnung für dieses Haus, eine zusätzliche Auszeichnung, und zeigt den hohen Stellenwert dieses Theaters in Wien. 

Der Rabenhof ist tatsächlich in aller Munde, nicht nur im Wiener Gemeinderat, sondern auch in der internationalen Presse, in der Kulturkritik. Zweimal wurde heuer im "Theater heute" über den Rabenhof berichtet. Und die Grande Dame der österreichischen Kulturkritik, Karin Kathrein, schreibt: "Der Rabenhof ist neben dem Schauspielhaus das einzige Glutnest, das aufleuchtet in einer Theaterlandschaft auf Sparflamme in Wien. Immerhin ist es Karl Welunschek gelungen, den Rabenhof in einen lebendigen Treffpunkt, in einen Ort der Irritation fern vom üblichen Theaterbetrieb zu verwandeln."

Nun, voriges Jahr hat der Hausregisseur des Rabenhoftheaters, Georg Staudacher, den Nestroy-Preis gewonnen - als bester Nachwuchs. Heuer wurde der Rabenhof erneut für einen Nestroy-Preis nominiert - in der Kategorie für das innovativste Theater.

Es ist ziemlich unbestritten, dass der Rabenhof im ersten Jahr großartige künstlerische Erfolge verzeichnet hat und zu einem Theater geworden ist, das unverwechselbar ist in dieser Stadt. Und das ist eigentlich schon das Beste, was man über ein Theater in dieser Stadt sagen kann, dass es sich nicht in einem Einerlei befindet, sondern dass es ein eigenständiges Profil hat, und das ist dem Rabenhof tatsächlich gelungen.

Wenn ich mir jetzt die Marboe-Lösung anschaue, altes Kabarett statt jungem Theater, dann hätte es keine Erwähnungen im "Theater heute" gegeben, keinen Nestroy-Preis, keine Nominierung für den Nestroy-Preis, keine große Beachtung in der Kulturkritik. - Wir waren gut beraten, Ihnen damals nicht zu folgen. 

Nun, was Marboe auch noch zu verantworten hat, ist die Idee, dass Theater ohne öffentliche Förderung möglich ist. Er hat das damals verlangt. - Und das ist tatsächlich nicht möglich. Theater braucht öffentliche Finanzierung. 

Das gilt selbstverständlich für jedes Theater in dieser Stadt und auch für den Rabenhof. Der Rabenhof hat heuer bisher 581 000 EUR bekommen. Es hat am Anfang des Jahres ein Budget vorgelegt und ist - so wie alle anderen Theater in dieser Stadt - davon ausgegangen, dass auch das Rabenhoftheater eine Förderung des Bundes bekommt. Es hat daher um eine Förderung in der Höhe von 145 000 EUR beim Bundeskanzleramt angesucht. 

Nun, die Budgetentwicklung des Rabenhofs im ersten Halbjahr war sehr erfreulich. 148 000 EUR Eigeneinnahmen bei 15 000 Besuchern im ersten Halbjahr ist tatsächlich über den künstlerischen Stellenwert hinaus ein sehr erfreuliches Ergebnis.

Wenn wir heute hier die 145 000 EUR zusätzlicher Finanzierung beschließen müssen, dann nicht deshalb, weil sich der Rabenhof verkalkuliert hat oder die Stadt unprofessionell vorgegangen ist, sondern weil der Bund - völlig unverständlich - als Förderer ausgefallen ist. Und es gibt in den letzten 50 Jahren kein Theater in dieser Stadt, das nicht einen Anteil Bundesförderung und einen Anteil Landesförderung hat. Diese ist unterschiedlich hoch. Leider sinkt die Bundesförderung durchwegs. Aber es gibt durchwegs überall eine gemeinsame Förderung - nur im Rabenhoftheater nicht. Ich glaube, dass das offensichtlich Ursachen hat, die nur die ÖVP weiß. 

Die Förderung durch die Stadt Wien von insgesamt 726 000 EUR für den Rabenhof ist für ein Theater in der Größenordnung von 300 Sitzplätzen mit diesem Programm und mit diesem Erfolg absolut der untere Level. Das ist überhaupt nicht überhöht. Wenn man vergleicht: Das Schauspielhaus hat mehr als doppelt so viel öffentliche Förderung. Vergleicht man es mit kleineren Bühnen, die halb so viel Sitzplätze oder ein Drittel der Sitzplätze haben, dann haben diese auch mehr Geld, wenn man die Förderung von Bund und Wien zusammenzählt. Das heißt, 726 000 EUR öffentliche Förderung ist sicher ein angemessener Betrag, und daher ist heute hier der Beschluss eine Notwendigkeit als Reaktion auf den Bund. 

Das ist leider kein Einzelfall. Schauen wir uns zwei Beispiele an. 

Das Volkstheater. Das Volkstheater hatte immer gleich viel Geld von Bund und Wien, das war im Rahmen eines Vertrags zwischen Bund und Stadt Wien geregelt. Das hat über Jahrzehnte so geklappt. Es hatte noch vor wenigen Jahren 72 Millionen S von der Stadt und 72 Millionen S vom Bund. Heute hat das Volkstheater von Wien - ich sage es jetzt noch in Schillingen, weil man es da besser vergleichen kann - 78,7 Millionen S, eine Steigerung von 9,3 Prozent, vom Bund 63 Millionen S, eine Kürzung von 12,5 Prozent. Und das bei Kostensteigerungen auch im Kollektivvertrag von 2 bis 3 Prozent per anno, die natürlich bei einem derart großen Theater voll durchschlagen. 

Das Ensembletheater, ein zweites Beispiel, hat von der Stadt Wien 8 Millionen S, hatte vom Bund vor wenigen Jahren 3,3 Millionen S, hat derzeit 2,5 Millionen S - ein Minus von 25 Prozent innerhalb von vier Jahren, was der Bund gekürzt hat. Und noch dazu gibt der Bund heuer erstmals - mich würde interessieren, was Herr Marboe dazu sagt - keine Betriebssubvention, sondern nur mehr ein Produktionsbudget. Das heißt, das Theater kann von heuer auf nächstes Jahr überhaupt nicht mehr planen. Es weiß nicht, ob es die Bundesförderung bekommt oder nicht, die noch dazu um 25 Prozent gekürzt worden ist. 

Insgesamt machen diese Bundeskürzungen allein für die Theater in Wien in den letzten zwei Jahren den gigantischen Betrag von 100 Millionen S oder 7,26 Millionen EUR aus, und die Kürzung im gesamten Kulturbereich ist mehr als doppelt so hoch. 

Nun, hier ist Wien tatsächlich anders, auch der Andreas Mailath-Pokorny ist hier anders als der Herr Staatssekretär Morak, und es ist daher jeder Tag, den wir dieses Desaster der schwarz-blauen Regierung früher beenden, gut für die Wiener Kulturlandschaft und gut für die Kulturschaffenden. Daher ist es auch wenig verwunderlich, wenn die Kunst- und Kulturschaffenden in Wien froh sind, dass dieses Desaster der schwarz-blauen Regierung mit den Budgetkürzungen im Kunst- und Kulturbereich endlich zu Ende geht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Kunst- und Kulturschaffenden in Wien ersparen sich nächstes Jahr durch diese vorzeitige Beendigung der Regierung auch weitere Kürzungen. Es gibt ja jetzt kein neues Budget, es gibt nur eine Fortschreibung des vorhandenen Budgets. Das ist auch besser für die Kulturschaffenden, weil im Budgetentwurf für das nächste Jahr war im Kulturbereich wieder eine Kürzung von 12 Prozent vorgesehen. Und hier muss man anmerken: Die FPÖ hat immer gesagt, das Kulturbudget gehört gekürzt. Der Herr Staatssekretär Morak und die ÖVP haben es getan. Die schwarz-blaue Regierung war insgesamt eine Katastrophe für die Kultur- und Kunstschaffenden in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme jetzt zu den beiden Anträgen der ÖVP. 

Zum Ersten. Der Vorwurf der parteipolitischen Besetzung wird auch nicht richtiger, wenn es Herr Dr Salcher immer wiederholt. Das ist einfach unhaltbar in jeglicher Hinsicht. Hans Gratzer, der zukünftige Direktor der Josefstadt, und Wolfgang Kos, der zukünftige Direktor der Museen der Stadt Wien, müssen sich heftig dagegen verwehren, dass sie in die Nähe der SPÖ gerückt werden. Sie sind hervorragende Persönlichkeiten für diese beiden Häuser, und es ist einfach unerhört, wenn sich die ÖVP hier herstellt und sagt, das sind parteipolitische Besetzungen. 

Und es stimmt auch nicht, dass Frauen keine Chance haben. Mehr als zwei Drittel aller künstlerischen Leitungsfunktionen in den letzten eineinhalb Jahren sind mit Frauen besetzt worden. (StR Dr Peter Marboe: Welche?) Künstlerische und kaufmännische Leitungsfunktionen sind mit Frauen besetzt worden. (StR Dr Peter Marboe: Keine!)

Und wenn die ÖVP von parteipolitischen Überlegungen spricht, dann muss ich sagen: Herr Marboe, Sie hätten viele Aufgaben auch innerhalb Ihrer Partei. Ich habe hier
ein sehr interessantes Flugblatt des ÖAAB in Döbling. Da lese ich: "ÖVP findet: Häupls Ruf nach Steuerreform 2003 ist frivol", eine Einladung zum Herbstempfang mit Verkostung von Weinen eines ÖVP-Bezirksrats und weitere Mitteilungen des ÖAAB in Döbling. 

Jetzt kann man sagen: Was geht das die Kultur an? - Das geht die Kultur insofern was an, als das von der Wiener Kulturverwaltung gefördert wird, weil hier Gelder des Bezirkskulturvereins Döbling verwendet werden. So sieht Ihr Umgang mit Kulturmitteln aus und so sieht Ihre Politik aus! Sie haben sich nicht einmal in Ihrer eigenen Partei durchgesetzt mit der Entpolitisierung der Kultur, und Sie hätten hier große Aufgaben insbesondere in der ÖVP-Döbling. 

Wenn der erste Antrag jetzt verlangt, dass zusätzliches Geld allen anderen Wiener Mittel- und Kleinbühnen zur Verfügung gestellt werden soll, dann ist das absurd, weil es ja kein Gegengeschäft ist. Diese 145 000 EUR zusätzliche Mittel für den Rabenhof sind notwendig, weil der Rabenhof als einziges Theater keine Bundesförderung erhalten hat, und daher springen wir hier ein, genauso wie wir es beim Künstlerhaus, bei der Secession, bei "Wien ist andersrum" und bei anderen Projekten gemacht haben, wo der Bund gekürzt hat und Wien Teile dieser Förderung aufgefangen hat. 

Und zweitens: Es stimmt einfach nicht, dass es kein zusätzliches Geld für Theaterproduktionen in dieser Stadt gibt. Wir haben zusätzlich das "Volkstheater in den Bezirken" gefördert. Wir beschließen im nächsten Kulturausschuss zusätzliche Mittel für Freie Gruppen. Wir haben dem Paulus Manker zusätzliches Geld gegeben. Wir haben dem Österreichischen Theater von Robert Quitta zusätzliches Geld gegeben. Wir beurteilen das nur auf Grund der künstlerischen Qualität von Projekten, und wenn es notwendig ist, dann werden wir zusätzliches Geld beschließen, aber nicht automatisch, nur damit sich jemand nicht benachteiligt fühlt. 

Wir werden daher diesen Antrag ablehnen. 

Zum zweiten Antrag betreffend das Auersperg-Theater. Ich muss hier heftig zurückweisen, was Herr StR Marboe in den letzten Tagen auch immer wieder über die Presse mitgeteilt hat. Es gibt in Wien keine Theaterschließungen, weil die Stadt Mittel kürzt. Es gibt überhaupt keine Kürzungen im Kulturbudget, sondern wir haben insgesamt das Kulturbudget erhöht. Das Budget für die Theater ist gleich geblieben, und das Budget für die Freien Gruppen ist gestiegen, diese werden durch zusätzliche Mittel aus dem Kulturschilling gefördert. 

Und es stimmt auch nicht, was Kollegin Ringler gesagt hat, dass die Freien Gruppen "letzte Krümel" bekommen. Diese werden mit knapp 6 Millionen EUR gefördert! Über 80 Millionen S bekommen die Freien Gruppen und dieser Anteil ist gestiegen! Hier von "letzten Krümeln" zu reden, das ist einfach wirklich jenseits aller Realität! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn in Wien nun ein Theater seinen Betrieb einstellt, einstellen muss oder einstellen will, aus welchen Gründen auch immer, sei es durch Konkurs wie beim Auersperg oder sei es durch Todesfall, dann ist das ein ganz normaler Vorgang. Das ist überall so - in der Politik und überall im Leben. Es vergehen Dinge und es entstehen neue Dinge. 

Es ist zutiefst konservativ und bezeichnend für diese ÖVP, wenn Sie sagen: Alles, was es gibt, egal, ob es jetzt angenommen wird oder nicht angenommen wird, zeitgemäß ist oder nicht zeitgemäß ist, erfolgreich oder weniger erfolgreich ist, muss unbedingt so bleiben wie es ist. 

Das ist nicht unsere Politik, und daher werden wir auch in Zukunft jeden einzelnen Fall ganz konkret prüfen, so wie wir es in der Vergangenheit gemacht haben. Es ist nämlich verantwortungsvolle Kulturpolitik, wenn wir uns genau anschauen, wie die Theaterentwicklung in Wien und international ist, wenn wir uns anschauen, wie der künstlerische Bedarf bei den Theatern ist, und wenn wir uns anschauen, wie die Akzeptanz der künstlerischen Arbeit beim Publikum ist. 

Es gibt Beispiele. Ich sage jetzt, um nur eines zu nennen aus der langen Liste von erfolgreichen Produktionen: Taboris "Mein Kampf" von der Freien Gruppe von Hubsi Kramar hat diese Woche im Männerheim in der Wiener Meldemannstraße Premiere gehabt. Es war eine großartige Aufführung und es war ein großer Erfolg. 

Das beweist unter anderem, wie viele andere Beispiele, dass das alte Guckkastentheater einfach nicht mehr zeitgemäß ist, nicht dem zeitgemäßen Theater entspricht und auch nicht mehr den modernen Sehgewohnheiten des Publikums entspricht. 

Es ist daher wirklich entlarvend, wenn sich Herr StR Marboe völlig unabhängig von den Konzepten, die bisher vorliegen, für den Weiterbestand eines Theaters, nämlich konkret des Theaters im Auersperg, einsetzt, eines Theaters, das in den letzten Jahren immer weniger als 50 Prozent Auslastung hatte, und das bei 96 Sitzplätzen. 

Das heißt, es ist nicht so, dass das ein so großes Theater war und deshalb so wenig Leute gekommen sind, sondern das war immer ein kleines Theater und dort sind die Auslastungszahlen unter 50 Prozent gewesen. Es ist im Sommer aus eigenem Verschulden, trotz Warnungen der Kulturverwaltung und der Kulturpolitik, in Konkurs gegangen und ist seit Jahren von der Kulturkritik völlig ignoriert worden. Ich erinnere mich an ein Gespräch mit einem anerkannten Chef einer Kulturredaktion einer großen österreichischen Zeitung. Dem habe ich gesagt, dieses und jenes Projekt ist mit dem Herrn Desy im Auersperg geplant. Darauf sagt der Chef der Kulturredaktion zu mir: "Gibt es das überhaupt noch?" So wurde es in den letzten 10 Jahren wahrgenommen, und Sie stellen sich hin und sagen, das muss genauso weiter bestehen. Das ist konservative Kulturpolitik. Dafür werden Sie nicht unsere Unterstützung finden.

Wir werden sehr wohl, wie wir es sonst bei allen anderen Projekten auch machen, alle vorliegenden eingebrachten Projekte ernsthaft und gewissenhaft prüfen. Wir werden uns das ganz genau anschauen, wenn da ein sensationelles Konzept eingereicht wird, auch für den Standort Auersperggasse 15, das eine wirklich tolle Ergänzung des Wiener Kulturlebens und der Wiener Theaterlandschaft ist. Dann werden wir das fördern. Wenn es nur heißt, dass altes Theater nach alten Konzepten fortgesetzt werden soll, dann werden wir dem nicht zustimmen und werden stattdessen lieber etwas Neues, egal wo auch immer das in dieser Stadt geplant ist, fördern. 

Wir werden daher diesem Antrag der ÖVP nicht zustimmen. Insgesamt ersuche ich um Zustimmung zum Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Herr GR Woller hat gesagt, ich habe im Zusammenhang mit der Besetzung von Gratzer und Kos von parteipolitischer Besetzung gesprochen. - Das habe ich nicht getan, weder hier im Gemeinderat noch öffentlich. Ich habe den Vorwurf der parteipolitischen Besetzung immer nur spezifisch auf den Rabenhof angewendet. In der Causa "Kos" und in der Causa "Gratzer" habe ich, so wie eigentlich die gesamte Öffentlichkeit und auch die Oppositionsparteien im Gemeinderat, die Intransparenz, den Vergabemodus und den Ausschreibemodus insgesamt kritisiert.

Mir ist nicht bekannt, welche parteipolitische Überzeugung der Herr Gratzer oder der Herr Kos hat. Das ist mir auch egal. Wir haben bekanntlich auch für den Herrn Kos im Stadtsenat gestimmt. Beim Herrn Welunschek kenne ich seine parteipolitische Überzeugung, dass er Mitglied der SPÖ ist, nur deshalb, weil er sich immer wieder in den Zeitungen selbst erhoben hat. Deswegen weiß ich das, sonst würde ich das auch nicht wissen.

Ich möchte ausdrücklich feststellen, dass sich der Vorwurf der parteipolitischen Besetzung ausschließlich auf den Rabenhof bezieht. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR Marboe gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich deshalb zum Wort gemeldet, weil ich glaube, dass doch ein paar Klarstellungen angebracht sind, nicht zuletzt im Interesse der Entscheidungen, die in Zukunft getroffen werden müssen.

Ich muss dir, Andi, schon einen leichten Vorwurf machen, was sozusagen den Umgang mit dieser Debatte betrifft. Da haben sich die Frau Ringler und der Herr Salcher wirklich bemüht, auf einem ruhigen, wie ich meine, durchaus ernst zu nehmend hohen Level einen Beitrag zu leisten. Das muss man ja ernst nehmen. Dabei wird hinten herumgestanden und teilnahmslos geplaudert, als ob das vollkommen uninteressant wäre. Wenn sich der SPÖ-Kultursprecher Woller zum Wort meldet, kommt man schön brav in parteipolitischer Disziplin in die erste Reihe, setzt sich hin und hört ihm zu, aber wenn er aufhört, ist man schon wieder weg. (GRin Renate Winklbauer: Das hat damit zu tun, was er gesagt hat!) - Lassen Sie mich ausreden! - Ich glaube, dass dir das nichts nützt, deshalb erwähne ich es hier. Ich glaube, es würde dir mehr nützen, der Frau Ringler, dem Herrn Salcher und den Kultursprechern der anderen Parteien zuzuhören, die etwas zu sagen haben und auch etwas sagen wollen. Denn so egal kann einem die kulturpolitische Debatte nicht sein, dass man immer glaubt, man macht selber alles richtig und die anderen machen immer nur alles falsch.

Deshalb möchte ich noch einmal wiederholen, was hier sehr klar und deutlich hinübergekommen ist: Die gemeinsame Kritik aller Parteien in der Opposition - Herr Stadtrat, das muss man ernst nehmen -, richtet sich am Allerwenigsten gegen den Rabenhof und gegen sein Management. Die sind, wie ich glaube und Herr Salcher richtig gesagt hat, eher ein Opfer einer zunehmend unglückseligen Kulturpolitik, die wir hier, wie ich meine, vollkommen zu Recht und ganz offen in Debattenbeiträgen kritisieren. Ich habe vom Herrn Welunschek - ich bin ihm auch dankbar dafür - schon vor vielen Jahren eine Reihe von wirklich herrlichen unvergesslichen Inszenierungen in vielen Theatern dieser Stadt erlebt, und ich kann diesem Theater und der künstlerischen Begegnung in diesem Theaterraum nur viel Erfolg und Glück wünschen.

Herr Woller, tun Sie doch nicht so! Was heißt "altes Kabarett"? Tun Sie doch nicht den Bronner, die Ott, den Muliar und all die anderen in die alte Ecke stellen. Das sind doch Künstler, die seit Jahrzehnten und für Tausende Menschen in dieser Stadt wichtig sind. Ich erinnere mich an die damalige Wortmeldung des Gerhard Bronner gegen Sie. Ich will sie jetzt Ihnen zuliebe nicht wiederholen, aber Sie setzen sich so sinnlos der Kritik von Tausenden Menschen aus, die einfach diese Leute und Künstler unendlich respektieren. Mit welchem Gefühl werden Sie in den nächsten Tagen, wenn der Bronner seinen 80. Geburtstag im Konzerthaus feiert, dort sitzen, wenn Sie ihn hier gerade öffentlich als "altes Kabarett", mit dem man in Wien nichts zu tun haben will, bezeichnet haben? - Das ist doch keine gescheite Kulturpolitik, seien Sie mir nicht böse!

Zu Ihrer Frage, was wir zu Kürzungen sagen: Je mehr Geld für die Theater und die Kultur desto besser. Jede Kürzung muss man bekämpfen, wo immer es geht, sie verhindern und anprangern. Aber wenn Sie den Kampf um die Erhaltung von Theaterraum in dieser Stadt als konservative Kulturpolitik bezeichnen (GR Ernst Woller: Das habe ich nicht gesagt!), dann bin ich froh, dass der Herr Bürgermeister ein konservativer Kulturpolitiker ist, dann bin ich froh, dass Herr StR Mailath-Pokorny ein konservativer Kulturpolitiker ist. (GR Ernst Woller: Ich habe gesagt, dass wir neue Theater schaffen!)
Keiner will das alte Konzept des Auersperg-Theaters weiterführen - das ist diese versuchte Irreführung, die ich in meiner Aussendung angeprangert habe -, sondern hier tut sich eine unglaubliche Chance auf, weil ein Theaterraum freigeworden ist, um ein junges, neues Theater zu machen. (GR Ernst Woller: Dieses Theater, mit dieser Struktur, mit dieser Bühne, mit diesem Raum!) Das ist es, worum es geht, meine Damen und Herren! Wenn Sie das als konservative Kulturpolitik bezeichnen, dann danke ich für das Kompliment und nehme es gerne entgegen! (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Zweiten: Sie wissen, Herr Woller, dass alles, was man hier sagt, gedruckt wird und nachzulesen ist. Sie haben - wir werden es in einer halben Stunde lesen können - hier klar und deutlich gesagt: "Zwei Drittel der künstlerischen Leitungsfunktionen in dieser Stadt sind mit Frauen besetzt worden." - Nicht eine einzige, meine Damen und Herren, ist in dieser jetzigen Legislaturperiode mit einer Frau besetzt worden! Wie können Sie hier, vor 100 Zeugen, so etwas von sich geben? Nicht nur ist keine einzige Position mit einer Frau besetzt worden, sondern Frauen werden laufend übergangen. Beim Theater der Jugend war unter den Erstgereihten eine Frau, bei den Museen der Stadt Wien war Frau Prof Maimann unter den ersten drei Gereihten, und sie sind übergangen worden. Meine Damen und Herren, hier treten Frauen wie die Ruth Wodak aus dem Kuratorium der Museen der Stadt Wien aus Protest gegen diese Kultur- und Ausschreibungspolitik zurück, wie man gestern im "Standard" lesen konnte. Das ist die Wahrheit. Erzählen Sie doch nicht etwas, was jeder als unrichtig nachlesen kann, Herr Kollege!

Ich glaube, dazu werden wir noch in verschiedenen Debatten länger und ausführlich reden können.

Ich habe zuerst gesagt, unsere Kritik richtet sich gegen die Kulturpolitik. Wenn die GRÜNEN und die ÖVP gemeinsam, nicht durch Zufall, etwas machen, dann sollte man das meiner Ansicht nach ernster nehmen, als wenn es nur eine Partei wäre. Frau Ringler, die sich wirklich kein Blatt vor den Mund nimmt, schreibt in ihrer Homepage ausdrücklich: "die unappetitliche parteipolitisch motivierte Vergabe des Rabenhoftheaters".

Jetzt können Sie die Schuld suchen und sagen, die soll daherreden, was sie will, oder Sie denken einen solchen Satz nach. Den sagt sie ja nicht aus Jux und Tollerei und stellt ihn ins Netz, wo es jeder lesen kann, sondern weil sie sich Gedanken und Sorgen um die Vielfalt und die Unabhängigkeit der Theaterlandschaft in unserer Stadt macht.

Jetzt komme ich zu etwas, was, glaube ich, heute auch ein Thema sein sollte, nämlich zur ausdrücklichen Zusage. Ich sage das auch im Interesse des Rabenhofs, der da in ein furchtbar schlechtes und inzwischen auch mit viel Neid erfülltes Licht gerutscht ist. Wir hatten die Zusage, dass kein anderes Projekt in dieser Stadt auf Kosten dieser Subvention gekürzt wird oder zu kurz kommen soll. Diese Zusage gibt es schriftlich. Das ist in den Gemeinderatsprotokollen nachzulesen. 

Die Liste wird aber lang und länger, wo nur steht: "aus budgetären Gründen", noch dazu die Reihe von Jugend- und Kinderprojekten. Point of Music, MOKI - Mobiles Kindertheater bekommt auf einmal keinen Jahresvertrag, obwohl man alle Kriterien erfüllt hat - aus budgetären Gründen nur mehr ein Jahr verlängert. Alfred Polansky will ein tolles HC‑Artmann-Projekt machen - aus budgetären Gründen abgelehnt. Das Kinderfilmfestival bekommt statt wie beantragt 127 000 EUR nur 18 000 EUR. Chorforum Wien und so weiter, Schrammel-Picknick abgesagt. Die Liste wird täglich länger und wir werden sie laufend publizieren, damit man sieht, was sehr wohl auf Kosten einer missglückten Budgetpolitik alles passiert.

Jetzt kommt in meinen Augen der Gipfelpunkt. Ihre Verteidigung - vielleicht sagt uns der Herr Stadtrat noch etwas dazu - ist wirklich mehr als dürftig. Da geht es jetzt nicht nur um einen Theatermann, wo ich ganz ehrlich sagen will, dass er eineinhalb Jahrzehnte Theater in dieser Stadt gemacht hat, wo wir stolz waren, dass vielfältiges Theater in Wien zu sehen ist, in einem Theater, das übrigens eine Geschichte hat. Ich werde Ihnen dann noch sagen, was dort alles vor dem Desy passiert ist. Es geht darum, diesem Theatermann, der durch ein ganz anderes Projekt, nicht wie Sie irrtümlich sagen, mit dem Theater, sondern durch ein Operettenprojekt, bei dem er sich übernommen hat, in Konkurs geschlittert ist, nicht zu helfen. Sie wissen genau, dass wir immer gesagt haben, eine erstmalige Entschuldung sollen wir anstreben. Diesem Mann nicht zu helfen, ihn mit 70 Jahren in den Konkurs zu schicken, aus ihm einen gebrochenen Menschen zu machen, der er vor wenigen Monaten noch nicht war und der er bei unserer Kulturpolitik niemals gewesen wäre, das finde ich einfach menschlich, aber auch von der kulturpolitischen Solidarität her unvertretbar, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Reden wir nicht lange herum. Sie haben versucht, es zu beschönigen und der Stadtrat hat eine köstliche freudianische Fehlleistung im Stadtsenat begangen. Im Grunde ist man nicht sehr daran interessiert, diesen Theaterraum zu erhalten. Das ist der allgemeine Eindruck, der entstanden ist. Deshalb gibt es inzwischen auch eine lange Künstlerliste, die die Offenhaltung dieses Theaters verlangt. Jetzt ist dieses Theater frei, weil es im Konkurs ist und nun meldet sich ein Masseverwalter, der sichtlich mehr kulturpolitische Sensibilität als die Kulturpolitik der Stadt hat und sagt: "Meine Damen und Herren, wollen Sie nicht das Theater retten? Ich habe es schätzen lassen." - Nicht ich, sondern er sagt das. - "Um 50 000 EUR kann man das Inventar und die Mietrechte dieses Theaters erwerben." Also, um 50 000 EUR könnte man alles, die Akustik, die Scheinwerfer, bevor sie einzeln abverkauft werden, haben. Alles, was der Masseverwalter braucht, ist die Zusage des Kulturressorts, dass diese Subvention selbstverständlich aufrecht bleibt, dass sie nicht gestrichen wird. Das halte ich nicht für zu viel verlangt, denn mit dieser Zusage, diese Subvention nicht wegzunehmen und anderwärtig zu verwenden, könnte der Masseverwalter über dieses Theater verfügen. 

Wie schaut es aus? Er schreibt im April dieses Jahres einen Brief an das Kulturressort. - Er bekommt keine Antwort. Er urgiert im August. - Bis zum heutigen Tag hat der Masseverwalter, der sich um die Aufrechterhaltung dieses Theaters bemüht, keine schriftliche Antwort des Kulturressorts. Ich finde das nicht zum Schmunzeln, meine Damen und Herren, weil ein Telefonat - ich will keine Namen nennen - mit einer sehr negativen Andeutung, dass da nicht sehr viel zu erwarten sei, kann natürlich dem Masseverwalter nicht genügen. Er braucht eine schriftliche Antwort, noch dazu wo er sie urgiert hat. Ich fordere Sie wirklich auf, dies möglichst schnell zu machen, weil die Fristen jetzt laufen. Setzen Sie doch nicht darauf, dass jetzt die Frist verfällt und der Masseverwalter, der sich ein halbes Jahr bemüht hat, das Theater zu retten, die Sachen einzeln abverkaufen muss! Irgendwann kommt der Punkt, wo Sie dann sagen: "Ja, mein Gott, wenn der Masseverwalter das so entscheidet." - Er hat es anders gewollt, meine Damen und Herren!

Jetzt zum Theater selbst: Ein Theaterraum muss entwickelt werden. Das geschieht nicht von heute auf morgen. Das dauert Jahre, bis ein Theater sich als Raum einen Namen macht, ein Begriff wird. Das Auersperg-Theater ist in einer guten Lage. Was sagen Ihnen die Namen Mini Bidlinsky, Wolfgang Fiffi Pissecker, Florian Scheuba und Werner Sobotka? - Die haben mit 15, 16, 17 Jahren dort gespielt, weil es eben ein kleines Theater ist, wo junge Leute spielen können, wo sie eine Chance bekommen, meine Damen und Herren. Heute sind es die Hektiker, nachdem sie dort drei Jahre lang immer wieder auftreten durften. Wir brauchen diese kleinen Räume. Ich habe selbst mit meinem Bruder fünf Jahre lang im Studententheater Theater gespielt. Heute heißen die, die damals als ganz junge Studenten mitgearbeitet haben, Bobby Herzl, Hauer-Riedl, Libowitzky. Die haben alle mit uns als Teenager dort fünf Jahre lang experimentieren dürfen. Wir brauchen solche Räume in Wien. 

Bekennen Sie sich doch dazu, dass wir wie die Löwen um Theaterräume in dieser Stadt kämpfen werden und nicht wollen, dass durch unsere eigene Nachlässigkeit dort irgendwas hineinkommt, was nichts mit Theater zu tun hat, meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen jetzt etwas vorlesen und dann auch zum Schluss kommen, in der Hoffnung, dass Sie das ernst nehmen. Die Frist läuft nämlich, der Masseverwalter ist aber bereit, sie noch einmal zu erstrecken, wenn er irgendein positives Zeichen bekommt, womit übrigens klar ist, dass die Alleinverantwortung, ob dieser Theaterraum bestehen bleibt oder nicht, beim Kulturressort, beim Kulturstadtrat liegt. Es hängt nur mehr von ihm ab. Es wird kein Groschen mehr verlangt. Es wird keine Entschuldung für das Theater verlangt. Es wird keine Aufstockung der Subvention verlangt. Es wird lediglich verlangt, dass die schon vorgesehene Subvention nicht verringert oder gestrichen wird. 

Was sagen Ihnen die Namen Gert Voss, Elfriede Ott, Michael Birkmeyer, Peter Uray, Waltraut Haas, Georg Staudacher, Klaus Wildbolz, Gerald Pichowetz, Stefan Paryla, Lotte Tobisch und so weiter? Was sagen Ihnen diese Namen? (GR Mag Christoph Chorherr: Wollen Sie die "Millionen-Show" moderieren?) Maresa Hörbiger, Helmuth Lohner und so weiter? - Die Liste wird von Tag zu Tag länger, lieber Kollege Mailath-Pokorny! Das sind lauter Künstler, die folgenden Text unterschrieben haben: "Das Theater beim Auersperg ist seit 1979 ein etablierter Raum des lebendigen Theaters. Wir Kunstschaffende appellieren an das Kulturamt und den Herrn Bürgermeister, der zukünftigen Leitung des Theaters beim Auersperg, wie auch in den vergangenen Jahren, den Theaterbetrieb mit der Zusage auf Subventionen zu sichern, da der Theaterbetrieb ohne Förderung aus öffentlicher Hand nicht möglich ist. Der Verlust jeder Bühne bedeutet für uns Kunstschaffende den Verlust eines Arbeitsplatzes und steht im Widerspruch zu dem Versprechen der Wiener Stadtregierung, kein Theater zu schließen." - Ich kann dir diese Liste dann gerne übergeben, aber, wie gesagt, sie ist ein work in progress und wird stündlich länger. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie das doch ernst! Wenn nicht innerhalb von ein bis zwei Wochen eine Zusage kommt, dass hier nicht auf Kosten anderer Subventionen - das steht immer im Raum - ein Theater geschlossen werden soll, dann würde ich Sie wirklich bitten, möglichst schnell zu agieren und zu reagieren. Ich glaube nicht, dass es im Interesse der Stadt ist, Theaterraum zu verlieren. 

Ich möchte ganz persönlich dem Kulturstadtrat den letzten Absatz eines heute erschienen Artikels in der "Wiener Zeitung" zitieren, der da heißt: "Eine Entscheidung zu Gunsten des Auersperg-Theaters wäre übrigens auch eine Tat, mit der Andreas Mailath-Pokorny beweisen könnte, dass er seinen Amtstitel 'Kulturstadtrat' zu Recht führt."

Ich glaube, dass das tatsächlich so ein Fall ist, wo man beweisen muss, dass einem nicht alles in diesem Bereich egal ist, wo man nicht eine Gefahr sehen soll, eine Belästigung, dass das wieder Geld kostet, das man sich gerne für etwas anderes ersparen würde, sondern eine Chance, auf die man als Kulturpolitiker aufspringt. Wann werden in Wien schon Theater frei? - Wir wissen doch, wie verkorkst diese seit Jahrzehnten in eine falsche Richtung gelenkte Theatersituation ist, nämlich als rechtliche Situation. Wir wissen genau, dass es mit den Hauptmietverträgen, mit den Eigentumsverhältnissen und so weiter wahnsinnig schwer ist, Theaterraum so freizubekommen, dass man ganz etwas Neues damit anfangen kann. Jetzt ist es so weit. Jetzt gibt es einen leer stehenden, funktionierenden Theaterraum, mit dem man etwas ganz Neues anfangen kann. 

Ich kann nur noch einmal appellieren und gleich ausdrücklich dazusagen, wir werden um diesen Raum wie die Löwen kämpfen! Ich bin da einer Meinung mit der Bezirksvorsteherin und ich hoffe mit allen Parteien im Bezirk. Wir werden wie die Löwen um diesen Theaterraum, um die Erhaltung dieses Raums für ein junges, innovatives, kreatives Theater, sei es Autorentheater, sei es experimentelles, junges Theater, kämpfen, weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass jeder Theaterraum, der dieser Stadt verloren geht, tatsächlich ein ernster Verlust für diese Stadt ist! Ich kann Sie nur bitten und einladen, mir und uns allen, die daran interessiert sind, behilflich zu sein! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR Dr Mailath-Pokorny gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich wollte mich eigentlich nicht zu Wort melden, aber jetzt sind doch einige Anmerkungen, glaube ich, notwendig. 

Zum Auersperg: Weil jetzt so lange und mit einer geradezu ungeheuren Anzahl von Krokodilstränen über das Auersperg gesprochen wird. Es steht überhaupt nicht zur Debatte, wenn es gute Konzepte gibt, wenn es eine interessante inhaltliche Positionierung gibt, wird man diese Konzepte selbstverständlich genauso wie alle anderen in der Stadt prüfen und auch unterstützen. (StR Dr Peter Marboe: Die gibt es doch!)

Da wir jetzt eine halbe Stunde lang mit ungeheurer Dramatik über das Auersperg, einen Theaterraum, gesprochen habe, würde mich im Übrigen interessieren, wie viele von Ihnen, meine Damen und Herren, kürzlich oder in den vergangenen Jahren im Theater im Auersperg waren. Wenn man das schon einmal aufgreift, hätte ich ganz gern einmal eine inhaltliche Position gehört. Wenn Herr StR Marboe meint, er hat so tolle Konzepte und er wüsste genau, womit man das bespielt, dann ist das wunderbar, nur her damit. Ich habe gegenwärtig drei Anfragen. Ich habe sie da. Das sind jeweils drei Seiten. Wir werden uns das gerne anschauen. 

Das ist auch keine Frage, dass man das jetzt zusperrt oder nicht, sondern das ist ganz einfach eine inhaltliche Frage. Herr StR Marboe hat uns jetzt eine halbe Stunde lang Dinge erzählt, er hat aber keine einzige Andeutung gemacht, was darin stattfinden soll. Wir werden uns das anschauen. Im Übrigen geht es natürlich schon auch darum - das muss man einmal ganz deutlich sagen -, Wien leidet nicht an mangelnden Spielstätten. Wien leidet auch nicht darunter, dass die Leute sagen, wir haben keine Spielstätte, wo man etwas verwirklichen könnte, sondern ganz im Gegenteil, es gibt eine Ausbreitung, die Theaterlandschaft entwickelt sich, und wenn jemand ein schlüssiges, gutes Konzept für das Auersperg hat, wird man sich das anschauen und wird es dann selbstverständlich auch finanzieren. Aber zuerst müssen wir über die Inhalte sprechen und nicht so tun, als würde jetzt ein Theater geschlossen. Es wird in Wien kein Theater geschlossen, weil die Stadt Fördermittel nicht bezahlt. Es wird in Wien kein Theater geschlossen, weil es von der Stadt kein Geld gibt. Es wird auch in Zukunft so sein. Im Übrigen - das habe ich mir nämlich aufgeschrieben - hat es geheißen: "Kürzungen müssen bekämpft werden, wo sie auftreten". - Wie wahr! (StR Dr Peter Marboe: Richtig!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zumindest von dieser Seite der Opposition! Die Kürzungen - ich kann das nur wiederholen -, die alleine im Bereich der Theatergruppen der Stadt Wien in den letzten beiden Jahren eingetreten sind, noch in Schillingen gesagt, damit man das auch weiß, über 400 Millionen S. Wenn es in Wien ein Problem mit den Theatern oder mit den Kulturschaffenden gibt, dann ist das ausschließlich und einzig deshalb begründet, weil der Bund permanent seine Beiträge kürzt. Außer Schweigen - das haben Sie von Ihrem Herrn Bundeskanzler gelernt - habe ich dazu überhaupt noch nichts gehört. Wenn Ihnen die Theatersituation in Wien am Herzen läge, dann hätten Sie schon längst etwas zu diesen existenziell bedrohenden Vorgangsweisen sagen müssen! (Beifall bei der SPÖ.)
Ein Beispiel unter vielen: Wie geht der Bund mit Wiener Theatern um? Herr StR Marboe, Herr Kultursprecher Salcher, die Frau Unterreiner ist gar nicht da ... (GR Ernst Woller: Doch, hinter dir, als Vorsitzende!) Ach ja, entschuldigen Sie, ich habe Sie nicht gesehen. Sie sind zwar nicht in Ihrer Funktion als Kultursprecherin, aber Sie werden es trotzdem hören. (StRin Karin Landauer: Sehr witzig!) Der Bund schreibt Folgendes ans Ensembletheater. Das bekommt einen Brief, in dem steht "... wurde eingehend diskutiert. Sie werden ersucht, noch folgende Unterlage nachzureichen ...". - Dann wird wieder einmal gesagt, detaillierte Kalkulation da und dort, obwohl alles schon längstens abgeliefert gewesen ist. - "Darüber hinaus wird mitgeteilt, dass der Bund ab 2003 keine Jahresförderung vorsieht." - Der Bund sieht keine Jahresförderung für ein besonders wichtiges, besonders traditionsreiches, besonders gutes Theater in Wien vor. Im Übrigen ist das nur ein Brief von vielen, die jetzt alle hinausgehen. 

Lieber Kollege Marboe, ihr habt noch acht Wochen Zeit, um eure Glaubwürdigkeit noch halbwegs zu retten! Irgendwann einmal wäre ein Wort dazu, glaube ich, ganz gut. Darauf warten nämlich die Wiener Kulturschaffenden mehr, als auf irgendeine vorgebliche Wahlkampfgeschichte, die jetzt ausgetragen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Rabenhof, meine Damen und Herren, in aller Kürze: Jawohl, ich stehe dazu und vertrete es kulturpolitisch, dass der Rabenhof als ein Theater, das zweimal in der deutschen, international angesehenen Zeitschrift "Theater Heute" zum Theater des Jahres gewählt wurde, der wieder einmal eine Nominierung für den Nestroypreis bekommen - im Übrigen eine Jury, die noch vor mir eingesetzt wurde, und auch der Preis wurde noch vor mir initiiert - und für die Stadt etwas Neues gebracht hat, eine ausreichende Subvention bekommt. - Punkt. (Beifall bei der SPÖ.)
Dritte Sache: Ich wiederhole, in Wien werden Theater nicht auf Grund von Budgetkürzungen geschlossen oder auf Grund von politischer Missliebigkeit, weil auch das ist die Methode schwarz-blauer Kulturpolitik, dass missliebige, kritische Initiativen gekürzt werden, und zwar um 12 Prozent oder noch mehr oder überhaupt gestrichen werden, so wie in diesem Brief an das Ensembletheater.

Wir werden, meine Damen und Herren - ich verstehe schon, das passt jetzt überhaupt nicht in einen Wahlkampf hinein -, die Wiener Kulturpolitik wird auch in Zukunft davon gekennzeichnet sein, dass sie auch finanziell expandiert, dass sie den Kulturschaffenden, die die entsprechenden Konzepte vorlegen, wo man das inhaltlich vertreten kann, die ausreichenden Mittel zur Verfügung stellt, und dass auch der Umgang mit diesen Kulturschaffenden ein anderer ist. Auch da habe ich noch nie etwas von dieser großen Sorge, die man hier immer hört, gehört, was das Kulturleben in der Stadt Wien anbelangt. Aber hören Sie sich einmal bei den Kulturschaffenden um, wie der Umgang der schwarz-blauen Regierung, wie der Umgang der Kulturpolitik, für die Ihre Parteien eigentlich verantwortlich sind, bisher war!

Ein Allerletztes noch, weil das ein ganz wichtiger Punkt ist: Da gibt es eine, über die Jahre ganz besonders wichtige Institution, den Österreichischen Kulturservice. Der ist über die Jahre gewachsen und hat, gerade für die Menschen, die nicht unmittelbar Zugang zum Kultur- und zum Kunstleben haben, eine ganz wichtige Funktion, für die Schüler, für die Lehrlinge, für junge Menschen, auch außerhalb der Städte. Das ist eine Institution, die ganz wichtige Kulturvermittlungsarbeit leistet. Was passiert? - Selbstverständlich wird auch dort gekürzt, und zwar geht es nicht um Sprünge von 12, 8 oder von 20 Prozent, sondern um 50 Prozent. Der Österreichische Kulturservice, unter der Leitung von Dr Michael Wimmer, allgemein anerkannt, unbestritten, überparteilich, wird gekürzt. 

Ich hätte so gerne, wenn sich die Herren und die Damen, die sich hier melden und die Sorge über die Wiener Kulturpolitik ausdrücken, einmal zu diesen Dingen, wo es wirklich um die Existenz von Kulturschaffenden geht, wo es wirklich um die Abschaffung von Institutionen geht, wo es darum geht, dass die eine langjährige, wirklich wichtige und gute Kulturarbeit einfach nicht mehr weitermachen können, melden würden und sich nicht einfach nur herausstellen und sagen, sie haben Sorge, sie haben dieses und jenes gehört. Diese Sorge können wir Ihnen nehmen. Machen Sie die wirklichen Sorgen der Wiener Kulturschaffenden zu den Ihren, dann tun wir uns insgesamt sehr viel leichter! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Marboe hat sich noch einmal gemeldet. Er hat eine Restredezeit von 2 Minuten. Ich erteile ihm das Wort.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich habe nichts gegen Ablenkungsmanöver, nur sie führen zu nichts. Es geht darum, ob ein Theater in Wien geschlossen wird. Sonst würde ich meinen, dass man diese Debatte sehr wohl im Parlament führen müsste, denn dort gehört sie auch hin. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nehmen Sie doch Stellung dazu!) 
Ich habe gerade gesagt, ich bekämpfe alle Kürzungen, auch die des Bundes. Ich finde sie unglücklich. Wir müssen das jetzt zum Beispiel nehmen und wir müssen, wo wir können - mir ist es egal, von wo gekürzt wird -, gegen alle Kürzungen, unabhängig woher sie kommen, ankämpfen. 
Ich habe im Stadtsenat den Kulturstadtrat gefragt, ob irgendeine Gefahr besteht, dass das Auersperg-Theater geschlossen wird, weil es die Zusage gibt, dass in Wien keine Theater geschlossen werden. Die gibt es nicht nur von mir, sondern auch von den Sozialdemokraten, in der ganz entscheidend mitgeprägten Kulturpolitik in den letzten sechs Jahren. Darauf hat er gesagt: "Das ist nicht das erste Theater, das geschlossen wird." Darauf habe ich gefragt: "Welches?" Sagt er: "Das Jura-Soyfer-Theater." - Richtig, im Jahr 1993, unter einer sozialdemokratischen Alleinregierung ist das letzte Theater in Wien geschlossen worden! Möge das jetzt nicht das erste sein, das unter einer neuen sozialdemokratischen Regierung wieder geschlossen wird!

Zum Schluss: Es liegen eine Reihe von Konzepten vor, Herr Kollege! Das ist nicht die Aufgabe der Politik, das ist nicht mein Weltbild. Lasst die Kultur fliegen und atmen! Es gibt eine Reihe von sehr tragfähigen Konzepten, die übrigens schon seit langem - das habe ich dir gestern auch in einem Brief geschrieben - vorliegen. Es gibt zwei, die schon seit Wochen und Monaten vorliegen. Und es gibt jetzt schon wieder Konzepte. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Drei Seiten!) Nehmt das ernst! 

Aber was das Wichtigste ist: Der Masseverwalter braucht wirklich demnächst -weil der Kollege Stöphl auch da ist - ein Schreiben über das, was du heute gesagt hast, die Verpflichtung, dass die Subvention aufrechterhalten wird, sofern die Konzepte tragen. Das braucht der Masseverwalter. Ich ersuche noch einmal, als ersten Schritt, um das, was du heute gesagt hast, auch wahr zu machen, den Masseverwalter zu verständigen, dass die Subvention für dieses Theater aufrecht bleibt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Abänderungsantrag.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über beide Beschluss- und Resolutionsanträge, eingebracht von Dr Salcher, ÖVP. 

Der erste betrifft das Rabenhoftheater. 

In formeller Hinsicht wird hier die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, ebenfalls von Dr Salcher, ÖVP, betrifft die Schließung des Auersperg 15-Theaters.

Ich bitte ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. - Das hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 (03707/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Grazer Autorenversammlung. 

Es gibt zu diesem Poststück keine Wortmeldung. Wir kommen somit sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die für dieses Poststück sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 (03926/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Architekturzentrum Wien. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Themel, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zur Postnummer 34.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Architektur ist ein sehr wichtiges Thema bei uns in Wien. Über Architektur ließe sich auch sehr trefflich streiten. Ein Architekturforum, in dem die verschiedenen Aspekte in der Architektur von Wien, der Stadtplanung und Gestaltung, präsentiert und dokumentiert werden, wenn darüber diskutiert werden würde, wäre für die Stadt von großem Vorteil.

Die Architekturphilosophie, die jedoch im Architekturzentrum vorherrscht und dort geradezu zelebriert wird, ist die Architekturphilosophie, dass alte Baukunst durch neue ersetzt werden muss. Dabei kann ganz ohne Rücksicht auf alte Baukunst, ohne Hemmungen und ohne Achtung vor der Geschichte und vor den gewachsenen Strukturen unserer Stadt abgerissen werden, kann aufgestockt werden, kann überbrüllt werden, kann missachtet werden. Alles, was Wien ausmacht, alles was von unserer Geschichte und von unserer Kultur geprägt ist, ist den Proponenten dieses Kulturzentrums ein Dorn im Auge. Ziel ist eine Allerweltsarchitektur, wo immer es geht, die architektonische Schönheit und die Eigenheit Wiens zu zerstören und ein Allerweltsgesicht zu geben. 

Beispiele gefällig? - Für den Chef des Architekturzentrums, für Dietmar Steiner, ist das Weltkulturerbe ein touristisches Prädikat und somit verzichtbar. Originalzitat: "Das Weltkulturerbe und seine dubiosen Proponenten wollen der zeitgenössischen Architektur in Wien ein Ende setzen."

Bei einer Hochhausdiskussion im Frühjahr dieses Jahres saßen zum Beispiel auf dem Podium nur Befürworter für die Hochhäuser. Ich meine, die waren sich natürlich alle einig. Die einzige Kritik kam aus dem Publikum. Die Frage ist, wie man dann mit dieser Kritik umgeht. Da hat zum Beispiel jemand gesagt, er wünscht sich eine Architektengruppe rund um Roland Rainer, die ein Konzept für Wien erarbeitet. Daraufhin sagt Dietmar Steiner, er bedankt sich herzlich für diesen folkloristischen Beitrag.

Oder Architekten, die vielleicht anderer Meinung sind, gerade was Wien-Mitte angeht. Es gibt hier sehr namhafte Architekten. Ich zähle sie einmal auf. Zum Beispiel Gustav Peichl, Ernst Hiesmayr, Friedrich Kurrent, Hans Buchhammer, Johannes Spalt, Anton Schweighofer, Ottokar Uhl, all diejenigen haben sich zusammen geschlossen, um einen offenen Brief an die Stadtverwaltung zu schreiben. In diesem Brief haben sie die Kritik an diesem Projekt kundgetan und darauf hingewiesen, dass dieses Projekt der Stadt und auch den Bewohnern schadet. Diese Architekten werden niemals im Architekturzentrum Gehör finden. Stattdessen finden wir ausschließlich Architekten, die schon seit Jahren dabei sind, dieses historische Wien zu einer uniformen Allerweltsstadt zu machen. Zu Wort kommen Architekten wie Ortner & Ortner, die zum Beispiel ein barockes Ensemble - Sie wissen das alle -, dieses Fischer-von-Erlach-Ensemble, zerstören und Betonblöcke hineinbauen, ein Krischanitz, der Blechcontainer zur Kunsthalle erklärt, dann ein Architekt, der die einheitliche Schönheit der Ringstraßenkultur am Schwarzenbergplatz ganz einfach zerstört, indem er plumpe Fahnenstangen hinstellt und historische Kandelaber wegreißen lässt, oder ein Architekt, der ein Flugdach zur Albertina bauen will, oder derselbe, der vis-a-vis vom Stephansdom einen riesigen Verkaufstempel baut und auch die Häuser daneben diesem Verkaufstempel angleichen lässt und damit den Dom wieder einmal übertrumpfen will, oder die das Ronacher in eine multifunktionale Theatermaschine umgestalten wollen - dieses Projekt ist allerdings als einziges nicht verwirklicht worden -, oder die die Dachlandschaften in der Innenstadt ganz einfach zerstören dürfen, Dächer abreißen, aufstocken und bei all diesen Vorhaben ihr Bauvorhaben immer um Millionen erhöhen. Es finden immer wahre Kostenexplosionen zu deren eigenem Vorteil statt.

Diese Architekturphilosophie, dass man nicht dort baut und sich dort kreativ präsentiert, wo Platz und Raum ist, wie zum Beispiel auf der Platte, sondern dass man überall in der Stadt ein Tempelchen oder eine Flugschanze hinbaut, sollte nicht gefördert werden, denn sie ist unserer Meinung nach kulturlos, weil wir eigentlich daran interessiert sein sollten, dass unsere Stadt unzerstört auch an zukünftige Generationen weitergegeben wird. Ein Architekturforum, das nicht die Interessen der Stadt und der Menschen, die hier leben, im Auge hat, sondern das auf Seite derjenigen ist, die ganz persönliche Vorteile aus ihrer Arbeit ziehen, sollte unserer Meinung nach nicht gefördert werden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Um die doch einigermaßen negative Darstellung der Frau Mag Unterreiner ein bisschen zu relativieren: Das Architekturzentrum Wien, für das diese Subvention zu beschließen sein wird, ist das international und national hoch anerkannte Architekturzentrum für moderne Architektur. Nicht von ungefähr wurde der Leiter dieses Architekturzentrums, Dietmar Steiner, von Staatssekretär Morak zum Vertreter Österreichs auf der Architekturbiennale in Venedig bestellt. 

Sie wissen, dass diese Woche der 11. Weltkongress der internationalen Konföderation der Architekturmuseen in Österreich stattfindet. Selbstverständlich ist der Leiter dieses Architekturzentrums, Dietmar Steiner, der von Ihnen genannt wurde, in diese Konföderation entsandt und dort der Vertreter Österreichs. 

In diesem Sinne, aber auch weil die Subventionen des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung für das Architekturzentrum noch immer nicht angewiesen sind und Frau Bundesministerin Gehrer als einer der Subventionsgeber für das Architekturzentrum weder ein Telefonat von Herrn Dietmar Steiner noch vom Präsidenten entgegennimmt oder einen Termin gewährt, bitte ich Sie umso eher um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke schön.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 (03804/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Webster University. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Schon vor einem Jahr stand ich zu diesem Tagesordnungspunkt hier und habe versucht, zu erklären, wie widersinnig uns ein Stipendium für zwei Studierende an einer Privatuniversität in Wien erscheint. An diesen Argumenten hat sich nichts geändert.

Ich möchte hier nicht meine Rede vom letzten Jahr wiederholen, aber ich möchte schon darauf hinweisen, dass die Webster University, die einen Ruf hat, über den man diskutieren kann, auf ihrer Homepage ganz klar auf die wirtschaftliche Verwertbarkeit ihrer Studentinnen und Studenten abzielt. So ist dort nämlich zu entnehmen, dass den Unternehmen die Möglichkeit geboten wird, ausgebildete vorübergehende Arbeitskräfte einzusetzen, die dem Unternehmen keinerlei Kosten verursachen oder dass das Unternehmen professionelle Arbeit zu minimalen Kosten erhält oder dass die Studierenden den letzten Schliff außerhalb des Klassenzimmers bekommen oder dass die wirtschaftliche Gemeinschaft dabei tatkräftige kostenlose Unterstützung ausgebildeter Arbeitskräfte erhält und zusätzlich diese kostenlosen Arbeitskräfte genau beurteilt werden können, ob sie sich als zukünftige ArbeitnehmerInnen eignen.

Das ist nicht unser Ansatz von Bildung und von ArbeitnehmerInnenrechten und schon gar nicht, wie man mit Studierenden in diesem Lande umgehen sollte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es freut mich für Herrn Gregor Obernosterer, dass er sein Studium abgeschlossen hat. Ich glaube, mit einem jährlichen Stipendium von 7 267 EUR wäre es so manchem österreichischen Studierenden ein Leichtes, an einer normalen Universität sein Studium abzuschließen. Trotzdem gratuliere ich ihm dazu. Dass die Frau de Brito jetzt noch zusätzlich zu ihrer sehr bedauernswerten sozialen Lage in eine verschärftere Lage kommt, ist zu bedauern, aber diese Situation haben Tausende österreichische Studierende ebenso zu meistern und werden nicht in den Genuss kommen, nur weil sie an einer Privatuniversität studieren, ein jährliches Stipendium von 7 267 EUR zu erhalten.

Ich denke, wir sollten uns überlegen, ob das im Sinne einer sozialen Förderung der Studierenden in Österreich ist, wenn wir das Geld für zwei Stipendiaten ausgeben, wo andere Studierende, die an den Universitäten in Wien studieren, mit den Studiengebühren kämpfen und versuchen, ihr Leben zu meistern und ihr Studium zu Ende zu bringen. Ich hoffe, dass mit dem Ende dieser blau-schwarzen Bundesregierung auch das Ende der Studiengebühren in Österreich eingeleitet ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Akt der Webster University ist offensichtlich etwas, was zwei Faktoren kombiniert, was einen gestandenen Wiener Funktionär rot werden oder rot sehen lässt, nämlich die Kombination aus Privatuniversität und USA. Das gibt die große Chance, alles an Vorurteilen, Fixierungen und Denkverboten einmal voll auszuleben. 

Sie haben schon etwas anderes getan, Frau Kollegin, als im letzten Jahr. Im letzten Jahr haben Sie sogar gegen Johns-Hopkins gestimmt, gegen das Bologna-Center. Dann haben wir Ihnen ein bisschen etwas erzählt, warum das eigentlich gegründet war und was die Mission des Johns-Hopkins-Centers ist. Offensichtlich hat diese, sage ich einmal, kleine Nachhilfearbeit im Gemeinderat Sie dazu veranlasst, heuer anders abzustimmen, weil gerade Bologna 1955 als ein Instrument der Friedensstiftung und der Völkerverständigung gegründet wurde. Das ist ein Institut, wo Österreicher wie Joschi Kreiner, Karl Krammer, Mailath-Pokorny, Alois Mock und so weiter und viele österreichische führende Denker studiert haben. Die Johns-Hopkins-Universität, gegen die Sie voriges Jahr waren, ist abwechselnd mit der Harvard University - weil Sie die sozial Schwachen angesprochen haben - in Amerika die Institution, die sich am meisten dafür einsetzt, den Zugang zur Gesundheitsfürsorge für die sozial schwache Bevölkerung sicherzustellen. Das ist eine extrem liberale und sehr offene Universität. Offensichtlich haben Sie sich mit Johns-Hopkins dieses Jahr ein bisschen mehr auseinander gesetzt und stimmen deshalb zu.

Nach wie vor völlig unverständlich ist mir Ihre Ablehnung der Webster University. Statt dass Sie froh sind, dass sich eine amerikanische Universität in der internationalen Stadt Wien ansiedelt, wo sehr viele Studenten zum Beispiel aus ausländischen Familien stammen, die bei den Vereinten Nationen oder in Wien arbeiten, lehnen Sie, als eine Partei, die immer für Völkerverständigung und für die Förderung von Beziehungen mit dem Ausland eintritt, ab. Das ist mir unverständlich. Jeder, der sich auch nur ein bisschen in internationalen Fragen engagiert hat, weiß, das beste Mittel gegen jede Form von Vorurteilen, Ausländerhass, Verfolgung und so weiter ist, wenn junge Menschen überall auf der Welt miteinander studieren. Das ist das Beste, was es gibt, was dort an der Webster University passiert, wo es 420 Studierende gibt, wo trotz steigender Studierendenzahl der Österreicheranteil noch immer 25 Prozent ist, wo es Österreicher gibt, die im Rahmen eines Programms der Webster University an ausländischen Universitäten studieren. Wie man da dagegen sein kann? Das ist ja keine Subventionierung der Webster University, einer Privatuniversität, was ich nicht für sinnvoll empfinden würde. Es ist die Subventionierung und die Hilfe als symbolische Geste an - als mehr kann man das ja nicht bezeichnen - zwei Österreichern. 

Ich sage ehrlich, ich finde es auch ein bisschen unkorrekt, dass Sie hier die Namen Stipendiaten im Gemeinderat erwähnt haben, weil das ist an sich eine unübliche Vorgangsweise. 

In dieser Frage muss man den Grünen zugute halten, sie sind, was jede Privatisierung oder jede Form von Konkurrenz betrifft, echte Überzeugungstäter. Gestern erst ist mir etwas auf den Tisch gekommen, wo Frau Kollegin Jerusalem zum GATS - das ist für alle Nichtbildungsinvolvierten ein prinzipielles Übereinkommen, das zumindest prinzipiell den Gedanken der Liberalisierung ermöglicht - eine Presseaussendung gemacht hat. Ich sage hier nur die Überschrift: "Dieses GATS führt zu Luxusschulen für Geldelite und Restschulen für Einkommensschwache." 

Für die Konkurrenz zwischen privaten Universitäten und öffentlichen Universitäten gilt dasselbe wie für die Konkurrenz zwischen privaten Schulen und öffentlichen Schulen. Was Sie mit der Luxusschule für die Geldelite sagen, wissen Sie, wo es das gibt? - Das gibt es vor allem in den Ländern, wo die von Ihnen so bevorzugte Gesamtschule eingeführt wird. Zum Beispiel in den USA und in England. Das ist der Grund, warum ich, so sehr ich für die USA bin, gegen das dortige Bildungssystem einer Gesamtschule bin, weil es nämlich automatisch dazu führt, dass es einen riesigen Boom bei Privatschulen gibt, wo dann genau das ist, was Sie kritisieren, nämlich ausschließlich die Einkommensstarken eine höhere Bildung bekommen können. Warum wehren Sie sich immer gegen die Wahlmöglichkeit? Warum ist das Öffentliche das ausschließlich Beste und ausschließlich Mögliche? - Das ist für mich, ehrlich gesagt, nicht nachvollziehbar! (Beifall bei der ÖVP.)

Betreffend die zwei Privatuniversitäten ist die eine in Bologna. Dabei geht es darum, dass man jemanden hinschickt. Da haben Sie sich, Gott sei Dank, davon überzeugen lassen, dass das ein guter Weg ist, hier ein besseres Verständnis der jungen Generationen zueinander zu schaffen. Auf der anderen Seite ist mir Ihre Ablehnung der Webster University, dieser symbolischen Geste, als eine Partei, die von sich immer behauptet, sie ist für Weltoffenheit, sie ist für eine offene, international spannende Stadt, völlig unverständlich. Ich kann nur sagen, wir sind dafür, dass beide Universitäten in Zukunft noch mehr Stipendien bekommen, was übrigens die Bundesländer tun. Im Vergleich der Förderung von Österreichern, die ins Ausland gehen können, ist Wien nämlich eher ein Schlusslicht. Wir sollten uns die anderen Bundesländer als Vorbild nehmen und wesentlich mehr jungen Österreichern, auch solchen, die es sich selber nicht leisten können, die Chance geben, in Form von Stipendien im Ausland zu studieren. Das kann nur zum Wohle unseres Landes sein. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte Ihnen jetzt keinen Vortrag über den GATS-Vertrag halten, weil ich mich nicht so ad hoc zum Wort melden und dann sehr viel Zeit in Anspruch nehmen will. Nur möchte ich jene Passage, in der es, Herr GR Salcher, bei Ihrer Rede um die Wahlmöglichkeit ging, nicht unwidersprochen lassen. Dazu möchte ich schon etwas sagen.

Wenn einkommensschwache Eltern die Wahl zwischen einer Schule, wo man kein Schuldgeld bezahlt, einer Schule, wo man vielleicht 500 EUR bezahlt und einer Schule, wo man vielleicht 1 000 EUR bezahlt, haben, was glauben Sie, dass es dann mit der Wahlfreiheit auf sich hat? - Für diese Eltern kommt nur jene Schule in Frage, wo kein Schuldgeld bezahlt wird. Von Wahlfreiheit kann unter diesen Gegebenheiten überhaupt keine Rede sein, weder von Wahlfreiheit noch in der Folge von Chancengleichheit. Wenn es auf Grund dieses Vertrags, so wie es sich teilweise in Deutschland bereits ankündigt, Universitäten geben wird, die als Voraussetzung besucht werden müssen, um bestimmte Funktionen und Posten in bestimmten Unternehmen überhaupt bekommen zu können, dann ist es mit jeder Chancengleichheit sowieso aus, weil diejenigen, die das Schuldgeld nicht bezahlen können, damit jede Möglichkeit verlieren, überhaupt in diese Positionen zu kommen. Das ist ein wahnsinniger Verlust für Österreich, wenn derartige Entwicklungen tatsächlich stattfinden, weil man dann nämlich auf die vielen jungen Menschen verzichtet, die hochbegabt und hochintelligent sind, aber diese Schulen nicht besuchen können, weil sie es sich nicht leisten können. Das ist aber eine Entwicklung, die von der ÖVP offensichtlich erwünscht ist, wenn ich Ihre Wortmeldung richtig verstanden habe. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte es kurz machen. Wien ist als Wissenschaftsstadt positioniert. Dazu gehört eine Vielfalt an Ausbildungsmöglichkeiten und die Webster University ist eine der Möglichkeiten. Wien leistet einen sehr kleinen Beitrag, um es österreichischen Studierenden zu ermöglichen, ein Hochschulstudium vollenden zu können. Ich glaube, dass Wien bei dieser Form bleiben sollte. Ich möchte mich nicht auf diese Richtungsdiskussion einlassen, ob Privatuniversitäten sinnvoll sind oder nicht, sein dürfen oder nicht. Sie sind es. Die Webster University ist akkreditiert. Daher werden wir auch diesen beiden Stipendien zustimmen. 

Ich möchte aber neben diesen beiden Stipendien darauf hinweisen, in welcher Vielfalt die Stadt Wien Forschungsförderung betreibt. Die Möglichkeiten für Wissenschafter, in neue Bereiche vorzudringen, sind groß, und ich glaube, es kann nicht zu viel und genug davon geben, denn jeder einzelne Punkt ist notwendig. 

In diesem Sinne bitte ich, diesem Aktenstück zuzustimmen. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke schön. Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Grünen, der Fall. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 (03803/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Initiative Minderheiten. 

Hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 (03820/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umwidmung eines Betrags von 8 915,72 EUR aus der Subvention an das Lalish-Theaterlabor. 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 64 (02898/2002-GGU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer Vereinbarung über die Kostentragung der in der Systemmüllsammlung der Gemeinde Wien gesammelten und anschließend energetisch genutzten Getränkeverbundkartons zwischen der Firma ÖkoBox Sammelgesellschaft mbH und der MA 48. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man sich den Akt ansieht, könnte man meinen, eine ganz tolle Geschichte, endlich bekommt die Gemeinde Wien zwischen 360 000 und 720 000 EUR dafür, dass die ÖkoBox in Wien sozusagen Anerkennung beziehungsweise Verwertung findet. Man könnte meinen, finanziell ist es nicht schlecht, endlich einmal ein bisschen Geld aus diesem ARA-Sammelsystem. Wenn man aber genau weiß, wie die ÖkoBox funktioniert, so ist es ein klassischer Ökoschmäh.

Wir werden dem nicht zustimmen, und zwar nicht deswegen, weil wir dagegen sind, dass die Gemeinde Wien Geld bekommt - das wäre ganz toll -, sondern einfach deshalb, weil Leute mit Hilfe der ÖkoBox an der Nase herumgeführt werden. Stellen Sie sich vor, diese ÖkoBox funktioniert so, dass freundliche Menschen zu Hause ihre Tetrapackerln auswaschen, sie sammeln und in eine seltsame Schachtel geben, die am Gang herumsteht. Dort stinken sie ein bisschen herum und werden dann im Grunde genommen wie alles andere an Restmüll in Wien zu einem beträchtlichen Teil verbrannt. Das System schaut so aus, dass sich offensichtlich jemand sehr geschickt dazwischen hineinklinkt und die Leute an der Nase herumführt. Am Land ist es vielleicht sogar noch ärger. Dort schleppen die Leute diese ÖkoBox-Packerln aufs nächste Postamt und das ist, seit die Post ein bisschen zugesperrt hat, noch viel schlimmer.

Wir glauben, dass man die Recycling-Ideen in Österreich mit so etwas nicht konterkarieren sollte, lehnen deswegen diesen Öko-Schmäh ab und stimmen deswegen heute auch nicht zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Bezüglich der geplanten Vereinbarung zwischen der ÖkoBox Sammelgesellschaft mbH und der MA 48 über die Kostentragung der im Restmüll miterfassten und anschließend energetisch genutzten Getränkeverbundkartons ist Folgendes zu sagen:

Bereits im Jahre 2001 wurden von der ÖkoBox die Kosten der Miterfassung und der energetischen Nutzung von 1 000 Tonnen GVK’s übernommen. Die ÖkoBox wurde im Jahre 1999 vom Umweltministerium als Sammel- und Verwertungssystem genehmigt. 

Gemäß Verpackungsverordnung ist daher die ÖkoBox berechtigt, die über die Müllrestschiene erfassten und in Müllverbrennungsanlagen energetisch genutzten GVK’s zur Erreichung ihres vom Ministerium vorgegebenen Erfassungsziels anzurechnen. Als Voraussetzung gilt, dass über die Kostentragung eine entsprechende vertragliche Vereinbarung besteht. Für die ÖkoBox ist daher der Abschluss der vorliegenden Vereinbarung unbedingt erforderlich. 

Wenn jetzt mit der MA 48 ein Vertrag abgeschlossen wird, dann werden an jährlichen Einnahmen durch die ÖkoBox an die Stadt Wien für mindestens 1 500 Tonnen und höchstens 3 000 Tonnen GVK’s zwischen - wie wir gehört haben – 630 000 EUR und 720 000 EUR als Direktzahlung überwiesen. Bisher wurde das Geld für die 1 000 Tonnen von der ÖkoBox über die AGV als Durchlaufposten an die MA 48 überwiesen.

Ich möchte noch erwähnen, dass die MA 48 eine Studie in Auftrag gegeben hat, in der ein Rechnungsmodell zur Ermittlung der anteiligen Kosten der Miterfassung und energetischen Nutzung von Leichtverpackungen ausgearbeitet werden soll. Bei neuen Verhandlungen der Entgelte, die ab September 2003 vorgesehen sind, werden die Erkenntnisse dieser Studie entsprechend berücksichtigt.

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 40 (02708/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einrichtung einer Ethikkommission der Stadt Wien. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. (GRin Dr Sigrid Pilz verneint.)
Verzeihen Sie, das war mein Fehler. Ich habe das erst jetzt gesehen. Frau Dr Pilz hat auf ihre Wortmeldung verzichtet.

Es ist Herr GR Pfeiffer am Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Für Ethikkommissionen gilt der § 15a des Krankenanstaltengesetzes und deren Aufgaben sind die klinische Erprobung von medizinischen Mitteln und Methoden, um es einmal schlicht so zu sagen. Sie stellen die ethische Vorgangsweise gegenüber den Patienten sicher und sind daher wichtig für die Anerkennung und Qualitätssicherung im internationalen Kontext, wenn es zum Beispiel darum geht, neue Pharmazeutika zu erproben, insbesondere natürlich nicht nur im EU-Raum, sondern darüber hinaus auch noch weltweit, um ein Sicherstellen der Anerkennung für - und darum geht es jetzt in unserem Bereich - erforschte oder produzierte Mitteln beziehungsweise Methoden zu erhalten, unter anderem auch die sehr strenge Food-and-drug-administration in Amerika. Sie sind unter anderem auch für die Akzeptanz der Biotechnologie wichtig, die uns in Wien sehr am Herzen liegt und sie sind wichtig gegen fundamentalistische Vorurteile, wie sie in vielen Bereichen der Gentechnologie immer wieder zum Tragen kommen, weil es hier natürlich auch berechtigte Ängste und berechtigte Überlegungen ethischer Art gibt. Sie sind aber auch als Hindernis für eine technologiefeindliche Gesetzgebung wichtig.

Ich finde, dass die hier im vorliegenden Akt stattfindende Zusammenführung einer Wiener Ethikkommission sehr vorteilhaft ist, nicht zuletzt deshalb, weil dadurch normierte Abläufe und auch eine normierte Dokumentation stattfindet, was im Hinblick auf die internationale Anerkennung auch wiederum eine wichtige Tatsache ist. Sie sind daher ein wertvoller und unverzichtbarer Bestandteil der jetzt im Wachsen befindlichen Bioregion Wien. Wir haben in diesem Bereich hier ja schon das Vienna-Bio-Center, in dem sehr stark der Bereich der Grundlagenforschung vertreten ist. Wir haben das AKH, das ebenfalls bereits eine Ethikkommission hat, die eben die klinische Erprobung begleitet. Das ist ein ganz wichtiger Bestandteil. Wir haben den im Planungsstadium befindlichen Bio-Cluster Heiligenstadt, der sich mit der Verfahrenstechnik, das heißt mit der Umsetzung der Grundlagenforschung in industrielle Produktion, Fertigung und Vertrieb beschäftigen soll. Wir haben ab jetzt, ab Herbst, in Wien den ersten Fachhochschullehrgang in Biologie, genauso gut wie in der - ich habe es ja angesprochen - Vienna-Bio-Region, die mit Krems ebenfalls einen Fachhochschullehrgang eingeführt bekommt beziehungsweise mit Brünn und Bratislava bereits Kooperationen in diesem Bereich durchführt.

Warum Bio-Region Wien? - Lassen Sie mich nur kurz erklären, warum das so wichtig ist. Es gibt vier Zukunftstechnologien, die zurzeit absehbar sind. Das ist nach wie vor die Informationstechnologie, in der aber bereits ein Verdrängungswettbewerb stattfindet. Hier gibt es klare Zentren auf der Welt, wo Kapital und Skill sich bereits akkumuliert haben. Hier würden wir wahnsinnig viel investieren müssen, wollten wir in die Wettbewerbsgleichheit mit dem Cluster in Kalifornien oder ähnlichen in Singapur oder auch in Irland eintreten wollen.

Es gibt die Werkstofftechnologie. Das ist jene, die sich mit neuen Werkstoffen beschäftigt, die immer stärker zum Tragen kommen. Es gibt ja hier einen großen Anteil an verschiedenen Werkstoffen, die völlig neu sind, völlig neue Eigenschaften zeigen und für die industrielle Fertigung wichtig sind. Diese Werkstofftechnologie, die in die Großindustrie eingebettet ist, bedarf davor einer Grundstoffindustrie und bedarf danach einer Fertigungsindustrie. Das Ruhrgebiet wäre zum Beispiel für so etwas der geeignete Standort. Da ist Wien und Wien-Umgebung für diese großindustrielle Anwendung der Werkstofftechnologie sicherlich nicht der geeignete Ort.

Wir haben dann als dritte die Nanotechnologie. Das ist also diese in den Molekularbereich hingehende Technologie, wo dann - ich sage das einmal ganz populärwissenschaftlich - kleine Roboter mit Hilfe von Injektionen in die Blutbahn injiziert werden und dort dann Meldungen über - sagen wir - Herzkranzgefäße oder dergleichen nach außen geben. Dinge dieser Art haben selbstverständlich eine große Zukunft, aber sie bedürfen dazu eben noch eines relativ langen Vorlaufs der Grundlagenforschung. Auch die sind unmittelbar nicht umsetzbar in klingende Euros.

Es bleibt als vierte Großtechnologie, Zukunftstechnologie, die Biotechnologie. Hier hat Wien und Österreich große Chancen, erstens weil wir eine lange Tradition auf diesem Gebiet haben. Wir haben in diesem Bereich schon längere Zeit große Firmen gehabt, ich denke nur an die Immuno, die heute Baxter-Immuno heißt, ich denke an die Biologie Kundl, die heute der Biostandort der großen Novartis ist und wir haben hier zum Beispiel auch Boehringer-Ingelheim. Sie alle stellen Großfirmen dar, die für die Vienna Region einen guten Ruf gemacht haben und diesem Standort damit auch jede Chance eröffnen. Sie haben in diesem Bereich einen guten break even zwischen Aufwand und Ertrag. Darum ist es so wichtig, dass die Biotechnologie für Wien die Zunkunftsindustrie ist, die sie sein muss. Eine Consulting-Group hat 40 Cluster studiert und die Erfolgsfaktoren festgehalten. Dazu gehören eine gute Forschung, gute Möglichkeiten des Technologietransfers, natürlich Kapital, eine Infrastruktur, die diese Notwendigkeiten abdeckt und Arbeitskräfte. 

Damit komme ich jetzt zu dem im Planungsstadium befindlichen - und als Döblinger Abgeordneter sei mir das erlaubt - wichtigen Bio-Cluster Heiligenstadt. Er erfüllt alle Kriterien, die in dieser Consulting-Group angeführt sind. Für die Forschung steht dort: "Für die Biotechnologie notwendig: die Universität für Bodenkultur". Für den Technologietransfer gibt es dort jetzt schon aus den Instituten der Bodenkultur fünf Ausgründungen in wirtschaftliche Betriebe. Ich nenne zum Beispiel nur die Polymun, um ein Beispiel zu nennen. Hier in dieser Polymun werden 75 Prozent aller für die HIV-Erkennung notwendigen Biochips der gesamten Welt produziert. Da sehen Sie, dass hier Technologietransfer von Universität in Firmen bereits stattfindet. Auf das Kapital komme ich noch kurz zu sprechen. 

Die Infrastruktur im Bereich Heiligenstadt ist hervorragend gegeben. Es sind Flächen vorhanden, es sind die Verkehrsverbindungen vorhanden, es sind auch alle anderen Anschlüsse da. Wenn Sie an Verkehrsverbindungen denken, gibt es dort alles, was gut und teuer ist, bis auf einen Flugplatz: S‑Bahn, U‑Bahn, Eisenbahn, Autobahn. Also, Sie haben alle Möglichkeiten, die notwendig sind. Letztendlich sind auch Arbeitskräfte im Bereich Döbling und Brigittenau hervorragend vorhanden, weil Döbling zum Beispiel alleine 22 000 Auspendler pro Tag zu Arbeitsplätzen hat. Das ist natürlich schrecklich, denn die erzeugen Verkehr, den Menschen wird Lebenszeit weggenommen und zusätzlich wird noch die Kaufkraft aus dem Betrieb, aus dem Bezirk, gebracht. Der ganze Skill, der notwendig ist, ist in diesem Bereich vorhanden: Vom Universitätsprofessor, der sehr wohl in Döbling lebt, bis zum Hilfsarbeiter, der ebenfalls in Döbling lebt. Wir haben also hier eine breite Möglichkeit, auch den Personalwunsch zu erfüllen. 

Darum sage ich Ihnen: 4 000 neue Arbeitsplätze für Döbling sind in einem Zeitraum von etwa drei, dreieinhalb Jahren realisierbar, vielleicht noch nicht gleich alle 4 000, aber zumindest der Kern und die erste Phase eines Biotechnologieclusters kann hier erstellt werden. 

Es ist jetzt die Zeit, darüber zu reden, und zwar ganz klar und deutlich sage ich Ihnen, warum: Es hat ein Architektenwettbewerb für dieses Gebiet stattgefunden, der ein klares Ergebnis gebracht hat. Es soll die Flächenwidmung bis Jahresende fertig gestellt sein, die auf diesem Architektenwettbewerb aufbaut. Jetzt muss man mit der Planung beginnen. Jetzt muss die Planung gestartet werden, die dann etwa ein Jahr dauert. Nach zwei weiteren Jahren der Bauphase könnte dieser Biotechnologiecluster in Heiligenstadt bereits beginnen und in Produktion gehen. 

Meine Damen und Herren, es muss daher jetzt auch gehandelt und nicht nur darüber geredet werden. Es muss entsprechend der internationalen Erfahrungen eine Errichtungs- und Betriebsgesellschaft gegründet werden. Es muss privates Kapital federführend beteiligt werden, denn es kann nicht nur die öffentliche Hand für so etwas zur Verantwortung gezogen werden. Nein, ganz im Gegenteil. Es muss - und das ist in einer so derart dynamischen Branche entscheidend - privates Kapital gewonnen werden, das sich hier einbringt. 

Die Initialzündung allerdings - und das, meine ich, ist klar und deutlich und liegt auf der Hand - muss von der Politik gegeben werden. Hier muss ich feststellen, ist StR Rieder säumig. Er investiert das ganze Geld des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds in Firmen, die sozusagen verstaatlichte Firmen sind mit DT, die in der Stadt hier angesiedelt sind. Eine Funktionärsdynamik habe ich noch nicht kennen gelernt. 

Es muss eine Dynamik des privaten Kapitals nun endlich begonnen werden und ich fordere Herrn StR Rieder von dieser Position hier auf, endlich eine Errichtungs- und Betriebsgesellschaft mit all jenen Interessenten, die in diesem Bereich sind, zu gründen - das beginnt bei der Bundesbahn, das sind weiters die privaten Grundstücksbesitzer, die dort sind, das sind die Errichtungs- und Baufirmen, die Interesse haben, daran beteiligt zu sein, das ist sogar die Kronen Zeitung, die dort Grundstücke hat und es ist die öffentliche Hand mit dem Bund, der hier die BOKU erweitern will. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist Zeit zu handeln! Es ist Zeit, dass der Wirtschaftsstadtrat endlich handelt, denn es wird notwendig sein, dass wir nun endlich die neuen Arbeitsplätze, die auf der Hand liegen, gründen und nicht immer nur parteipolitisch darüber reden, sondern tatsächlich Maßnahmen setzen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann schon verstehen, dass Herr Kollege Pfeiffer hier als Döblinger Mandatar natürlich besonders enthusiastisch für eine Entwicklung in einem Gebiet in Döbling eintritt, aber ich glaube, er kommt ein bisschen zu spät mit seinen Ratschlägen an StR Rieder, aber auch was Vorgängerin und Vorgänger betrifft, denn die Stadt Wien hat sehr wohl schon längst mit ihren entscheidenden Politikern erkannt, dass das ein Gebiet ist, wo wir in Zukunft Wien im internationalen Vergleich einen wichtigen Standort geben wollen. Also, es ist ein bisschen wie Eulen nach Athen tragen. (GR Gerhard Pfeiffer: Die Idee ist von mir!)
Gerade unlängst war erst der Startschuss (GR Gerhard Pfeiffer: Die Idee war von mir!) für das Forschungszentrum beim AKH. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, aber die Idee war von mir!) Ich würde mir nur wünschen, dass eine zukünftige Bundesregierung in dieser Richtung auch so viel in Wien mithilft und investiert, denn dann habe ich überhaupt keine Sorge, dass wir sehr wohl einmal zu den führenden internationalen Zentren nicht nur in der Biotechnologie, sondern auch in anderen Forschungsbereichen zählen. Das ist uns allen ein gemeinsames Anliegen. 

Weil auf diesem Gebiet auch Tests an Menschen erforderlich sind, ist es besonders wichtig, dass wir in Wien eine gut arbeitende Ethikkommission haben. Deshalb ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Antrag. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung.

Anträge liegen keine vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke schön, dies ist einstimmig angenommen.

Es gelangt Postnummer 41 (02766/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer Zusatzvereinbarung zwischen der Stadt Wien und dem Dachverband Wiener Pflege- und Sozialdienste.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Lettner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte und jetzt ist Frau Dr Pilz nicht nur gemeldet, sondern sie bekommt auch das Wort erteilt.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Vorsitzende!

Vielleicht hätte ich mir beim letzten Tagesordnungspunkt auch so einen Umweg über die Förderung von Arbeitsplätzen in den Bezirken leisten sollen. Das war schon ein Meisterstück, Herr Kollege Pfeiffer, wie man von der Ethikkommission zum 19. Bezirk kommen kann! 

Zurück zur Gesundheitspolitik. Wir stimmen diesem Aktenstück und dieser Ausweitung des Auftrags des Dachverbands auch auf die Geriatriezentren und Pflegeheime der Stadt Wien sehr zu, denn wir glauben, dass es gut ist, dass es richtig ist, wenn hier der Dialog zwischen dem stationären und dem ambulanten Bereich gesucht wird, dass es gut ist, wenn hier in Bezug auf Ausbildung und auf Qualitätssicherung der ambulante und der stationäre Bereich zusammenarbeiten.

Ich möchte diesen Punkt zum Anlass nehmen, um zwei Fragen zur Debatte zu stellen, die mir sehr am Herzen liegen, nämlich die Sicherung von Qualität in der Pflege sowohl im stationären, als auch im ambulanten Bereich, und auch die Sicherstellung von gerechter Bezahlung für diese Leistungen. 

Ich habe dazu an Sie, Frau StRin Pittermann, in der letzten Zeit zwei Anfragen gestellt. Die eine hinsichtlich der Abgeltung der Leistungen für die ambulanten Dienste wurde mir sehr umfangreich beantwortet. Eine weitere war, wie es denn nun mit der Sicherstellung von Qualität dieser ambulanten Leistungen bestellt ist, die für pflegebedürftige, meist hochbetagte Menschen in Wien zur Verfügung gestellt werden: Wie wird diese Qualität sichergestellt? Wie wird sie kontrolliert? Wie wird sie dokumentiert? Wie wird sie evaluiert? 

Die Antwort darauf, Frau Stadträtin, hat uns leider nicht zufrieden gestellt, denn Sie schreiben - und da sind wir mit Ihnen durchaus eins -, dass Qualitätskontrolle heißt, die Ergebnisqualität im Einzelfall sicherzustellen und zu überprüfen. Wir meinen nur, Frau Stadträtin, die Gesundheits- und Sozialzentren, die Ihrerseits mit dieser Aufgabe betraut sind, sollten doch darüber hinaus nicht nur die Ergebnisqualität, sondern auch die Strukturqualität prüfen und sicherstellen. 

Strukturqualität ist jetzt ein bisschen ein komplizierter Terminus, um das zu erklären. Ergebnisqualität würde heißen, dass jemand, der pflegebedürftig ist, bei so einer Qualitätskontrolle gut versorgt ist, zufrieden ist und die nötige gesundheitliche Situation, die er haben sollte, auch vorgefunden wird, und so weiter. Strukturqualität würde heißen, dass man darüber hinaus auch nachschaut, ob die Arbeitsbedingungen für das Personal, die Ausstattung, was ihr Instrumentarium betrifft, die Infrastruktur, die Wegzeiten, die Arbeitszeiten und so weiter in einem Ausmaß gewährleistet sind, dass die Bediensteten, die Pflegepersonen, ihre Leistung erbringen können.

Wir meinen, Frau Stadträtin, dass in der Beantwortung die Qualitätskontrolle, die sich ausschließlich auf Ergebnisqualität stützt, zu kurz greift. Es sollte klargestellt und dokumentiert werden, dass nachhaltige Qualität in der Pflege dadurch gewährleistet wird, dass man auch Strukturqualitätskriterien in Rechnung stellt. 

Weiters ist für uns nicht ganz nachvollziehbar, Frau Stadträtin, dass Sie meinen, im Wesentlichen werden Überprüfungen aus Anlass gemacht. Natürlich sind wir auch mit Ihnen der Ansicht, dass, wenn es eine Beschwerde gibt, die Aufsicht kommen und nachschauen soll, ob es sich hier sozusagen um einen Menschen handelt, der mit nichts zufrieden ist, oder ob es sich - und auch das kann ja der Fall sein - um Defizite in der Versorgung des Betroffenen, der Betroffenen handelt. Die Gesundheits- und Sozialzentren, die damit beauftragt sind, sind unserer Einschätzung nach in jeder Hinsicht mit dieser Aufgabe zeitlich und strukturell überfordert. 

Es ist in Ihrer Anfragebeantwortung davon die Rede, dass mindestens einmal jährlich im Sinne einer Sicherstellung dieser Pflegequalität bei jedem Betreuungs- und Pflegefall ein Besuch stattfinden soll. Das heißt, dass zum Beispiel bei einem Stützpunkt, wo 3 Stützpunktschwestern beschäftigt sind und 3 500 Klienten und Klientinnen zu betreuen sind, allein für diese Tätigkeit, wenn man dafür 2 Stunden verrechnet, was sicher nicht zu viel ist, 7 000 Stunden im Jahr aufgewendet werden müssen. Da ist eine Anfahrtszeit, da ist ein ordentlicher Besuch nach vorher geklärten Kriterien notwendig und da wäre nachher eine Dokumentation des Besuchs fällig. 

7 000 Stunden bei 3 Arbeitskräften, die jeweils ungefähr 5 000 Stunden tätig sind - mit allen Einrechnungen von Krankenstand und Urlaub -, sind, so denke ich, angesichts der anderen Aufgaben, die dort zu leisten sind, nämlich Erstgespräche, Verwaltungsarbeit, Beschwerden nachgehen und, und, und, doch eine ziemlich zeitliche Last. Für diese Leistungen bedarf es eigentlich zusätzliches Personal, damit man hier sicher sein kann, dass die Qualität gesichert ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Meine grünen Kollegen und Kolleginnen wissen, dass sie auch einmal alt werden - andere wissen es vielleicht weniger - und dass sie vielleicht einmal froh sein werden (GR Franz Ekkamp: Reifer werden wir! Reifer!), wenn es genügend Pflegeaufsicht für Pflegepersonen gibt, die dann nachschaut, dass alles seine Ordnung hat. Auch Herr Pfeiffer ist sicher froh, dass er einmal ausreichend gepflegt werden kann, sollte es einmal so sein. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Frau Kollegin, der Unterschied ist: Wir reden nicht darüber, wir tun es!) Ja, Sie reden nicht nur drüber, Sie tun es auch, Frau Dr Neck-Schaukowitsch! Wir kommen gleich dazu, was Sie und Ihre Organisation tun, denn der zweite wichtige Punkt für mich ist nicht nur die Sicherstellung der Qualität, sondern die Sicherstellung gleicher Bezahlung. 

Gleiche Bezahlung für gleiche Leistung! Ich habe auch dazu hier in diesem Forum schon öfters gesprochen und auch eine entsprechende Anfrage an Frau StRin Pittermann gestellt. Es kam einmal wirklich etwas sehr Ausführliches, ein geradezu einschüchterndes, Telefonbuch dickes Konvolut an Zahlen und Fakten zurück. Aus diesem Konvolut ergibt sich, dass die einzelnen Organisationen diese Leistungen in der Hauskrankenpflege - Sie wissen, die Organisationen sind vertraglich beauftragt, diese Heimhilfe, Pflegehilfe, diplomierte Pflege, Besucherdienste, Reinigungsdienst und so weiter, durchzuführen - und Frau aus der Opposition möchte es kaum glauben, zu sehr, sehr unterschiedlichen Tarifen anbieten und auch entsprechende vertragliche Abschlüsse mit der MA 47 haben. 

Ich zitiere jetzt aus der Beantwortung der Frau Stadträtin: Da ist beispielsweise bei der Heimhilfe bei der einen Organisation die Stunde schon um 238 S zu haben, bei der anderen erst um 399 S. Es sind Schilling-Angaben, weil sie so im Text waren. 

Bei der Pflegehilfe kann man um 244 S gepflegt werden oder um 556 S. 

Ich will Ihnen nicht verschweigen: Die diplomierte Schwester gibt es um 430 oder um 600 S. 

So kann es jetzt nun sein, dass es im Kapitalismus, der ja auch in Österreich diskutiert und in vielen Fällen auch schon im öffentlichen Bereich Handlungsleiter des Prinzips wird, so ist, dass man sagt: "Na gut, die leisten halt mehr, also kriegen sie mehr bezahlt und es ist gerechtfertigt."

Das Gegenteil ist der Fall. Die MA 47 argumentiert, und ich schließe mich als jemand, der in der Sozialpolitik sein Herz hat, dieser Argumentation an: Für die Pflege durch die öffentlichen Einrichtungen soll es gleiche Qualität geben. Es soll nicht so sein, dass die einen zufällig besser und die anderen absichtlich - man möge es verhüten - schlechter gepflegt werden. Wenn nun aber die Leistungen laut Auskunft der MA 47 qualitativ gleich sind, so stellt sich nun doch die Frage, wieso sie dann unterschiedlich bezahlt werden. 

Auch dazu hat mir die Frau Stadträtin umfangreich geantwortet und mir erklärt, dass hier historische Gründe, gewachsene Organisationsstrukturen, unterschiedliche Organisationsgrößen, Wegzeiten, Vordienstzeiten, die zu höheren Gehältern führen, oder schlicht und einfach höhere Bestandskosten für Objekte, in denen die Organisationen untergebracht sind, als Begründung anzuführen sind. 

Mich überzeugt das alles nicht, denn es kann nicht so sein, dass sich die eine Organisation bei der MA 47 einen besseren Tarif verhandelt als die andere, und beide leisten dasselbe, und hoffentlich gesichert Qualität.

Aus diesem Grund stelle ich den Beschlussantrag, dass ab dem Jahr 2002 die erbrachten Leistungen der Organisationen, die mit der Betreuung zu Hause beauftragt sind, seitens der MA 47 auch durch gleiche Sätze je Leistungseinheit in allen Leistungsgruppen vergütet werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Der zweite Punkt, den ich in dem Zusammenhang besprochen haben möchte, bezieht sich wieder auf die Sicherstellung von Qualität und diesmal von Qualität im stationären Bereich.

Einige hier anwesende Kollegen und Kolleginnen sind wie ich Mitglied der Geriatriekommission, die jetzt in diesem Jahr schon zweimal zusammengetreten ist. 

In dieser Geriatriekommission war am 14. Juni die Rede von einem Vorfall in einem privaten Haus, wo - ich bitte Sie, hier jetzt aufzupassen, es ist eine ernste Sache -, so hat Frau GRin Dr Laschan berichtet, eine Bewohnerin dieses Heims ein Dekubitusgeschwür von Pizzatellergröße erlitten hat. Frau Dr Laschan hat dieses Beispiel offiziell in der Geriatriekommission im Zuge einer Debatte, die ich vom Zaun gebrochen habe, was nämlich die Lebensqualität der Menschen in den öffentlichen Geriatriezentren betrifft, berichtet. Ich habe insbesondere kritisiert, dass es in den öffentlichen Pflegeheimen und Geriatriezentren immer noch 8‑Bett-Zimmer gibt. 

Frau Dr Laschan hat dem gegenüber ins Treffen geführt, dass viele private Häuser außen zwar gut ausschauen, aber Dinge wie dieser zitierte Fall vorkommen würden. Diese Menschen würden dann, weil kein Arzt zur Verfügung stünde, zu spät ins Krankenhaus transferiert.

Die Debatte ist dann weitergegangen und niemand ist zu meinem großen Erstaunen darauf eingegangen. Ich habe mich am Ende des Tagesordnungspunkts daher noch einmal zum Wort gemeldet und den anwesenden Herrn SR Dr Leitner, der ja Aufsichtsorgan ist, gefragt, ob er denn von diesem Fall informiert wäre. Der Herr Senatsrat war nicht informiert, hat so wie ich an Ort und Stelle von dem Fall Kenntnis erlangt und war auch auf die entsprechende Weise konsterniert, dass hier Dinge dieser Art angeblich vorkommen.

Ich habe dann in der Folge eine Anfrage in dieser Sache gestellt, für die mir jetzt die Antwort seitens der Frau Stadträtin vorliegt. Was den konkreten Fall und das konkrete private Heim betrifft, in dem dieser Vorfall vorgekommen ist, so wird er gegenwärtig - so wurde mir in dieser Anfragebeantwortung versichert - untersucht. Ich will mich also nicht zur Richterin machen, ob die Vorwürfe angemessen berechtigt sind oder nicht. 

Aus der Stellungnahme der zuständigen Organisation für dieses konkrete Haus sind allerdings schon Informationen hervorgegangen, die mir zu denken geben. 

Da ist die Rede davon - und wir erinnern uns, die Geriatriekommission hat am 14. Juni stattgefunden -, dass die betroffene Dame am 24. April im Hanusch-Krankenhaus verstorben ist. In dem Pflegeheim, von dem die Rede war, war sie vom 26. Februar bis 2. April, und einige Wochen nach ihrer Einlieferung ins Hanusch-Krankenhaus ist sie gestorben.

Wenn es nun so ist, dass im Hanusch-Krankenhaus Kenntnis und Vorwurf bekannt war, dass in diesem privaten Pflegeheim ein pizzatellergroßes Dekubitusgeschwür zustande gekommen ist, so frage ich mich, warum hier nicht eine Anzeige, eine Meldung, eine Information der aufsichtsführenden MA 47 erfolgt ist, denn - und das geht aus der Anfragebeantwortung hervor, die mir vorliegt - da schreibt die Frau Stadträtin, dass mit 17.6. eine schriftliche Meldung an die MA 47 eingebracht wurde. Wir erinnern uns: Die Geriatriekommission hat am 14.6. getagt. Datiert war sie mit 17.6. und in der MA 47 ist sie am 21.6. vorgelegen.

Ich meine nun, das ist reichlich spät. Wie kann es denn sein, dass jemand - zumindest Frau GRin Dr Laschan - Kenntnis von einem Vorfall hat, der, wenn er zutrifft, als fahrlässiges, schuldhaftes Verhalten augenblicklich Aufklärung und Verfolgung nach sich ziehen hätte müssen?

Wie kann es sein, dass so ein Vorfall als Argument in einer Sitzung verwendet wird - in einer Kommission, so quasi als pauschaler Vorwurf an die privaten Häuser -, ohne dass gleichzeitig darauf hingewiesen wird, dass im konkreten Fall die nötigen rechtlichen Schritte vorgenommen wurden?

Wie kann es denn sein, und auch das ist in meiner Anfrage gestanden und beantwortet worden, wann denn die MA 47 Informationen hatte und wir wissen, das war mit 21.6., dass daraufhin Folgendes passiert, so aus der Anfragebeantwortung: "Die MA 47 hat aus gegebenem Anlass an die Direktion des Hanusch-Krankenhauses und an die MA 15 in ihrer Eigenschaft als Aufsichtsbehörde der Krankenanstalten das Ersuchen gerichtet, die Krankenanstalten mögen bei Feststellung von Vorfällen, die auf Pflegemängel in Wohn- und Pflegeheimen im Vorfeld des Krankenhausaufenthalts hinweisen, der MA 47 - Rechtsbüro, Behördliche Aufsicht und Qualitätssicherung, umgehend Meldung erstatten."

Also ich denke, ich bin nicht Juristin, aber ich bin bislang davon ausgegangen, dass ein Vorfall dieser Schwere, wenn er einer ist, der mit schuldhaftem Verhalten begründet ist, sofort gemeldet werden muss und dass man nicht noch einen besonderen Hinweis der zuständigen Aufsichtsbehörde abwartet.

Ich möchte den Fall in der Sache nicht qualifizieren, weil ich ihn in der Substanz nicht beurteilen kann, aber ich möchte Ihnen nur noch eines zur Kenntnis bringen: Eine meiner Fragen in diesem Zusammenhang hat sich auf die Situation in den städtischen Pflegeheimen und Geriatriezentren bezogen, und zwar ob es so ist, dass in den letzten Jahren Vorfälle dieser Art bekannt geworden sind. Ich habe auch gefragt, ob es weitere Vorfälle in Bezug auf private Häuser gibt. Da antwortet mir die Frau Stadträtin, dass es in den privaten Einrichtungen wiederholt Dekubitusgeschwüre gegeben hat, die offensichtlich gemeldet worden sind oder die zumindest - wie es hier steht - Anlass zu Kritik an der Pflege gegeben haben, aber dass es hinsichtlich der städtischen Pflegeheime in den letzten fünf Jahren keine einschlägigen Vorwürfe gegeben hat.

Frau Stadträtin, mögen Sie Recht haben und möge es so sein, dass der Tatsache, dass hier nichts gemeldet wurde, nicht der Umstand zugrunde liegt, dass hier, so wie im gegenständlichen Fall, schlicht und einfach keine Meldung erstattet wurde. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Ich erteile es ihr.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Danke schön. - Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte einmal das Positive vorwegnehmen. Ich möchte mich bei Frau Dr Pilz bedanken, dass sie diesem sehr wichtigen Akt zustimmt. Das ist einmal grundsätzlich. Aber ich möchte Ihnen einige Dinge auch noch zu bedenken geben, und zwar anerkennt die MA 47 nur alle gerechtfertigten Leistungen. Das beinhaltet natürlich auch, dass bei diesen Leistungen die Qualität in jeder Hinsicht stimmen muss.

Ich möchte Ihnen auch zu bedenken geben, dass natürlich - und Sie haben es selber schon gesagt - die verschiedenen Vereine verschiedene Kosten haben. Das bezieht sich auf die Miete, ob ein Verein ein eigenes Haus hat oder ob ein Verein eine etwas teurere Miete hat. Da ergeben sich natürlich die Unterschiede. 

Es sind natürlich auch Unterschiede als Arbeitgeber: Ob jemand eine Fachaufsicht hat, ob es eine Rufbereitschaft gibt, ob es einen Wochenenddienst gibt. Ich weiß von größeren Vereinen, die für die kleineren dann auch Urlaubsvertretungen und Sonn- und Feiertagsleistungen übernehmen. Ich denke, hier herinnen wird immer debattiert, dass wir auch den kleineren Vereinen die Möglichkeit geben sollen, dass sie lebenswert sind und Menschen beschäftigen können. Ich glaube, da sollen wir nicht Schranken aufbauen, indem wir ihnen so wenig zahlen, dass sie sich das ganz einfach nicht leisten können und dass sich nur die großen Vereine das Anbieten dieser Leistungen leisten können.

Ein frauenpolitisches Thema ist mir auch noch sehr, sehr wichtig: Bei den größeren Vereinen gibt es viele ältere Arbeitnehmerinnen, die sich natürlich auch im Laufe ihres langjährigen Beschäftigtseins viele Vorteile erworben haben: Sie haben höhere Urlaubsansprüche, sie haben höhere Abfertigungsansprüche. Ich glaube, wir als Stadt Wien sollten da Vorbild sein und solche Ansprüche eher fördern oder sollen wir die Leute entlassen? Das sind gerade Frauenarbeitsplätze. Wir haben heute schon viel diskutiert, dass wir gerade auf die Frauenarbeitsplätze sehr, sehr schauen müssen. Ich denke, da wäre Ihre Forderung, die sich momentan recht gut anhört und auch am Papier liest, in der Wirklichkeit gerade gegen die Frauenarbeitsplätze und das sollten wir nicht machen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Gerechtigkeit für alle!) Ich ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Gerechtigkeit für alle!)
Gerechtigkeit für alle, das kann doch nicht in einer Gleichmacherei enden und wir sind gegen Gleichmacherei! Ich würde Sie wirklich bitten, dass Sie das noch einmal bedenken! (Heiterkeit der GRin Dr Sigrid Pilz.) Eine Arbeitnehmerin - und da können Sie noch so lachen -, die drei Jahre beschäftigt ist, hat - Gott sei Dank zum Glück - nicht denselben Urlaubsanspruch wie eine, die schon 20 oder 25 Jahre beschäftigt ist, um nur ein Beispiel zu nehmen. Das hätten so manche Herren gerne, dass die älteren Arbeitskräfte billiger sind, aber wir Frauen haben das nicht sehr gerne.

Zu Ihren Vorwürfen, die Sie heute gemacht haben: Diese haben wir im Ausschuss, im Plenum wirklich ausführlich diskutiert, so wie es die Frau Kollegin hier erzählt hat. Wir sind von solchen Vorwürfen natürlich alle sehr betroffen, aber ich darf Ihnen sagen: Erstens einmal ist ein Narr der, der sagt, so etwas kommt nie wieder vor. Das traue ich mich wirklich nicht zu sagen. Ich ärgere mich jedes Mal, wenn ein Politiker sich herstellt und sagt: "So etwas kommt nie wieder vor." Man kann in keinen Menschen hineinschauen. 

Wir als politische Mandatare haben alles dazu zu tun, dass die Qualität stimmt, die Leistung stimmt und dass die Menschen menschlich behandelt werden. Aber wir sind nicht vor Ort. Wir gehen nicht mit jeder Heimhilfe mit. Wir und auch die Frau Stadträtin nicht sind nicht in jeder Abteilung des Spitals, aber jemand, der mit Pflege zu tun hat, weiß, wie leicht ein Dekubitus zu Stande kommt. Da soll niemand sagen, das passiert nicht! So etwas passiert. Schändlich ist es dann, wenn es solche Auswüchse hat, wie sie eben geschildert wurden. Wir werden alles dazu tun, dass so etwas nie wieder vorkommt. 

Die zweite Seite, die ich noch beleuchten möchte, betrifft die Angehörigen. Wenn so etwas passiert ist - und ich weiß nicht, woran diese Dame letztendlich verstorben ist, weil es ja nicht feststeht, dass sie unbedingt an dieser Situation gestorben ist, es kann irgendeine andere Krankheit schuld gewesen sein -, dann ist es meistens leider so, dass die Angehörigen oft nichts mehr mit der Sache zu tun haben möchten, weil sie durch den Tod des nahen Verwandten, des Angehörigen, der Mutter, des Vaters, so tief betroffen sind, dass sie das nicht möchten. Das ist natürlich dann für uns politisch nicht sehr von Vorteil, weil wir das nicht so oft aufklären können, wie wir gerne möchten, weil wir - wie Sie richtigerweise festgestellt haben - alle miteinander keine Richter sind. Das wollen wir auch nicht sein. 

Aber ich denke, dass die Rechtssprechung in diesem Land weit genug reicht, dass Menschen, die Unrecht tun, auch ihrer gerechten Strafe zugeführt werden.

Wir werden uns natürlich laufend bemühen, in Zukunft so wie in der Vergangenheit, die Qualität gerade auf diesem sensiblen Gebiet - und ich bin hier auch nicht mehr die jüngste Mandatarin, sondern bewege mich schon hin zu dem Alter, wo ich Pflege brauchen werde - zu erbringen. 

Wenn ich aber an die 20‑Jahr-Feier im Pflegezentrum Donauspital denke, die wir mit großer Freude vor 14 Tagen hatten, dann weiß ich, dass wir in dieser Stadt, in unserer schönen Stadt Wien, bei der Pflege für unsere Menschen auf dem richtigen Weg sind. 

Ich bitte Sie, uns noch ein Stückchen zu helfen und dieser Post zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ja, Entschuldigung, Frau Vorsitzende, ich habe noch bei meinen Ausführungen vergessen: Ich empfehle die Ablehnung dieses Antrags.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen. 

Der Beschlussantrag der grünen Fraktion betreffend Harmonisierung der Leistungsvergütung an die Organisationen für die Betreuung zu Hause, wo die sofortige Abstimmung beantragt wird. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Antrag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur mit den Stimmen der GRÜNEN, abgelehnt. 
Wir kommen nun zur Postnummer 76 (03879/2002-GFW) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Sachkreditgenehmigung. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Friedrich Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Ich eröffne die Debatte. Der erste Redner ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst einmal, es wird Sie nicht überraschen: Es freut uns, dass es die Wiener Messe gibt und wir wollen sie auch weiterhin in Wien haben. Das muss man natürlich jetzt einmal sagen. Am Anfang immer das Gute. Und es ist gut, dass es Arbeitsplätze gibt und es ist gut, dass es dort die Touristen gibt und es ist gut, dass es die U 2-Verlängerungen gibt. Kollege, sind Sie mit mir zufrieden, oder? (GR Franz Ekkamp: Ich bin immer zufrieden!) Aber jetzt kommt’s. (GR Franz Ekkamp: Ich bin immer zufrieden!) 

Aber wir glauben, dass die Verkehrslösungen, die Sie angepeilt haben und auch hier in diesem Akt natürlich auch genannt werden, nicht die besten sind. Jetzt könnte man sagen: Na, ist eh Wurscht, die Parkhäuser werden ja schon gebaut.

Mittlerweile ist es allerdings so und die Konstruktion ist ja allgemein bekannt, denn die Wiener Messe hatte der Stadt Wien ja einiges gekostet: Es gibt ja einen Vertrag zwischen der Reed Messe und auch der MBG und da ist es ja so, dass die MBG in diesem Vertrag verpflichtet ist oder verpflichtet worden ist, alle Dinge rechtzeitig aus dem Weg zu räumen, damit es rechtzeitig zu einem Abschluss kommt. Das könnte durch eine UVP-Prüfung verhindert werden, weil die Reed Messe ja ein Pachtvertrag ist. Die UVP-Prüfung sagt ja ursprünglich, dass es so, wie es jetzt ist, ja gut ist. Nur das Problem ist, dass laut EU-Gesetzen die Schwellenwerte heruntergesetzt werden müssen, weil in Wien die Luft einfach schlecht ist und deswegen darauf Rücksicht genommen werden muss. Aber es gibt dazu auch einen Brief aus dem Molterer-Ministerium. Da gibt es eine Übergangslösung und das darf bleiben. 

Da sagen wir: Bei all diesen Zahlen, die da genannt werden - und jetzt könnte ich Ihnen die Zahlen vorlesen, die variieren alle ein bisschen und es gibt einmal da ein bisschen weniger, da ein bisschen mehr -, steht fest, dass nach dem neuen Bescheid der Schwellenwert unter der Zahl liegt, die jetzt an neuen Stellplätzen hinzugekommen ist. Das heißt, wir werden genau diese Situation benützen und alle rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um eine UVP für diese Messegeschichte zu bekommen. 

Na, was könnten die Folgen sein, wenn sich spätestens beim Obersten Gerichtshof unser Standpunkt durchgesetzt hat? - Herauskommen könnte, dass der Vertrag von der MBG gegenüber den Reed Messen nicht erfüllt werden kann. Das heißt, wenn ein Vertrag nicht erfüllt wird, dann gibt es Pönalezahlungen und nicht zu knapp. Das könnte ja sein. Da denke ich mir, es wäre an der Zeit, in der SPÖ oder in den Führungsetagen, jetzt nicht einfach auf stur zu schalten, sondern mit den AnrainerInnen und den Betroffenen dort oder möglicherweise auch mit uns Gespräche zu führen, wie wir das Problem lösen können und wie vernünftige Lösungen in dem Bereich, die alle zufrieden stellen, gefunden werden könnten. Das ist einmal sozusagen ein Angebot. 

Das Zweite, was uns ein bisschen irritiert, ist das: Es gibt ja eigentlich dort auch die U 2-Verlängerung und auf die wurde überhaupt nicht Rücksicht genommen. 

Noch etwas anderes ist für uns sehr, sehr wichtig. Sie haben eigentlich die ganze Zeit behauptet, die Stellplätze in allen diesen Untergeschossen, Parkhäusern, ob Ost, West oder Nord, werden eigentlich nur für die Messe verwendet. Dann gibt es aber auch Aussagen und diverse Stellungnahmen zum Beispiel vom Bezirksvorsteher, wo ganz klar ist, dass dort auch ein Entertainment-Center hinkommen soll und in weiterer Hinsicht wurde auch angedeutet, dass die Stellplätze den AnrainerInnen auch zur Verfügung gestellt werden könnten. Das heißt, wenn man all das zusammenzählt, dann wurde bei der UVP eigentlich gesagt, 100 Tage werden die Stellplätze genutzt, aber im Grunde genommen rechnet man mit einer Auslastung von 365 Tagen. Da kann man sagen: Ökonomisch ist das schon richtig. Ist okay. Warum nicht? Die Stadt Wien zahlt. Warum nicht auch für die Anrainer? Aber an diesem Ort kann es in diesem Ausmaß, und zwar im Ausmaß von insgesamt 4 552 Stellplätzen, keine Anrainergarage geben. So eine Anrainergarage wünschen sich viele Bezirksvorsteher. Am besten den Kollegen Tiller darauf aufmerksam machen. Da geht es sich sicher im 19. Bezirk noch aus. (Heiterkeit des GR Franz Ekkamp.)

Aber, Kollege Ekkamp, Sie haben ja den 19. Bezirk auch auf Ihrer Seite. Also, wie gesagt, Kollege Tiller 4 552. Der Kollege Pfeiffer ist jetzt gerade nicht da, aber es ginge sich aus, eine Riesengarage irgendwo unter Grinzing, alles untertunneln, super! 

So, aber noch einmal zurück zur Wiener Messe. Wir glauben, dass diese riesige Garage oder diese riesigen Garagen in Summe letztendlich als Park-and-ride-Anlage enden werden. Und da sagen wir: Kein Verkehrskonzept für die Gegend. Eine Park-and-ride-Anlage möglicherweise mitten im 2. Bezirk bringt eine unglaubliche Anziehung von Verkehr, schlechter Luft, Lärm. Das kann den Anrainern nicht gut tun!

Deswegen fordern wir Sie auf, eigentlich Gespräche zu führen, um diese schädlichen Auswirkungen zu minimieren und zu hoffen, dass wir beim Obersten Gerichtshof nicht Recht bekommen und die Stadt Wien keine Pönale zahlen muss. Deswegen wünschen wir Ihnen viel Glück, spätestens beim Obersten Gerichtshof! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Josef Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich stimme mit meinem Vorredner von den GRÜNEN in einem Punkt völlig überein, nämlich in der Kritik, dass es hier beim Messeneubau kein Verkehrskonzept gibt. 

Ich stimme auch überein, dass die Freiheitlichen selbstverständlich zu diesem Messestandort stehen und dass wir den Standort Wien für den Messebetrieb unterstützen und fördern. 

Ich verstehe aber nicht, warum es hier seit Jahren Überlegungen gibt, vor Jahren der Beschluss gefasst wurde und dass es bis heute kein Verkehrskonzept gibt. Es gibt nur ein Detailprojekt, das wird heute ... (GR Franz Ekkamp: Stimmt nicht!) Na, Sie sagen ... Bitte? (GR Franz Ekkamp: Stimmt nicht!) Stimmt nicht? Aha, Herr Kollege Ekkamp hat wahrscheinlich was in der Tasche, was alle seine Genossen nicht kennen. Wir kennen es auch nicht. Herr Kollege Ekkamp, es gibt kein Verkehrskonzept! Es gibt das, was wir heute beschließen, und das ist ein Sachkredit für ein Detailprojekt an Verkehrsmaßnahmen von einigen Straßenzügen, aber es gibt kein Verkehrskonzept. 

Über Aufforderung der Bezirksvertretung Leopoldstadt hat der Herr Bezirksvorsteher erst vor wenigen Tagen erklären müssen, er kann so etwas nicht vorlegen, auch nicht den Mitgliedern der Bezirksvertretung, weil es ein derartiges Konzept nicht gibt. Wenn Herr Kollege Ekkamp eines hat, dann werden wir hoffen, dass die Leopoldstadt davon profitiert. Derzeit ist es so, dass mit dem jetzt zu beschließenden Sachkredit insbesondere die Wohnbevölkerung in der Leopoldstadt geschädigt wird. Eine Wohnbevölkerung, die als Stuwerviertel bekannt ist, wo Sie wissen, dass die ohnehin genug Belastungen haben. Und es wird - unsinnigerweise, sage ich jetzt, es wird niemand verstehen - plötzlich eine neue Straße gebaut, eine Stichstraße, die Schrotzbergstraße, die auf der Ausstellungsstraße endet und daher keine direkte Zufahrt zum Messegelände bietet, und die soll verlängert werden. Durch eine Grünfläche wird eine Straße verlängert, die überhaupt nicht notwendig ist, weil es drei Zufahrtsstraßen zum Parkdeck West gibt. Es gibt diese drei Zufahrtstraßen, die Nordportalstraße, die Messestraße, die Perspektivstraße, und die SPÖ baut eine weitere Straße mitten durch das Grüngebiet, nimmt damit dem Polizeiwachzimmer Ausstellungsstraße Sicherheitseinrichtungen weg - ein Flugdach, die Einzäunung - und gefährdet dadurch die Einrichtungen der Polizei und deren Autos. Das ist der SPÖ offensichtlich alles Wurscht, weil sie die Verantwortung abgegeben hat. Sie hat gesagt, die Messe soll sich darum kümmern und soll ein Konzept machen und die SPÖ und die Stadt Wien werden das schon erledigen. 

So wie es mein Vorredner bereits angeschnitten hat, wir stehen hier in Verantwortungen, die wir wahrscheinlich nicht erfüllen können. Ich sage aber auch dazu, dass die Vorgangsweise der GRÜNEN, die sie schon einmal bei der U 2 gemacht haben, wo sie mit UVP-Prüfung und mit Einwendungen, um das Ganze zu verzögern, gedroht haben, auch nicht sinnvoll ist. Das wird auch nicht erfolgreich sein, weil wir an sich die Messe brauchen und wir brauchen Lösungen. Lösungen wurden eine Reihe vorgeschlagen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war erfolgreich!) Bitte? (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war erfolgreich!) Na erfolgreich! Sie sehen es so, aber in Wahrheit hat die Umweltverträglichkeitsprüfung vieles verbessert, aber das heißt ja nicht, dass das nur deshalb gekommen ist, weil es die GRÜNEN gefordert haben! Also, entweder es ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung laut Gesetz notwendig, dann brauche ich keine GRÜNEN dazu, sondern dann muss es passieren oder es ist nicht notwendig, dann wäre es auch nicht gemacht worden, nur weil Sie es fordern! (Aufregung des GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Und das mit den Stellplätzen - auch da liegen wir, Herr Kollege Maresch, ein bisschen natürlich oder grundsätzlich auseinander. Ich sage, ein Messestandort ohne Parkplatzmöglichkeiten hat keinen Sinn. Es wird ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habe ich auch nicht gesagt!) Das haben Sie nicht gesagt, aber Sie wehren sich gegen die 4 500 Stellplätze, die es ja in Wahrheit gar nicht gibt! (Weitere Aufregung des GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Und da ist ja ein weiterer Widerspruch der SPÖ: Ich kann mich noch ganz genau daran erinnern, dass ich vor wenigen Monaten oder vor einem Jahr den Herrn Verkehrsstadtrat gefragt habe, wo denn die von der SPÖ in allen Broschüren verlautbarten 4 509 zusätzlichen Stellplätze entstehen werden. Er hat gesagt, das kann er so im Detail nicht sagen, da werden zum Teil vorhandene hineingerechnet. Also, auf der einen Seite hat man der Bevölkerung gesagt, es gibt ausreichend Parkplätze, damit man die Anrainer beruhigt, die Sorge haben, dass dort ihre ohnehin vorhandene Stellplatzknappheit noch verschärft wird, und auf der anderen Seite aber sagt man jetzt: Aber es gibt doch nicht einmal 375 neue Stellplätze, daher brauchen wir keine UVP-Prüfung. Also, es ist hier schon ein Widerspruch, wobei ich so weit gehe, dass ich sage, die SPÖ hat wissentlich und bewusst die Wohnbevölkerung und die Bezirkspolitiker belogen. Sie hat die Unwahrheit gesagt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn die SPÖ daher meint, dass sie sich aus der Verantwortung stehlen kann, so wie sie es ja beim Wurstelprater jetzt auch tut, indem man offensichtlich den Herrn Bernhard Paul erfunden hat und meint, der wird dort mit seinen Pratereinrichtungen den Prater beleben können. Nicht einmal - und das werfe ich Ihnen vor - über dieses Detailkonzept Prater, das ja sehr eng mit der Messe zusammenhängt, wurde mit den verantwortlichen Praterkaufleuten gesprochen, die überhaupt nicht informiert sind. Der Herr Obmann Kern sagt ausdrücklich in den Medien, er weiß von nichts, mit ihm hat niemand geredet. Da sieht man schon wieder die Freunderlwirtschaft: Man fährt auch bei der Praterneugestaltung drüber, so wie Sie über die Bezirksbürger bei diesem nicht vorhandenen Verkehrskonzept drüberfahren. Daher lehnen wir diesen Sachkredit ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren!

Ich bin zuerst einmal sehr froh, dass es über den Messestandort einen Konsens gibt und dass erkannt worden ist (GR Dr Herbert Madejski: Immer schon!) - na, es ist nicht immer so bei gewissen Sachen (GR Dr Herbert Madejski: Immer!) -, dass das für diese Stadt gerade in wirtschaftlicher Hinsicht eben sehr notwendig ist und dass gerade die Messe Wien neu ein großer Impulsgeber für die Wiener Wirtschaft ist, denn letztendlich sichert sie ja auch Arbeitsplätze. 

Und das ist es: Man soll nicht immer eine gewisse Polemik in eine Diskussion hineinbringen. Wir alle sind daran interessiert, dass es in Wien Beschäftigung gibt und dass wir, gerade was den Messe- und Kongressbereich betrifft, faktisch eine gewisse Positionierung zu Stande bringen. Dabei ist mir aufgefallen, dass Wien ein wenig anders als zum Beispiel die Bundesregierung handelt. Mir ist heute Vormittag ein Beispiel dazu eingefallen. Wenn es um Auftragsvergabe geht, reden alle so sehr darüber, was nicht alles für die Wiener Wirtschaft, für die österreichische Wirtschaft getan wird. Aber wenn ich nur die Vergabe der Lkw-Maut hernehme, sehe ich, dass man schon sehr intensiv darüber nachdenken muss. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn Kollege Maresch von den GRÜNEN versucht, das Thema Garagen zu interpretieren, dann weiß man schon, es gibt bei den Garagen einen gewissen Reflex bei den GRÜNEN überall, wo es etwas zum Einhaken gibt. Ich muss gestehen, ich habe kein Dealer-Syndrom - er ist vielleicht dadurch geschädigt -, sondern ich setze mich mit ihm auseinander, wie es in der Demokratie so ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... ist ja eine Schande!) Es gibt in der Demokratie auf Grund der politischen Parteien keine Einheitsmeinung. Das ist vorbei. Das hat es ein bisschen weiter östlich gegeben, aber hier gibt es das nicht, und man muss sich auseinander setzen.

Eines sei gleich vorweg gesagt. Wenn man mit Drohungen, mit dem Obersten Gerichtshof, mit UVP-Prüfungen kommt, dann hat man wahrscheinlich eines im Sinn: dann will man verzögern. Das ist aber meiner Ansicht nach - da gebe ich dem Kollegen Wagner Recht - nicht im Sinne des Erfinders, nicht im Sinne der Stadt Wien, dass man ganz einfach hergeht, die Garagen als Vorwand hernimmt und versucht, gewisse Sachen zu verhindern. Denn gerade auf dem Kongress- und Messesektor haben wir eine zentrale Aufgabe für die Wiener Position und für die Zukunft. Die ganze EU-Erweiterung steht vor uns, das wissen Sie alle, und ich glaube, es ist gerade jetzt wichtig, hier eine eindeutige und klare Position einzunehmen. Da muss man mit kreativen Vorschlägen und mit Investitionen in die Zukunft beispielgebend vorangehen.

Nun zu dem Thema der Freiheitlichen, dass ein Verkehrskonzept fehle und dass es dieses nicht gebe: Ich muss ehrlich gestehen, dass ich kein Leopoldstädter bin und dort nicht jedes Winkerl kenne. Ich traue mich auch - obwohl ich schon ewig in Döbling wohne - nicht zu sagen, dass ich dort jedes Winkerl kenne, auch wenn ich von unserem Bezirk sicherlich mehr als von der Leopoldstadt kenne. Aber wenn man sich die Pläne ansieht und weiß, wie das Detailkonzept ausgearbeitet worden ist, so zeigt sich, dass es ein Verkehrskonzept gibt. Ich habe zweimal nachgefragt und es wurde mir bestätigt: Es gibt ein Verkehrskonzept. Daher kann man sich hier nicht hinstellen und sagen: Das ist nicht da, das habe ich nie gesehen.

Das Einzige, was vielleicht ein Missverständnis bei meinem Vorredner hervorgerufen hat, ist, dass man zwischen Verkehrskonzept und Verkehrsleitsystem unterscheiden muss. Ein Verkehrsleitsystem ist etwas Übergeordnetes und das - so gebe ich gerne zu - ist noch in Ausarbeitung. Aber das Verkehrskonzept liegt vor. Ich kann Ihnen auch die Firma nennen, es ist das Büro Mittnik im 18. Bezirk. Dort wurde dieses Konzept ausgearbeitet, es liegt fertig dort. Aber im Übrigen ist meiner Ansicht nach gerade dieses Projekt beispielgebend.

Ich kann Ihnen auch eine weitere Angst nehmen, weil man das zwischen den Diskussionen darüber, dass es kein Verkehrskonzept gebe, immer wieder hört. Nächstes Jahr kommt ein Kardiologenkongress nach Wien, und das soll ja ein Kongress- und Messezentrum werden. Es ist davon die Rede, dass zu diesem Kongress 30 000 Besucher nach Wien kommen werden. Aber auch für diesen Kongress wurden bereits konkrete Maßnahmen in verkehrstechnischer Hinsicht ausgearbeitet, und zwar wieder vom Büro Mittnik. Ich habe es nicht im Detail gesehen, aber ich habe heute noch einmal nachgefragt: Das gibt es! Vielleicht setzen wir uns einmal zusammen und schauen es uns an. Dann werden wir wahrscheinlich auch Sie davon überzeugen. Wichtig ist bei einem Messestandort nicht, ob ich das mit 4 554 Parkplätzen oder Stellplätzen aufrechnen kann, sondern wichtig ist bei so einem Kongress- und Messezentrum, dass die öffentlichen Verkehrsmittel gut funktionieren. Ich denke, dass mit der U‑Bahn - mit zwei Stationen, die direkt an dieses Kongress- und Messezentrum anschließen - eine gute Lösung gefunden worden ist.

Auch eine gewisse Unwegrentabilität möchte ich nicht verschweigen. Denken wir nur daran, was es heißt, wenn wir verzögern wollen, wie zum Beispiel die GRÜNEN immer alles prüfen und verzögern wollen: Wir könnten zum Beispiel nächstes Jahr den Kardiologenkongress in dieser Form gar nicht abhalten! Das würde bedeuten, dass Wien 55 Millionen EUR - plus/minus, so genau wird es keiner berechnen können, 55 Millionen EUR - verloren gehen. Wer solchen Entscheidungen zustimmen würde, der würde sich nicht für Wien als Standort, sondern gegen Wien als Standort entscheiden!

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung, im Interesse der Stadt und im Interesse der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist mit einer zweiten Wortmeldung Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es freut mich sehr, dass man beim Büro Mittnik das Verkehrskonzept bekommen kann. Wir haben im Bezirk, in der Leopoldstadt, ein paar Mal versucht, es zu bekommen, und uns wurde immer beschieden: das geht nicht, das gibt es nicht, da haben wir keines, das wird nicht, oder wie auch immer. Wenn Sie jetzt sagen, Herr Kollege, dass man es bekommen kann, werden wir uns darum bemühen, damit wir es auch sehen können. - Erster Punkt. (GR Franz Ekkamp: Ich habe nicht gesagt ...!)
Zweiter Punkt, damit wir uns da nicht falsch verstehen: Wir glauben auch, dass es ein paar Parkhäuser geben muss. Aber welche es sind und wie groß sie sind, das hätten wir gerne einer UVP-Prüfung unterzogen. Das ist der Punkt: Sie wollen das nicht, wir wollen das schon. Da gibt es eine Diskrepanz: wir schauen, ob das geht.

Wir glauben auch, dass Pönalezahlungen für die Stadt Wien möglicherweise nicht gerade das Gelbe vom Ei sind. Wir hätten gerne zu all diesen Park-Bonanzen, die es dort gibt und mit denen man ein bisschen Geld verdient - oder auch nicht -, und zu den Lösungen für den Bezirk, dessen Verkehrssituation sich verschlechtern wird, dessen Luft sich, wenn man so will, verschlechtern wird - auch die Ozonbelastungen werden nicht geringer werden -, dass es Begleitlösungen gibt, die dabei mitdiskutiert werden sollten.

Wir sind durchaus kompromissbereit. Wenn es aber keine Kompromissbereitschaft gibt, dann werden wir die Rechtsmöglichkeiten ausschöpfen. Das ist keine Drohung, sondern das ist jetzt ein Verhandlungsangebot. Wenn es nicht angenommen wird, werden wir schauen, was herauskommen wird. Pönalezahlungen sind immer bitter und diese wird es sicherlich geben, wenn das in einem normalen Vertrag steht. Aber das heißt für uns, das ist keine gute Lösung für den Bezirk. Eine bessere Lösung für den Bezirk wäre es, wenn wir vorher darüber reden, welche Lösungen den AnrainerInnen im Bezirk konkret als Kompensation für weniger Lärm, weniger Staubbelastung, weniger Verkehr in der Umgebung angeboten werden können.

Wenn Sie bereit sind, das zu tun, dann kann man Verhandlungen oder Gespräche darüber aufnehmen. Aber dazu brauchen wir vorher das Verkehrskonzept des Büros Mittnik. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Ich erteile es ihm.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Grundsätzlich ist es erfreulich, dass es Zustimmung zum Messestandort Wien gibt. Aber nachdem ich die Stellungnahmen gehört habe, vor allem jene des letzten Redners, muss ich sagen, dass diese Zustimmung zum Messestandort Wien nur eine sehr halbherzige Zustimmung ist. Daher möchte ich daran anschließen, was Herr Kollege Ekkamp gesagt hat: Wenn man einen Kongress wie zum Beispiel jenen für nächstes Jahr in der Größenordnung von 25 000 bis 30 000 Teilnehmern nach Wien bekommen kann, dann hat das eine enorme Bedeutung für den Messestandort und vor allem auch für den Wirtschaftsstandort Wien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die kommen ja mit dem Auto!)
Es macht wirklich kein gutes Bild, wenn jetzt Diskussionen über ein Verkehrskonzept stattfinden, das es angeblich gibt oder das es angeblich nicht gibt. Wir diskutieren jetzt, glaube ich, das dritte oder vierte Mal zu dieser Materie, und die Debattenbeiträge haben sich in der Zwischenzeit eigentlich nicht geändert.

In Anbetracht dieser Tatsachen bitte ich Sie noch einmal, diesem Geschäftsstück zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Berichterstatters seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ und GRÜNE, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 83 (03893/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 7. GR-Subventionsliste 2002.

Dazu liegt keine Wortmeldung vor.

Es wird eine getrennte Abstimmung verlangt, und zwar für die Subventionen an die "Julius-Raab-Stiftung", den "Verein Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien" und den "Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und Entwicklungszusammenarbeit".

Wer den anderen Subventionspositionen die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wer der Subvention an die "Julius-Raab-Stiftung" die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit, ohne FPÖ und GRÜNE.

Wer der Subvention an den "Verein Lois Weinberger" die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, wie gehabt, ohne FPÖ und GRÜNE, angenommen.

Wer der Subvention an den "Verein zur Förderung der internationalen Solidarität" die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Freiheitlichen angenommen.

Somit sind alle Geschäftsstücke so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 72 (03869/2002-GWS).

Auch hierzu gibt es keine Wortmeldung.

Ich stelle fest, dass mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend sind. Diese Feststellung ist nach § 25 erforderlich.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne GRÜNE mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 73 (03870/2002-GWS) der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf einer Teilfläche in der KatG Landstraße.

Auch hier ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder erforderlich. Ich stelle diese Anwesenheit fest.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen Partei, angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 74 (03874/2002-GWS) der Tagesordnung. Hierbei geht es um Ankäufe in den KatGen Leopoldau und Stammersdorf.

Wer für den Antrag zu diesem Tagesordnungspunkt ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, so angenommen.

Es gelangen nun die Postnummern 4 (03809/2002-GIF), 5 (03810/2002-GIF) und 12 (03757/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betreffen ebenfalls Subventionen an Vereine.

Zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir gelangen zur Abstimmung. Es wird über jede Postnummer einzeln abgestimmt. 

Wir kommen zur Postnummer 4.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne Freiheitliche, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 5.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist mehrheitlich, ohne Stimmen der Freiheitlichen Partei, angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 12.

Wer hier die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dies ist mehrheitlich, ohne Stimmen der Freiheitlichen Partei, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 14 (03662/2002-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredits für das Vorhaben Errichtung der Hauptbibliothek.

Auch hierzu liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne Freiheitliche, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 15 (03664/2002-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die "Vereinigung für Filmausbildung in Wien".

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich bitte um Zustimmung zu dem soeben einreferierten Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Erste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wie Sie wissen, stimmen die Grünen zu. Ich muss mich dennoch zu Wort melden. Es handelt sich ja bei diesem Geschäftsstück um die Rettung in großer Not zum letztmöglichen Zeitpunkt. Denn sonst wäre etwas passiert, was wir alle wahrscheinlich nicht wollen: die Firma wäre nämlich in Konkurs gegangen.

Was wir bedenken müssen - und zwar schon jetzt bedenken müssen -, ist: Es darf sich nicht jedes Jahr wiederholen, dass man die Filmschule vor dem Konkurs retten muss, sondern man muss für die kommenden Jahre zu einer Lösung finden, die sowohl für die Filmschule als auch für Wien befriedigend ist. Wir haben im Ausschuss schon gehört, dass das auch geplant ist. Es wird in die Zukunft gedacht und es soll eine solide Lösung erarbeitet werden.

Weil nicht alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in unserem Ausschuss sitzen, möchte ich mit einem Wort darauf hinweisen, dass es sich bei der Filmschule um ein Angebot handelt, das auch gesucht und nachgefragt wird. Das heißt, es gibt sehr viel mehr Anmeldungen, als berücksichtigt werden können, und es würden sehr viel mehr StudentInnen dieses Angebot gerne annehmen. Da gibt es zwei Hindernisse. Zum einen ist die Filmschule nur so groß, wie sie ist, und nicht größer, sodass es nicht mehr Plätze gibt. Das andere Hindernis ist eines, zu dem ich heute im Besonderen die sozialdemokratischen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte bitten möchte, ihr Augenmerk darauf zu legen: Es muss an dieser Schule Schulgeld gezahlt werden.

Die Studiengebühren sind relativ hoch, sie liegen bei ungefähr 5 000 S. Das ist eine Menge Geld. Wir müssen davon ausgehen, dass es viele weitere begabte Menschen gäbe, die ebenfalls gerne in diese Schule gingen, sie sich aber nicht leisten können. Darauf weise ich jetzt im Besonderen hin. Ich hätte gerne - und das ist der Grund dafür, dass ich mich zu Wort gemeldet habe -, dass das eine Schule wird, an der kein Schulgeld bezahlt werden muss. Mir ist schon klar, dass der größte Brocken des Geldes, das dort hereinkommt, über das Schulgeld hereinkommt. Wir wissen, es würde sich um viel Geld handeln, mit dem dort die Gemeinde Wien einspringen müsste. Dennoch plädiere ich genau dafür.

Ich habe hier Zahlen, Daten und Fakten über die Filmschule vor mir liegen. Es handelt sich um ein Jahresbudget von 536 000 EUR, davon kommen 258 000 EUR durch die Studiengebühren herein. Ich weiß, das ist viel Geld, denke aber trotzdem, dass Wien das Geld für diesen Zweck haben sollte, und plädiere dafür, aus der Filmschule eine Schule zu machen, für die keine Studiengebühren zu leisten sind. Es gibt für diejenigen, die dort eintreten, ohnehin eine Schwelle, nämlich eine eher strenge Aufnahmeprüfung, die man dort ablegen muss. Rund die Hälfte derjenigen, die dort hinkommen wollen, werden abgelehnt, weil man findet, dass sie dafür nicht begabt genug sind, und die Plätze erhalten dann eben andere.

Frau StRin Laska hat in der Ausschusssitzung schon gesagt, es wird nunmehr geprüft werden, ob diese Schule sozusagen Sinn macht. Ich wiederhole das jetzt nicht wortwörtlich, sondern sinngemäß: Es soll überprüft werden, ob die Leute, die dort ausgebildet werden, nachher auch Jobs bekommen und irgendwo unterkommen, wie es also unter anderem damit aussieht. In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass gerade diese Filmschule eine Schule ist, die auf sehr hohem Niveau arbeitet, eine Schule, die innovativ ist, eine Schule, die tatsächlich alles das lehrt, was man sowohl hinter der Kamera als auch vor der Kamera braucht. Das ist also eine sehr umfassende und ganzheitlich angelegte Ausbildung.

Die Filmschule hat in ihrer Broschüre auch angeführt, was die bisherigen Absolventinnen und Absolventen mit dieser Ausbildung angefangen haben, wo sie untergekommen sind, wo sie derzeit tätig sind oder welche Preise sie bis jetzt erhalten haben. Jetzt möchte ich Sie nicht damit langweilen, dass ich seitenweise aufzähle, wo sie alle untergekommen sind, sondern möchte nur Folgendes festhalten. Die Menschen, die von dort weggehen, sind offensichtlich gut ausgebildet, kommen bei Film und Fernsehen gut unter und heimsen Preise ein. Ganz offensichtlich ist das eine erfolgreiche Ausbildung, die bei den Absolventinnen und Absolventen zu Erfolg führt. 

Um einen Hinweis zu geben, möchte ich diese Schule ein bisschen mit der Modeschule vergleichen. Wir haben in Wien mehrere Ausbildungen auf dem Gebiet der Modeschule, und dennoch hat auch die Stadt ihre Modeschule und ist die Stadt Wien Trägerin einer solchen Schule. Ich finde das auch für gut. Das ist durchaus eine Schule, mit der man Renommee macht, das bringt auch etwas im Ausland. Es gibt ja von dort schon genug Absolventinnen und Absolventen, um das festzustellen. Wenn man überprüft, wo die AbsolventInnen der Modeschule unterkommen, sieht man, dass viele von ihnen nicht in der Modebranche tätig sind. Man dürfte das daher nicht quasi zum Maßstab machen. (VBgmin Grete Laska: ... kurz sehen, Frau Kollegin!) Nein, ich möchte es nicht kurz sehen. Ich möchte es ganz breit sehen, ich will weit öffnen. (VBgmin Grete Laska: Sie sollten in der Geschichte zurückdenken, was die Modeschule vor ein paar Jahren war und was sie jetzt ist!) Ja, da gebe ich Ihnen 100‑prozentig Recht. (VBgmin Grete Laska: Aber Sie sagen es nicht!) 

Ich stehe ganz auf der Seite der Modeschule. Ich bin dafür, dass Wien sich diese Modeschule leistet. Ich finde es auch toll, was sie dort leisten und was sie machen. Mein Plädoyer geht in eine ganz andere Richtung, nämlich: Leisten wir uns neben der Modeschule auch eine Filmschule, und zwar diese Filmschule? - Denn es ist es wert, dass man das macht.

Zum einen sage ich einmal, dass ich sehr froh bin, dass diese Geschichte, die sehr böse hätte enden können, so geendet hat und wir heute hier die Subvention beschließen. Zweitens geht mein Plädoyer in diese Richtung: Leisten wir uns für Wien eine Filmschule und sorgen wir dafür, dass es keine Studiengebühren an dieser Filmschule gibt! (GR Heinz Hufnagl: Und überhaupt keine!) - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Seit 12.10.1997 gibt es die Filmschule Wien. Man kann heute schon sagen, es ist eine Erfolgsstory, wobei es gelungen ist, im deutschsprachigen Raum ein einmaliges Konzept, nämlich die drei Bereiche Drehbuch, Schauspiel und Regie, zusammenzuführen. Es ist eine einzigartige Situation insofern, als die Filmschule Wien im internationalen Bereich bereits überall in Spitzenpositionen und zu Keynotes eingeladen wird. Das heißt, wir haben hier eine herzeigbare Institution, eine ganz tolle Einrichtung, die es in fünf Jahren geschafft hat, an die Weltspitze - zumindest im deutschsprachigen Raum - vorzudringen. 

Ich darf dort anschließen, wo Frau Kollegin Jerusalem einige Überlegungen bezüglich der Studierenden angestellt hat. Wir haben derzeit 25 Regiestudenten und 15 Schauspielstudenten. In Summe sind an der Schule derzeit 85 Studenten aktiv tätig. Diese Schule verbraucht, wenn man so will, als Anteil am Förderkuchen einen Bruchteil von anderen Institutionen oder Einrichtungen im kulturellen oder im schulischen Bereich, die von der Stadt Wien gefördert werden. Ich glaube daher, dass es wichtig ist, herauszustellen, dass 30 Prozent der Schüler aus dem Ausland kommen, weil dies einzigartig ist. Es ist auch wichtig zu erwähnen, dass 95 Prozent aller Studierenden unmittelbar danach einen Job haben. Frau Kollegin Klicka, die sehr lange gemeinsam mit mir im Vorstand gesessen ist - ich sitze jetzt nicht mehr drinnen, aber sie sitzt nach wie vor drinnen -, kann das sehr gut bestätigen. 

Ich freue mich daher, wenn wir heute eine wichtige Förderung zum Auffangen dieser Filmschule mehrheitlich beschließen werden, möchte aber die Hoffnung nicht verbergen, dass damit sozusagen allen klar wird: wir müssen dieser Schule eine Chance und auch Sicherheit geben. Das müsste in den nächsten Wochen passieren, weil ja die Planungen für ein Schuljahr nicht erst mit dem Stichtag 1. Jänner beginnen, sondern schon viel früher grundsätzlich zu überlegen sind. Wir müssen dieser Schule durch eine Sockelförderung rechtzeitig die Sicherheit geben, den kulturellen und den Ausbildungsstandort Wien damit sicherstellen und gewährleisten, dass die Förderung dafür vorhanden sein wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächste ist Frau VBgmin Laska zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es mir einfach nicht entgehen lassen, zu dieser genialen Zweifaltigkeit von ÖVP und GRÜNEN bei einem Bildungsthema ... (GR Walter Strobl: Dreifaltigkeit!) Zweifaltig - die war jetzt wirklich zweifaltig! (GR Walter Strobl: Sie müssen doch auch dafür sein! - GR Johannes Prochaska: Immer noch besser als einfältig!) Von der Sache würde ich nie ausgehen, wenn Herr Kollege Strobl und Frau Kollegin Jerusalem hier sprechen.

Ich möchte doch ein paar Sätze dazu sagen. Das eine ist: Jawohl, würden meine Fraktion und ich nicht davon überzeugt sein, dass es sinnvoll ist, diese Mittel, die wir heute hier beschließen werden, einzusetzen, dann wäre dieser Akt nicht dem Gemeinderat vorgelegt worden. Jawohl, ich bin auch der Meinung, dass es sinnvoll war, seit 1997 ein Modell zu versuchen und sich anzuschauen, ob diese Ausbildung Sinn macht oder nicht. Wir nehmen zur Kenntnis, dass sie angenommen wird, dass es Menschen gibt - und das ist der erste große Unterschied -, die nach einer bereits abgeschlossenen Erstausbildung, sprich Schulausbildung, eine nochmalige Ausbildung im Bereich eines Studiums - eigentlich ist das mit einem solchen gleichzusetzen - durchlaufen und sich dafür entscheiden, die Filmschule zu besuchen. 

Ob es stimmt, dass tatsächlich, wie hier genannt, 97 Prozent - Ihre Prozentzahl habe ich jetzt nicht mehr im Kopf, das habe ich nicht aufgeschrieben - sofort einen Job finden, werden wir uns bei der Evaluierung anschauen, die Sie auch bei anderen Schulen immer verlangen, vor allem auch deshalb, weil ich die Nachfrage, die nach einer Schule herrscht, nicht mit dem Erfolg einer Schule gleichsetze. Das wissen wir auch aus anderen Bereichen. Nicht alles, was in anderen Schulen produziert wird, ist sozusagen die direkte Schiene in eine erfolgreiche Zukunft für diejenigen, die dort ausgebildet sind. Ich würde mir ganz ehrlich schwer damit tun, Jugendliche oder junge Menschen mit Steuermitteln auf eine Ausbildungsschiene zu locken, die ihnen nachher unter Umständen keine Chancen eröffnet.

Dazu gibt es eine Vielfalt von Expertinnen und Experten gerade in den Bereichen, wo diese Ausbildung hinführen soll, die sagen, dass es weit mehr als nur die Filmschule in Wien gibt. Es gibt ein zweites, privates Institut, und es gibt eine öffentliche Einrichtung. Es ist also nicht so, wie Sie gesagt haben, dass es nur diese gibt. Daher ist auch Ihr Vergleich mit der Modeschule unzulässig, weil wir dort genau die Einbahnstraße, die die Modeschule als fünfjährige Fachschule war, abgestellt und zu einer fünfjährigen Ausbildung verändert haben, mit einem Abschluss, der zu mehr berechtigt als nur der Spezialausbildung, die die Kinder und Jugendlichen in der Modeschule noch immer bekommen. 

Daher sage ich hier und heute noch einmal das, was ich schon im Ausschuss gesagt habe. Ich bin gerne bereit gewesen, Ihnen vorzuschlagen, dass man das heute macht. Es entspricht dies nicht mehr der Ursprungsvereinbarung mit der Filmschule, die eine andere Finanzierung vorgesehen hat. Bevor ich hierher komme und Ihnen wieder eine Vorlage für die weitere Finanzierung vorlege, will ich Folgendes wissen: Erstens, gibt es eine neue Vereinbarung, die genau festlegt, wie viel von der Stadt Wien erwartet wird und wie viel wir auch zu zahlen bereit sind? Gibt es Klarheit darüber, ob es sinnvoll ist, diese Ausbildung zu fördern und als solche anzubieten? - Das ist die berühmte Evaluierung.

Drittens: Welchen Zeitplan für die nächste Phase der Beobachtung nehmen wir uns vor, damit wir ruhigen Gewissens sagen können, wir haben hier Geld eingesetzt, das nicht nur einer Initiative, sondern vor allem den Studentinnen und Studenten hilft? - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für diesen Tagesordnungspunkt ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Wir gelangen nun zur Postnummer 21 (03669/2002-GJS) der Tagesordnung.

Ich darf Herrn GR Mag Reindl als Berichterstatter bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Kolleginnen und Kollegen! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Als momentan Einziger ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich habe diesen Akt zum Anlass genommen, die gesamte Förderungspraxis der Stadt Wien für den Sport ein bisschen genauer unter die Lupe zu nehmen. Wir haben in Summe - Rechnungsabschluss 2001 - 475 Millionen S, also Schilling, zur Verfügung gehabt und ausgegeben. Ich erspare es Ihnen jetzt, den gesamten Bereich detailliertest aufzuschlüsseln. Das kann man im Rechnungsabschluss sehr schön nachlesen.

Was aber bemerkenswert ist, ist der Anteil des Förderbetrags. Dieser Förderbereich beträgt in Summe 94 Millionen S. Jetzt kommt aber eine starke Zäsur: 53 Millionen S gehen nämlich sofort an die Stadthalle. Man weiß, dort werden verschiedene Dinge angemietet. Es gibt dann zwar keine detaillierten Übersichten mehr, wie das tatsächlich abläuft, aber Tatsache ist, dass 53 Millionen S für den Sport ausschließlich zur Stadthalle hinüberwandern.

Wenn man in diesem Ansatz zur Sportförderung die Situation genau analysiert, bleiben für den Breitensport, für den gesamten Bereich der Wiener Dachverbände - dort sind ungefähr 75 Prozent aller Sportorganisationen zusammengefasst und organisiert -, 24 Millionen S. Das sind sage und schreibe 5 Prozent des gesamten Sportbudgets, meine Damen und Herren! 5 Prozent für 75 Prozent des gesamten Breitensports und Leistungssports bis hin zum Spitzensport im öffentlich geförderten Sportbereich!

Warum sage ich das? - Wenn wir uns den heutigen Akt anschauen, sehen wir, dass er ein Kuriosum ist. Jeder weiß, wie heutzutage die Förderung abläuft. Man kann es zwar nicht nachvollziehen - es ist in einem sehr hohen Ausmaß davon abhängig, wie der Herr Sportamtsdirektor gerade aufgelegt ist, wie gut er "drauf" ist, ob es seine Freunde sind oder nicht seine Freunde sind -, aber ein Konzept im Sinne von Kriterien, nach denen gefördert wird, ein Konzept im Sinne von Basisförderung oder projektorientierter Förderung gibt es nicht. So kann es dazu kommen, dass sich die Dachverbände und die Sportvereine, obwohl sie Leistungsträger dieser Stadt sind und daher eigentlich Partner sein sollten, wie Bittsteller bei der MA 51 anstellen müssen, damit sie ihre Brosamen abholen können. Sie können ihrer eigentliche Rolle als Dachverbände fast nicht mehr gerecht werden. Ich behaupte, das ist auch ein bösartiges Ziel: wozu brauchen wir die Dachverbände?, das ist der Tenor, der hier zurückschallt. Die Absicht besteht darin, ganz persönlich in einem - ich nenne es einmal so - feudalistischen, feudalherrschaftlichen System die Förderungen zu vergeben.

Wir haben hier in diesem Akt insofern ein Kuriosum, als es dem Wiener Tennisverband gelungen ist, für sein internationales Damenturnier im Juni des vergangenen Jahres keinen Antrag auf Förderung zu stellen, sondern sicher zu sein, über den Sportamtsleiter, der gleichzeitig auch Aufsichtsratsvorsitzender der Wiener Stadthallen ist, das Geld von der Wiener Stadthalle vorgestreckt zu erhalten, und im Nachhinein beim Sportamt um die Förderung einzureichen, sodass im Gegenzug das Sportamt, dessen Leiter Dr Ferdinand Podkowicz ist, dem Aufsichtsratsvorsitzenden Dr Ferdinand Podkowicz die Summe wieder zurückzahlt. Das ist ein Kuriosum sondergleichen, wie es das wahrscheinlich im gesamten Förderbereich kein zweites Mal gibt.

Warum sage ich das? - Wir finden im Rechnungsabschluss noch etwas, das meinem Dafürhalten nach aufklärungsbedürftig ist und wofür ich bis heute keine Antwort bekommen habe. Aber vielleicht gibt es eine Antwort. Wenn einerseits die Stadthalle im Förderbereich 54 Millionen S, also mehr als die Hälfte des gesamten Förderbetrags, sofort bekommt und sich dann im Rechnungsabschluss 2001 der Hinweis "Rückersätze von Ausgaben", "Rückzahlung nicht verbrauchter Mittel durch die Wiener Stadthalle" mit 52 Millionen S findet, dann frage ich mich: Was sind das für Transaktionen? Da werden zuerst über das Budget 54 Millionen S für den Sport an die Stadthalle transferiert und beim Rechnungsabschluss kommen dann aus nicht näher genannten Gründen glatte 52 Millionen S wieder zurück. Das sind Dinge, die aufklärungsbedürftig und nicht nachvollziehbar sind.

Was ich daher nicht verstehen kann, ist, warum es bis heute nicht möglich gewesen ist, hier transparente Förderrichtlinien und ‑kriterien aufzustellen, von denen man sagt, dass sie für alle gelten: wer sich anstellt, bekommt das, wer diese Richtlinien erfüllt, soll Geld bekommen, und wer sie nicht erfüllt, der hat Pech gehabt. Dazu gibt es die Richtlinien.

In Wahrheit - das ist meine Vermutung und ist seit letztem Montag im Landessportrat bestätigt - geht es offenbar um etwas ganz anderes: Es geht um die zentralistische Vergabe der Sportmittel und die Zertrümmerung der Dachverbände! Die Tagesordnung beim Landessportrat am letzten Montag enthielt nämlich einen Punkt, in dem es hieß: Neuverteilung des Wiener Sportförderungsbeitrags; das ist der ehemalige Sportgroschen. Da geht es in Wahrheit darum, den Dachverbänden das wenige Geld, das man ihnen jetzt ohnehin nur noch gibt, durch Umverteilung noch einmal wegzunehmen und es irgendwelchen Vereinigungen, die sich beim Sportamt anstellen und zu denen es freundschaftliche Beziehungen gibt, direkt zu geben.

Wie kurios das am Montag war, zeigt allein schon die Tatsache, dass die Wiener Pfadfinder - gut bekannt als Jugendorganisation - plötzlich als Sportorganisation firmiert haben - das hat schon ganz woanders, nämlich bei der UNION, Probleme gemacht - und plötzlich Gegenstand von Umverteilungsmitteln im Landessportrat sind. Es ist Frau VBgmin Laska zu verdanken, dass sie nach dem heftigen Widerstand der Dachverbände - es war auch der ASKÖ massiv davon betroffen, weil man es da mit dem WAT probiert hat - die Notbremse gezogen und gesagt hat: Absetzen des Tagesordnungspunkts und wir schauen uns das alles in Ruhe noch einmal an!

Das hat uns dazu veranlasst, heute einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, mit dem wir uns vor allem die Frage des ehemaligen Sportgroschens genauer anschauen wollen. Das heißt, wir wollen, dass in Zukunft der Finanzstadtrat dem GRA für Bildung und Sport - ich kürze das jetzt ab - vierteljährlich einen Bericht über die Einnahmen aus dem Sportgroschen, also aus den Sportbeitragsförderungen gibt, weil es letztlich fixierte Beträge sind, die hier den Sportorganisationen gesetzlich zukommen müssen, und weil sie damit sicherlich leichter und besser kalkulieren und rechnen können, wenn wir einmal genau wissen, wie viel Geld es da vierteljährlich gibt, wie das Geld hereinkommt und wo es Ausnahmen gibt.

Warum ist das so wichtig? - Ich sage Ihnen, durchschnittlich macht dieser Förderungsbeitrag zwischen 8 und 12 Millionen S pro Jahr aus. Heuer müssten das, wenn ich es hochrechne - und ich kann es nur auf Grund eines mit dem Sportamtsleiter vereinbaren Aufteilungsschlüssels hochrechnen -, erst 4 Millionen S gewesen sein. Das ist ein Betrag, bei dem für mich im Oktober undenkbar ist, dass es aus diesem ehemaligen Sportgroschen bisher nicht mehr als 4 Millionen S gegeben hat. 

Wir stellen daher den Antrag:

Erstens, dass über diesen Sportgroschen vierteljährlich berichtet wird, und zweitens, dass die Vergabe dieses Sportförderungsbeitrags durch die Erarbeitung von genauen Kriterien und Richtlinien im Gemeinderatsausschuss beziehungsweise im Landessportrat beraten und dann im Gemeinderatsausschuss beschlossen werden soll. In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Liebe Frau Vizebürgermeisterin! Es besteht auf Grund der aktuellen Situation eine gewisse Chance, jetzt einen Schlussstrich zu ziehen, unter eine Situation, wie sie sich über viele Jahre da oder dort mit viel Engagement - das will ich nicht kritisieren, sondern das will ich durchaus positiv bemerken - des Sportamtsleiters in vielen Bereichen des großen Sports, der Sportstätten gezeigt hat. Was wir aber nicht weiter akzeptieren können, ist diese Vorgangsweise, die in Richtung Auflösung der Dachverbände geht. Es ist Wien das letzte Bundesland ... (VBgmin Grete Laska: Walter, bitte! Du musst das Protokoll lesen und du wirst dich nicht wieder erkennen!) Na, ich werde mich gerne wieder erkennen, weil ich glaube, dass du eine Freude mit mir wirst haben müssen, weil ich ganz in deinem Sinne spreche, wenn ich heute ... (VBgmin Grete Laska: Du sagst, ich bin für die Auflösung der Dachverbände! Das kannst du nicht glauben!) Na ja, ich glaube es eh nicht gerne. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ich habe die Tagesordnung vom Montag gelesen und die Sitzung hat leider gezeigt: hättest du nicht ... (VBgmin Grete Laska: Aber du warst nicht dabei!) Ja, das macht nichts, man muss nicht überall dabei gewesen sein. (GR Harry Kopietz: Hörensagen!) Na ja, ich hoffe, es gibt Menschen, denen man noch vertrauen kann. Das mag in der SPÖ anders sein. Das kann ich mir schon vorstellen, dass ihr da untereinander plötzlich ein Problem habt. (Beifall bei der ÖVP.) Aber wir haben das Problem nicht.

Also, ich darf dazu sagen: Worum es geht, liebe Frau Vizebürgermeisterin, ist, du hast am Montag (VBgmin Grete Laska: ... dein Misstrauen ausgesprochen?) - ich habe es ja gesagt, nur konntest du mir vorhin nicht zuhören, als ich es gesagt habe (VBgmin Grete Laska: Oh ja!) - die Notbremse gezogen und den Tagesordnungspunkt abgesetzt. (VBgmin Grete Laska: Ich habe ihn nur vertagt!) Na ja, noch besser - vertagt ist dasselbe wie abgesetzt, bitte! (GR Harry Kopietz: Das ist ein Unterschied!) Also bitte, ist in Ordnung, Herr Professor, ich werde es mir merken! Der Punkt ist also nicht abgesetzt, sondern vertagt worden.

Worum es geht, ist, dass die Dachverbände wie in allen anderen Bundesländern eine Rolle bekommen mögen, in der sie ihren Funktionen und ihrer Aufgabe gerecht werden können. (VBgmin Grete Laska: Das würde mich freuen!) Ja, das können wir alles gemeinsam besprechen. Wir können viele Auflagen erteilen, da bin ich sofort bei dir, liebe Frau Vizebürgermeisterin. Aber so, wie es jetzt läuft, wollen wir es auf Dauer und in Zukunft nicht mehr weiter haben. Daher auch dieser Antrag! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Über eine Sitzung zu sprechen, in der man nicht dabei gewesen ist, ist schon sehr verwegen. Die Interpretationen vom Kollegen Strobl sind auch sehr verwegen.

In der Tat ist es so, dass es in der UNION offensichtlich drunter und drüber gehen dürfte. Wenn ich festhalten darf: Wenn schon die Pfadfinder nicht zum UNION-Tag delegiert waren, warum haben sie dann 120 Delegierte gehabt? (GR Walter Strobl: Wir haben sie ja gehabt!) Das wurde auch noch der Vereinspolizei gemeldet, dass sie ... (GR Walter Strobl: Falsch!) Der Auszug der Vereinspolizei zeigt ... (Zwischenruf des GR Walter Strobl.) Ich habe den Auszug sogar auf meinem Platz liegen, ich kann ihn gerne zeigen. Offensichtlich gibt es in der UNION einige Probleme, und wir haben ja gehört, dass es da auch Gerichtsverfahren geben soll. Das müssen gröbere Streitereien sein. Warten wir einmal ab, wie das ausgeht, bevor wir darüber urteilen, wer in dieser Sache Recht oder Unrecht hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Berichterstattung!)
Was die Angriffe gegen einen Spitzenbeamten dieses Hauses betreffen, werde ich mich nicht auf dieses Niveau begeben. (GR Walter Strobl: Kein Angriff!) Die SPÖ steht zu ihren Spitzenbeamten. Wir haben auch sehr gute Beamte an der Spitze unseres Magistrats. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Kein Angriff! Eine Analyse!) 

Kollege Strobl! Ich habe anlässlich meines Rechnungsabschlussbeitrags schon die Sportförderungsbeitragsdebatte abgeführt. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, alles gehört ...!) Es gibt eine Vereinbarung darüber, wie der Sportförderungsbeitrag ausschaut. Ich möchte dazu sagen, dass wir uns natürlich wieder mehr Fußballspiele, zu denen 40 000, 50 000, 60 000 Zuschauer kommen, wünschen würden - das heißt: viel Geld für den Sport, für den Breitensport, für den Spitzensport. Gott sei Dank haben wir jetzt ein paar in Wien. Da wird auch der Sportförderungsbeitrag wieder sprießen.

Zur Stadthalle: Die Stadt Wien fördert eben nicht nur, indem sie den Verbänden Geld gibt, sondern auch, indem sie sehr viel an Infrastruktur zur Verfügung stellt. Wir haben auch, was die Schulen betrifft, sehr niedrige Preise, wenn ich das zum Beispiel mit den Bundesschulen vergleiche, in denen es Preiserhöhungen im Ausmaß von 300 bis 400 Prozent gibt. Die Stadthalle stellt auch sehr viele Einrichtungen für den Sport zur Verfügung, und zwar ebenfalls zu einem fairen Beitrag. (GR Walter Strobl: ... Berichterstattung! Oder melde dich zu Wort!)
Ich bitte Sie, dem Akt die Zustimmung zu geben. Den Antrag werden wir ablehnen. - Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Wer dem Antrag des Berichterstatters seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der SPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, gegen die Stimmen von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, abgelehnt. (Ruf bei der ÖVP: Sie haben schon die neue Mehrheit antizipiert!)
Wieso? - Ich kann mir FPÖ und GRÜNE nicht in einer Regierung vorstellen, entschuldigen Sie! Bei einer Abstimmung sieht man ja, dass es möglich ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Alles geht!)
Es gelangt nun die Postnummer 23 (03660/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Davon betroffen sind Mietverträge.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Auch diesmal bitte ich wieder um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Erste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Der Bitte um Zustimmung können wir nachkommen: Wir stimmen zu. Nur möchte ich diesen Tagesordnungspunkt dazu benutzen, einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, der sich mit der Schuldnerberatung befasst.

Die Wiener Schuldnerberatung ist wahrscheinlich den meisten von Ihnen bekannt. Sie ist eine absolut hervorragend arbeitende Einrichtung, eine Herzeige-Einrichtung, die nur ein kleines Problem hat - oder sagen wir besser: sie hat ein großes Problem. Die Menschen, die die Beratung in Anspruch nehmen wollen, haben mittlerweile ein riesiges Problem. Denn wer immer sich dort anmeldet, bekommt in frühestens vier Monaten einen Termin, um beraten zu werden. Vier Monate später, das ist, wenn es um Schuldnerberatung geht, eine lange Zeit, weil ja inzwischen die Schulden anwachsen.

Um Ihnen davon einen Eindruck zu geben, um wie viel die Schuldnerberatung in Wien zu klein ist, möchte ich Ihnen sagen, dass sie personell so ausgestattet ist, wie die Linzer Schuldnerberatung. Nur leben dort 183 000 Menschen und Wien ist eine Millionenstadt! Daher denke ich, jeder Mensch, der sich das einmal angesehen hat, wird zu dem Schluss kommen: um Himmels willen, das ist wirklich viel zu klein, und dabei kann es nicht bleiben!

Jetzt ist es so, dass zwei magistratische Ämter, nämlich die 11er und die 12er, Menschen zur Schuldnerberatung schicken und quasi Zugriff auf die Schuldnerberatung haben. Von beiden waren die Abteilungsleiterin und der Abteilungsleiter dort, sie haben sich das angesehen, und der Leiter hat gesagt: Leute, so geht es nicht weiter, wir brauchen Personal! Beide haben - wenn meine Informationen stimmen - offensichtlich signalisiert, dass Hilfe nicht in Sicht ist. Deswegen stelle ich meinen Antrag.

Jetzt füge ich hinzu: Ich habe ihn wirklich in einer derartigen Sprache geschrieben, in einer ganz gewählten Sprache, von der ich mir gedacht habe, dass auch die SPÖ mitgehen kann. Ich habe nicht fünf Personen mehr an Personal gefordert, sondern einfach gesagt, dass man jetzt einmal Maßnahmen setzen muss. Dabei habe ich mir gedacht, einen weiter gehenden Antrag kann man später immer noch einbringen, in dem man sagt, es wird soundso viel an Personal gebraucht.

Mein Beschlussantrag lautet schlicht und einfach nur:

Der Gemeinderat fordert die zuständige Stadträtin auf, Maßnahmen zu setzen, die sicherstellen, dass die Wartezeit bei der Schuldnerberatung stark verkürzt wird. 

In formeller Hinsicht - weil die Sache brennt! - beantrage ich die sofortige Abstimmung über diesen Antrag.

Ich hoffe, dass Sie alle zustimmen können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die politische Prophezeiung der Frau Vorsitzenden, dass es eine Koalition zwischen der FPÖ und den GRÜNEN geben mag, halte ich für höchst unwahrscheinlich. Daher bitte ich auch, die Tatsache, dass wir dem grünen Antrag unsere Zustimmung geben, keinesfalls als Indiz dafür zu deuten, dass diese Mutmaßung richtig sein könnte. - Das zum Ersten. 

Zum Zweiten darf ich Sie jetzt geistig in den 17. Bezirk geleiten oder Sie bitten, mir geistig in den 17. Bezirk zu folgen, und zwar zum Verein Soteria, einem Verein, der sich laut Auskunft der Katholischen Sozialakademie Österreichs alter und pflegebedürftiger Menschen annimmt, gegen Armut und soziale Ausgrenzung auftritt und in der Entwicklungszusammenarbeit einen seiner Schwerpunkte sieht. Dieser Verein Soteria ist in der Redtenbachergasse 82 untergebracht, direkt vis-a-vis der Hauptschule.

Dieser Verein Soteria oder das dortige Gebäude war vor einiger Zeit, im Jahr 2000, Gegenstand einer auch öffentlich abgehandelten polizeilichen Aktion. Die Polizei ist nämlich dort hineingegangen, um betreffend den Bereich des Drogenhandels tätig zu werden, und wurde auch fündig. Es hat in weiterer Folge einen sehr tragischen Todesfall gegeben, das soll man auch nicht außer Acht lassen. Aber seit dem Zeitpunkt wird dieses Objekt Redtenbachergasse 82 auch im Umfeld der Bevölkerung mit einem gewissen Misstrauen beäugt, was denn dort so passiert und welche Menschen dort ein und aus gehen. Das ist so.

Jetzt geschieht Folgendes: Es wird in genau demselben Häuserkomplex - das ist dieses Geviert, das aus Redtenbachergasse, Sautergasse, Wurlitzergasse gebildet wird - ein Obdachlosenheim untergebracht. Im 11. Bezirk, wo dieses derzeit untergebracht ist - der Akt schreibt davon, dass es als Provisorium geplant ist -, sagt man auf gut Wienerisch, man ist nicht traurig, dass man sich dort dieser Aufgabe nicht mehr stellen muss. Aber im 17. Bezirk ist es auch nicht so, dass jetzt die große Freude ausbricht, über diese neue sozialpolitische Maßnahme, der man dort entgegensieht.

Denn es ist dies schon an sich eine sehr sensible Zone im 17. Bezirk. Das ist wirklich kein Gebiet, von dem man sagen kann, dass es ein Stadtentwicklungsgebiet mit großer, prosperierender wirtschaftlicher Entwicklung ist, sondern es ist an sich ein Gebiet, das klassisch eher davon bedroht ist, tendenziell zu einem so genannten Slum zu werden. Wenn man jetzt in einem derartigen Gebiet zusätzlich zu diesem Verein Soteria mit all der Problematik, die da möglicherweise rundherum zu sehen ist, auch noch Menschen mit besonderen sozialen Bedürfnissen - ich formuliere das jetzt einmal sehr neutral - konzentriert, und zwar auf sehr engem Raum konzentriert, dann wird in weiterer Folge genau das passieren, was weltweit überall passiert, wenn man derartige Maßnahmen setzt. Die Folgeprobleme werden mit Sicherheit zunehmen und der eine oder andere Polizeieinsatz wird dort mit Sicherheit die Folge sein.

Jetzt ist es so, dass das die Menschen, die zurzeit dort wohnen, noch nicht richtig realisieren, weil dieses Haus, das wir seit 1. Juli angemietet haben - ich habe es mir angesehen -, zurzeit gemütlich saniert wird. Wir zahlen also schon die ganze Zeit kräftig Miete und jetzt arbeiten dort die Handwerker ganz kommod dahin. Es ist in einem ordentlichen baulichen Zustand, ich bin gespannt, wann es fertig werden wird. Aber die Menschen, die dort wohnen, sagen: Da haben wir schon das eine, und jetzt bekommen wir auf zwei Adressen im selben Wohnblock noch zusätzlich Leute her, von denen wir nicht ganz sicher sind, ob sie wirklich dem entsprechen, was wir uns hier wünschen würden.

Ich glaube, man beginnt da eine falsche Entwicklungsrichtung einzuschlagen. Denn dieses Groß-Unterbringen von Obdachlosen ist zwangsläufig mit sozialen Begleitmaßnahmen verbunden, aber es werden nicht nur soziale Begleitmaßnahmen sein, sondern es werden auch sicherheitspolizeiliche Maßnahmen sein. Davon bin ich überzeugt. Ich sage Ihnen heute schon, ohne über große prophetische Begabung verfügen zu müssen: Das wird uns hier in der Stadt noch Probleme bereiten, und der eine Polizeieinsatz, den wir in diesem Geviert hatten, wird leider nicht der letzte gewesen sein.

Frau Stadträtin! Ich möchte Sie daher ersuchen, auch Überlegungen anzustellen, ob es nicht eine andere Strukturierung als das massenhafte Unterbringen geben kann und ob nicht, was in anderen Bereichen geschieht - wir kennen das auch aus dem Bereich der Jugendbetreuung, dort haben sich große Einheiten nicht bewährt, sondern es ist kleinen Einheiten allemal der Vorzug zu geben -, auch in diesem gegebenen Fall das Mittel der Wahl wäre. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Stubenvoll zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann Frau Kollegin Jerusalem beruhigen: Die SPÖ wird ihrem Antrag zustimmen. Sie ist vielleicht ein bisschen zu spät dran, weil all diese verlangten Maßnahmen an sich schon eingeleitet wurden. Ich bin auch persönlich sehr froh darüber, dass die Frau Vizebürgermeister die Abteilungen bereits beauftragt hat, in diesem Personalnotstand Abhilfe zu schaffen.

Dieser Tagesordnungspunkt gibt mir auch die Möglichkeit, ein bisschen über die Wohnungslosenhilfe in Wien an sich zu sprechen. 

Ich kann die Gedanken des Herrn GR RUDOLPH nicht nachvollziehen. Das heißt, ich habe sozusagen schon viel von der FPÖ erlebt, wenn es darum geht, Häuser für schwierige soziale Gruppen in Wien zur Verfügung zu stellen, dass die Bewohner sich dort ansiedeln können. Ich habe das in meinem Heimatbezirk life erlebt, als es darum ging, ein Seniorenwohnhaus für Obdachlose in der Leopoldauer Straße zu besiedeln. Dort war die FPÖ-Bezirksvertretung extrem dagegen. Man hat die Bewohner mobilisiert und die haben sich dann beschwert, weil die Wohnqualität darunter leidet. Es ist immer ein Problem, wenn solche sozialen Einrichtungen in Bezirken installiert werden, aber im Großen und Ganzen haben wir mit den Bezirksvorstehern und mit den Bezirksräten eigentlich gute Erfahrungen, wenn wir gute Überzeugungsarbeit leisten und wenn die Betreuung stimmt. 

Gerade in letzter Zeit wurden sehr viele Reformen in der Wohnungslosenhilfe gemacht, unter anderem auch durch die Übernahme der Wohnungslosenhilfe durch die MA 12. Es gibt seither nur mehr geschulte Sozialarbeiter, die die Betreuung in diesen Wohnungen und Wohnformen durchführen. Das gewährleistet auch, dass Konflikte mit den Anrainern, die sich manchmal ergeben können, gut bearbeitet werden. 

Ich kann Ihnen nur sagen, die Aufregung, die es in Floridsdorf vor vier, fünf Jahren gegeben hat, als dieses Haus besiedelt wurde, hat sich völlig gelegt. Die Bewohnerinnen und Bewohner sind unauffällig und können sich dort in die Gemeinschaft einfügen. Es ist so weit gekommen, dass viele Bezirksbewohnerinnen und Bezirksbewohner hinkommen, Sachen hinbringen und Geschenke für die Bewohnerinnen und Bewohner machen. 

Also, man kann auch positive Stimmung zu einem solchen Projekt machen und nicht nur, wie die FPÖ das immer macht, negative Stimmung machen, alle mobilisieren und gegen wichtige Einrichtungen aufhetzen. Sie selbst sagen immer, Sozialarbeit in dieser Stadt muss geschehen. Nach dem Floriani-Prinzip kann man sagen, nicht bei mir, aber dort. Das wollen wir eigentlich nicht haben. Wir haben in allen Bezirken solche Einrichtungen, und es soll eine gute Durchmischung in Wien geben.

Es hat große Reformen gegeben. Ich möchte hier nur einige Eckpunkte erwähnen, zum Beispiel die Schließung von Großeinrichtungen. Großeinrichtungen sind ein Problem in den Bezirken und hat es auch in der Vergangenheit immer gegeben. Deshalb haben wir uns in diesem hervorragenden Konzept zur Wohnungslosenhilfe, das übrigens international anerkannt ist, dazu entschlossen, diese Großeinrichtungen zu schließen und kleinere, gut betreute Einrichtungen zu schaffen. So wurde zum Beispiel zuletzt die Familienherberge Gänsbachergasse 3 geschlossen und wurden die Familien in Gemeindewohnungen mit Betreuung untergebracht. Das ist eine wesentlich bessere Unterbringungsqualität für viele Familien. Es haben ja auch die Kinder darunter gelitten, wenn sie in einer solchen Großeinrichtung aufwachsen mussten.

Als nächsten Schritt werden wir die Meldemannstraße sukzessive absiedeln. Auch hier ein Meilenstein in der Wohnungslosenpolitik, und zwar werden wir einen Teil der Bewohner in einem modernen Haus - wieder in meinem Heimatbezirk - in der Siemensstraße unterbringen, wo die Betreuung auch gewährleistet ist, vor allem aber auch diejenigen, die nicht in Finalwohnungen vermittelt werden können, ältere Wohnungslose, in weiteren Seniorenwohnhäusern in Wien unterbringen. Derzeit gibt es 150 Plätze. Geplant sind 290 Plätze. Es sollen all diese Menschen in kleineren Einheiten untergebracht werden.

Wichtig ist mir noch zu erwähnen, dass es eine effiziente Beratung gibt, und zwar durch eine Clearingstelle, die in Kooperation mit der MA 12 und mit der Caritas geführt wird, als Erstanlaufstelle mit zentraler Bettenevidenz betrieben wird und somit eine sofortige Vermittlung für alle Hilfe suchenden Personen ermöglicht. Auch das ist ein wesentlicher Schritt zur Verbesserung der Wohnungslosenhilfe. 

Bewährt hat sich wie immer auch die medizinische Betreuung durch den Luise-Bus, der gemeinsam mit der Caritas betrieben wird und obdachlosen Menschen ärztliche Grund- und Notversorgung 40 Stunden pro Woche an verschiedenen Plätzen in Wien anbietet.

Ich darf im Großen und Ganzen sagen, dass es ein Verdienst der sozialdemokratischen Stadtregierung ist, dass die wohnungslosen Menschen in Wien nicht an den Rand gedrängt werden, sondern in einer menschlichen Form mit sozialer Betreuung untergebracht werden und dass durch die Prävention, die betrieben wird, auch das Problem der Wohnungslosigkeit im Vergleich zu anderen europäischen Großstädten sehr gering gehalten werden kann. 

In diesem Sinne darf ich Sie um die Zustimmung zu diesem Akt bitten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 23 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Zum vorliegenden Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Schuldnerberatung darf ich fragen, wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen worden.

Es gelangt nunmehr Postnummer 26 (03794/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Subvention an das Österreichische Institut für Jugendforschung zur Unterstützung seiner Aktivitäten im Jahr 2002. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auch hier bitte ich wieder um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wir werden diesem Geschäftsstück natürlich zustimmen, nur kann es nicht sein, dass wir nichts zur Situation des Instituts für Jugendforschung sagen.

Hierbei kann man ganz gut nachvollziehen, was sich in der Politik der Bundesregierung schon seit zwei Jahren zeigt, nämlich unbequeme ideologisch nicht nahe stehende Institutionen und Vereine werden ausgehungert beziehungsweise wird diesen die Subvention gestrichen. So auch hier beim Institut für Jugendforschung. Das ist wohl eine Situation, die nicht tragbar ist. Ich hoffe, dass sich das am 24. November aufhört.

Natürlich kann man immer wieder diskutieren und Evaluationen über Institute und ihre Arbeit, die sie machen, durchführen, aber von heute auf morgen eine Basissubvention zu streichen, so geht man nicht mit Institutionen um, die sich intensiv mit der Situation der Jugendlichen in diesem Land beschäftigen. Es ist eigentlich untragbar, was hier passiert und wenn es jetzt auch in diese Forschungsinstitutionen hineingeht.

Es gibt noch das Institut für Familienforschung, das genauso subventioniert wird. Dort wird nicht mit diesem Maß gemessen, sondern wird weitersubventioniert und weiterfinanziert. Der Grund liegt auf der Hand. Hier gibt es nämlich Ergebnisse, die ideologisch stimmen, die auch mit der Intention der Bundesregierung sehr in Übereinklang sind beziehungsweise dieser sehr recht ist, was herauskommt. Vor allem sind auch die dort handelnden Personen genehmer als im Institut für Jugendforschung. 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass Wien eine Subventionierung des Instituts für Jugendforschung heute machen wird! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dankenswerterweise enthält der Akt auch ganz konkrete Zahlen für 2002, für das hier veröffentlichte Budget. Da ist es so, dass die Landesjugendreferate gemeinsam knapp über 33 400 EUR investieren, der Bund, also das Bundesministerium für Soziales und Generationen, hingegen mehr als 254 000 EUR, also bald das Zehnfache, und dann gibt es noch die Förderung der Jugendstudie mit 72 000 EUR. Also allein diese beiden letztgenannten Posten sind ein Vielfaches dessen, was die Landesjugendreferate auf den Tisch des Hauses legen, nur um die Relation einmal deutlich zu machen.

Hier geht es heute um eine Subvention in der Größenordnung von 11 943 EUR. Davon sind 5 349 EUR der aliquote Anteil für die Trendzeitschrift "TR’acts". Es ist ganz gut, sich diese Trendzeitschrift "TR’acts" einmal näher anzuschauen, denn immerhin wird durch den Namen "Institut für Jugendforschung" durchaus signalisiert, dass es sich um etwas Objektives handelt, dass Forschung betrieben wird, dass also mit wissenschaftlicher Exaktheit an den Tag gegangen wird. 

Deshalb wundert mich eigentlich die Kritik der Grünen an dem Institut, oder nein, das wundert mich eigentlich gar nicht, weil sie sind ja völlig auf der Linie des Instituts, wie sich zeigt, denn in Ausgabe 2 von "TR’acts" schreibt im Editorial Frau Heide Tebbich über Jugendentwicklung in Europa und auch in Österreich. Sie schreibt zusammenfassend über das, was sich in den vergangenen Monaten ereignet hat. Über die ganze Raver-Szene schreibt sie: "Ist ganz nett. Ist ganz interessant." Dann kommt sie zu Österreich und schreibt: "Aber auch die Demonstration von Skinheads, die im Anschluss einer Kundgebung gegen die Wehrmachtsausstellung durch die Wiener Innenstadt zogen und 'Sieg heil' skandierten, war eine ernst zu nehmende politische Artikulation. Daher setzt sich in weiterer Folge Herr Heribert Seidl vom Dokumentationsarchiv in seinem Artikel mit rechtsextremen Jugendszenen in Österreich und so weiter auseinander." 

Da frage ich mich schon, wenn das ohne nähere Ergänzung dargestellt wird, so als ob das ein isolierter Vorgang gewesen wäre, wie es denn mit der Wissenschaftlichkeit und mit dem möglichen Anspruch auf politische Objektivität bestellt ist. Denn wenn ich mir die Presseaussendung vom Kollegen Ellensohn vom 14. April hernehme: "Ein Skandal - Neonazis kandieren 'Sieg heil' und Polizei sieht zu!", dann würde ich meinen, die Kurzfassung des grünen Pressediensts findet sich im Institut für Jugendforschung wieder. (GR David Ellensohn: Das war eine Tatsache!) 

Weil Sie sagen, es ist eine Tatsache: Sehen Sie, Tatsachen muss man beweisen, und genau das ist das Problem! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Davon gibt es gute Aufnahmen!) Das Letzte, das ich gefunden habe, war in der APA, das ist allgemein zugänglich: "Neonazimarsch auf der Kärntner Straße: 36 Verdächtige wegen Verdacht des Verstoßes gegen das NS-Verbotsgesetz angezeigt. Weitere Ermittlungen wurden laut Presse bereits eingeleitet. Eine offizielle Bestätigung der Staatsanwaltschaft gab es vorerst nicht." 

Ich weiß nicht, wie das weitergegangen ist. Ich weiß nicht, ob das eingestellt oder weiterbetrieben wurde und ob es zu Anklagen kommt. Aber etwas ist aktenkundig: Ein von den Grünen der Öffentlichkeit präsentiertes Video wurde später auch dem Innenministerium übergeben. Es ist interessant, dass Sie Beweismittel den Behörden eine Zeit lang vorenthalten haben. (GR David Ellensohn: Das Video war nicht in meinem Besitz!) Das ist an sich auch ungehörig. Allerdings sei auf diesem ebenso wenig wie auf zwei anderen Aufnahmen der Ruf "Sieg heil" zu hören, erklärte der Wiener STAPO-Chef Ewald Bachinger der Presse. Das ist öffentlich dokumentiert. 

Jetzt sage ich ganz offen und ehrlich, wenn das so gewesen wäre, wie Sie behaupten, dann ist mit aller rechtsstaatlicher Konsequenz dagegen vorzugehen. Das ist überhaupt keine Frage. Aber auf der anderen Seite eine vorgegebene objektive Studie zu präsentieren und nicht hineinzuschreiben, dass es die gewalttätigsten Demonstrationen in Österreich seit langer Zeit gegeben hat, dass mittendrin der SPÖ-Justizsprecher Jarolim und von den Grünen die Abgen Ellinger, Ellensohn und Jerusalem waren - ich bin mir nicht sicher, ob die Aufzählung vollständig ist (GR David Ellensohn: Nein!) -, sodass sich in weiterer Folge sogar der Gesetzgeber genötigt gesehen hat, ein Vermummungsverbot zu beschließen, und das alles kommt in dieser Jugendstudie nicht vor, ist offensichtlich inexistent oder nicht gewollt, so ist das ein alles andere als Objektivität wiedergebendes Printprodukt. Das ist einfach, wenn man so will, aus der grünen Werkstatt heraus geboren. Dafür werden wir sicherlich keine Zustimmung geben, dass wir das auch noch subventionieren! 

Es ist ganz interessant, weil wir es hier mit Gewalt zu tun haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie subventionieren nur die Häusln von Burschenschaftern!) - Herr Kollege, Sie kommen auch gleich dran! - Es gibt noch ein weiteres Kapitel in diesem Traktat: "Die weltweite Protestbewegung gegen die negativen Folgen der Globalisierung". - "Immer mehr junge Menschen mobilisieren ...", so schreibt Frau Tebbich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Knittelfeld!) - Ich weiß, das ist Ihnen unangenehm, aber das müssen Sie sich halt auch anhören! Es ist nicht so, dass Sie hier nur das Rederecht haben, sondern Sie haben auch das Recht, zuzuhören. (GR Mag Rüdiger Maresch: Knittelfeld!) Sie haben nicht nur das Recht, zuzuhören, sondern Sie haben auch die Pflicht, zuzuhören. (GR Mag Rüdiger Maresch: Knittelfeld!) Das gehört zu einem Mandat dazu. Sie werden es schon noch lernen, Herr Kollege Maresch! Sie werden das schon noch lernen, auch wenn es Ihnen unangenehm ist! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sind Sie noch immer oder schon wieder da?)
Dabei schreibt die Frau Tebbich weiter, dass in der Frage der Globalisierung und des Globalisierungsprotests sich auch die Frage stellt, inwieweit es sich um eine neue politische Jugendbewegung handelt, wie sie ihren Widerstand organisiert. Es gibt dazu auch einen Beitrag, und es ist ganz interessant, sich auch die Langfassung dieser Beiträge durchzulesen. Nicht nur, dass die Volkstanzaktivisten sehr prominent und lange abgehandelt werden, was den Eindruck verstärkt, dass es sich um ein grünes Printprodukt handelt, sondern es ist ganz interessant, wie man sich bei manchen Passagen offensichtlich noch zu Tode fürchten kann. Auf der einen Seite wird noch einmal sehr lange die Geschichte mit dem 13. April und mit diesem unglaublichen Auftreten der Neonaziszene prominent abgehandelt. Dann schreibt man: "Bezogen auf einige Regionen Österreichs warnt das Innenministerium bereits vor einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. Vor allem für AusländerInnen und Andersdenkende ist es in bestimmten Regionen fast unmöglich, sich frei zu bewegen." 

Ich bin froh, dass das offensichtlich nur dem subjektiven Eindruck des Autors entspricht, denn ich glaube wirklich nicht, dass das der Realität der Stadt entsprechen würde, weil sonst könnten Sie, von der Sozialdemokratie, nicht sagen: "Wien ist die sicherste Stadt.", wenn Sie das gleichzeitig als richtig ansehen. Aber auf der anderen Seite, bei den Globalisierungsgegnern, schreibt man das ganz anders: "Noch gibt es jedenfalls in der Widerstandsbewegung gegen die Globalisierung keine übergreifende revolutionäre Philosophie, zu der sich alle Mitglieder bekennen. Aber das darf nicht als Legitimation verstanden werden, wohl aufgepasst, dass man Zehntausende Demonstranten als weltfremde Idealisten und potenzielle Gewalttäterinnen und Gewalttäter abhandelt." - Bitte, dort sind nicht potenzielle darunter gewesen, sondern tatsächliche Gewalttäter. 

In Salzburg genauso, Herr Kollege Ellensohn. Sie waren ein bisschen näher dran als ich. Sie werden das vielleicht besser wissen. 

Aber genauso in Genua. Dort kam es tatsächlich zu toten Menschen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Zu toten Demonstranten, um das klarzustellen!) - Zu toten Menschen! Zu toten Menschen! Ob er demonstriert oder Polizist ist, ist für mich gleichgültig! Er ist in jedem Fall ein Mensch! Herr Kollege, dass Sie offensichtlich zwischen Demonstranten und Polizisten einen Unterschied machen, dass der Protestant für Sie ein Mensch ist und der Polizist offensichtlich kein Mensch, also offensichtlich ein Objekt, ist, gegen das man mutwillig Gewalt anwenden kann, ist genau das, was Sie kennzeichnet, weil das ist nämlich die Politik, die Sie signalisiert haben! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Das hat er doch nicht gesagt!)

Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, sollten sich wirklich überlegen, mit wem Sie ständig solche Koalitionsträumereien eingehen, wenn Sie auf der anderen Seite vor Augen geführt bekommen, wie man es mit der Gewalt hält, wenn man offensichtlich nicht dazu bereit ist, allen Menschen gleichzeitig das Menschenrecht zuzugestehen, es zwar von hier aus zu verlangen, aber dann überhaupt kein Problem damit hat, wenn der Herr Kollege hier sagt, Demonstranten sind Menschen, offensichtlich meinend, dass jemand, der nicht protestiert, der nicht gewalttätig ist, nicht zu den Menschen zählt. Ich zähle mich hiermit gerne nicht zu den Menschen im Sinne der grünen Definition. Ich glaube, dass ich aber im allgemeinen humanistischen Diskurs sehr wohl dieses Kriterium erfülle. Wenn ich mich dabei von Ihnen unterscheide, habe ich kein Problem damit! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben aber bestimmt viele andere Probleme! Davon bin ich überzeugt!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Wutzlhofer zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Viel von den inhaltlichen Dingen zum Akt hat meine Vorrednerin schon festgehalten.

Zu den Ausführungen von Herrn GR RUDOLPH möchte ich nicht weiter Stellung nehmen. Ich bin nur einigermaßen darüber verwundert, dass Sie sich darüber mokieren, wenn sich eine Wissenschafterin schockiert zeigt, dass Neonazis durch die Innenstadt gehen. Wir werden Ihnen nicht den Gefallen tun, dass wir nur jene Wissenschafterinnen und Wissenschafter unterstützen, die die gleiche Meinung wie Sie haben, auch wenn das offensichtlich Ihr Zugang in der Bundesregierung ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Es geht um das Institut für Jugendforschung. Dazu möchte ich nur ein paar wenige Fakten aus der Sicht der Politik der Stadt Wien bringen. Das ÖIJ ist ein wissenschaftliches Institut, das hervorragende Arbeit leistet. Das Österreichische Institut für Jugendforschung ist ein Vorreiter für das Gebiet der Familienforschung, der Jugendforschung und der Trendforschung. Das Österreichische Institut leistet einen wesentlichen Beitrag für die Arbeit all jener, die sich in diesem Land mit Kinder- und Jugendpolitik und mit Kinder- und Jugendarbeit befassen. Genau deshalb brauchen wir in Wien das ÖIJ. 

Wenn die Bundesregierung kein Interesse daran haben sollte, welche Interessen Jugendliche haben, welche Bedürfnisse Jugendliche haben, wie Jugendliche denn so leben, dann ist es nur Ausdruck Ihrer Zukunftsfeindlichkeit, denn wir interessieren uns für die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Beteiligungschancen von Jugendlichen. Wir brauchen Daten über die Übergänge, die Jugendliche von der Schule und von der Ausbildung in die Arbeitswelt haben. Wir wollen sehr wohl wissen, welche neuen Erkenntnisse es im Bereich der Integration von Jugendlichen aus der zweiten Generation gibt, wie man Rassismus begegnen und wie man süchtigen Jugendlichen helfen kann, weil wir in Wien Politik für Jugendliche machen. Wir wollen gleiche Chancen auf Bildung, und zwar unabhängig von der Geldtasche der Eltern, nicht so wie die Bundesregierung, die die Studiengebühren einführt. Wir arbeiten dafür, dass junge Menschen eine Perspektive und einen Job haben. Das ist angesichts einer Bundesregierung, die zu verantworten hat, dass wir die größte Jugendarbeitslosigkeit der Zweiten Republik haben, ein besonders wichtiges Unterfangen. Wir schaffen Mitbestimmung nicht ab, zuletzt gesehen im Universitätsgesetz der Bundesregierung, sondern wir bauen sie auf. (Beifall bei der SPÖ.)
Mit dem Zugang, wer zuhören kann, der muss auch zuhören, das werden Sie noch lernen. Wir werden mit den Jugendlichen nicht so weit kommen. Daher ist Mitbestimmung von Jugendlichen und dass wir sie dort ernst nehmen, wo sie sich selbst artikulieren können, Grundlage unserer Politik, während andere die Zukunft junger Menschen zerstören! Lassen wir sie selbst mitbestimmen! Wir werden in Wien das Wahlalter senken. 

Weil wir mit Menschen arbeiten, brauchen wir Forschungseinrichtungen wie das ÖIJ, denn wir sind nicht nur am eigenen Machterhalt interessiert! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich Herrn GR Dipl Ing Margulies das Wort erteile, eine interne Mitteilung an Sie: Diejenigen, die ans Rednerpult gehen, haben dauernd "Pause" stehen. Bei mir läuft alles ganz normal, aber vorne nicht. Die Redezeit wird natürlich ordnungsgemäß mitprotokolliert, nur damit es kein Missverständnis gibt. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Das Objektivitätsverständnis der Wiener Freiheitlichen ist faszinierend. Wenn in einer Zeitung Tatsachen berichtet werden, egal, wie Sie sie letztendlich bewerten, sagen Sie, das widerspricht der Objektivität. Wenn Sozialminister Haupt Förderungen Burschenschaftervereinen zuspricht, damit diese ein Klo sanieren können, dann denke ich mir, irgendwo sollte das Förderungswesen seine Grenzen haben. Es ist nicht notwendig, dass die Häusln von Burschenschaften auf Staatskosten saniert werden, beim besten Willen nicht. Das ist keine objektive Subventionsvergabe mehr, sondern das ist eine Subventionsvergabe für Rechtsextremisten, genauso wie sich diese in die letzte Parlamentssitzung hineingeschummelt hat. Weil es nicht mehr möglich war, den gesamten Verlauf fristgerecht und so weiter zu erledigen, haben Sie geschwind ins Konjunkturpaket 4 Millionen EUR, wenn mich nicht alles täuscht, aber da lasse ich mich jetzt nicht festnageln, da kann ich mich irren, an Subventionen für Kameradschaftsbünde und Burschenschafter hineingeschwindelt. Das ist eine fiese Vorgehensweise. Das ist die Vorgehensweise, die wir von der FPÖ in den letzten zweieinhalb Jahren gewohnt waren.

Diese Vorgangsweise lehnen wir ab. Sie werden sehen, am 24. November wird auch die österreichische Bevölkerung diese Vorgangsweise ablehnen.

Zweiter Punkt: Mit welchen Tatsachen Herr RUDOLPH redet, will ich jetzt nur an einem Beispiel illustrieren. Sie reden über Genua und Globalisierungsgegner und unterstellen, dass ich dazu sage, ein Polizist wäre kein Mensch, was absurd ist. Ich sehe in Polizisten ganz genauso Menschen wie in Menschen, denen es ein Anliegen ist, die langsame Zerstörung der Welt durch Globalisierung, durch Umweltzerstörung zu verhindern. Die Situation in Genua hat sich nachträglich erwiesenermaßen als einer der größten Polizeiskandale in Italien herausgestellt. Wenn Sie die Medien verfolgt hätten, hätten Sie mitbekommen, dass zu Beginn des Sommers ungefähr die Hälfte der höchsten Polizeibeamten in Genua unter dem Vorwurf des Amtsmissbrauchs, der Anstiftung zu strafbaren Tatbeständen et cetera verhaftet worden ist. 

Vielleicht haben Sie die Berichterstattung gesehen, wo sich herausgestellt hat, dass es die Polizei tagelang verabsäumt hat, Teile dessen, was Sie als schwarzer Block bezeichnet haben, was aber diejenigen, die im Sozialforum gearbeitet haben, vom ersten Tag weg als rechtsextreme Provokateure geoutet haben, festzunehmen. Vielleicht haben Sie mitbekommen, als am Tag nach dem Gipfel in Genua das Zentrum gestürmt worden ist, in dem die unabhängigen Journalisten waren, dass groß das Geschrei gemacht worden ist, man habe verhindert, dass es zu Unruhen gekommen ist, man habe Molotowcocktails et cetera gefunden, wo Menschen geschlagen, verprügelt, verwundet worden sind, wo ihre Menschenrechte missachtet worden sind, sich aber ein drei viertel Jahr später herausgestellt hat, dass es die Polizei war, die Molotowcocktails hineingetragen hat. Ich weiß nicht, ob Sie das wissen. (GR Kurth-odo Blind: Na freilich, in Wien war es auch so!) In Italien war es die Polizei. Das hat sich herausgestellt. 

Wissen Sie, wieso es sich herausgestellt hat? - Weil ein Polizist, der zwei Tage zuvor diese Gegenstände beschlagnahmt hat, sie sorgfältig notiert und bei der Polizei abgegeben hat, aber genau diese beiden Gegenstände zwei Tage später in diesem Gebäude gefunden wurden. Das hatte zur Folge - Sie können es gerne überprüfen -, dass die Hälfte der Polizeispitze in Genua verhaftet worden ist. Das hatte zur Folge, dass Hunderte Verfahren gegen Globalisierungsgegner eingestellt wurden. 

Ich ersuche Sie daher, wenn Sie schon über Demonstrationen et cetera reden, bei der Wahrheit zu bleiben. Ich glaube nur, dass das aus Ihrem Mund niemals möglich sein wird! - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Ellensohn gemeldet. - Redezeit: 3 Minuten. - Bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kamerad RUDOLPH nimmt es nicht sehr genau mit der Wahrheit. Das hat mein Vorredner schon bewiesen. (GR Dr Herbert Madejski: Überhaupt nichts hat er bewiesen! Er hat nur geredet! Das ist alles!)
Zur tatsächlichen Berichtigung: Herr RUDOLPH betreibt die Strategie der Kriminalisierung der Opposition, die Sie im Übrigen gemeinsam mit der ÖVP in den letzten Monaten versucht haben. Wir wissen, dass Sie Politiker der Opposition am liebsten wegsperren würden, wie das der Herr Landeshauptmann - oder was auch immer er für ein kompliziertes Parteimitglied jetzt sein mag - gesagt hat und Ihr Herr Justizminister das übrigens als eine verfolgenswerte Idee gefunden hat. 

Sie haben vorher gesagt, ich hätte Beweismittel zurückgehalten, nämlich das Video. Diese Behauptung ist falsch! Ich muss das hier berichtigen, weil das ein strafbarer Tatbestand wäre. Da ich im Gegensatz zu sehr vielen Leuten in der FPÖ noch keine einzige Strafe von der Polizei ausgefasst habe - was Sie wahrscheinlich leicht überprüfen können -, ist es mir wichtig, das auch dieses Mal festzustellen. Ich habe noch nicht einmal ein Strafmandat fürs Falschparken bekommen, ich fahre nämlich nicht Auto. 

Ich habe kein Video von der Demonstration zurückgehalten, weil ich keines besessen habe! Ich habe dieses Video mit jemand anderem zum ORF gebracht und das war dann im Fernsehen. Es ist auch im Anschluss daran nicht in meinem Besitz gewesen. Ich hätte jetzt jemanden überfallen, das Video wegnehmen und dann überreichen können, aber das wäre vielleicht auch ein strafbarer Tatbestand gewesen. Es wäre eigentlich nicht so dramatisch, weil dass die FPÖ in diesem Land mit der Wahrheit sehr schlampig umgeht, ist eine Untertreibung, das so zu sagen, das wissen wir alle. Die ÖVP weiß das auch, nimmt es aber auch nicht so genau damit, weil es ihr relativ egal ist, mit welchen Partnern sie sich abgibt. Das ist übrigens sehr traurig, auch für die Volkspartei. Es ist mir wichtig, das zu berichtigen, weil das wiederholt behauptet wird und ich das schon wiederholt berichtigt habe.

Der Herr RUDOLPH ist ein notorischer Wiederholungstäter, was Lügen angeht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Jetzt kommt die nächste tatsächliche Berichtigung. - Herr StR Herzog, bitte.

StR Johann Herzog: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Zu den Kollegen von der Grünen Alternative muss man feststellen, dass der schlampige Umgang mit der Wahrheit in Wirklichkeit bei ihnen sehr zu Hause ist. 

Die Feststellung mit dem Video: Soweit uns bekannt ist, ist das Video zuerst zum ORF gelangt und erst später auf Umwegen ans Innenministerium weitergegangen. Ich kann nur feststellen, dass das eine Vorgangsweise ist, die nicht mit einer rechtsstaatlichen Haltung vereinbar ist! 

Aber viel wichtiger: Die Feststellungen des Herrn Margulies sind einfach falsch. Die 4 Millionen EUR Subvention sind nicht irgendwelchen Kameradschaftsbünden zugute gekommen, sondern sie wurden an das Haus der Heimat zur Erhaltung der Baulichkeit gewidmet, und zwar mit den Stimmen aller Parteien im Parlament. Die Aufregung von Ihnen ist häufig eindeutig überholt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das stimmt nicht!) Drei Parteien haben in erster Lesung und die GRÜNEN in zweiter Lesung dieser Subvention zugestimmt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. (GR Dr Wilfried Serles: Zur Geschäftsordnung!)
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. (GR Dr Wilfried Serles: Zur Geschäftsordnung!) - Entschuldige, ich bin schon fertig. (GR Dr Wilfried Serles: Zur Geschäftsordnung!) Ich mache schnell die Abstimmung fertig. (GR Dr Wilfried Serles: Nein! Zur Geschäftsordnung!) - Bitte, Herr GR Dr Serles.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Kollege Ellensohn hat den Ausdruck "Lügner" verwendet. 

Herr Vorsitzender, ich würde Sie bitten, dem Herrn Ellensohn dafür einen Ordnungsruf zu erteilen. 

Wenn Sie derartige Praktiken in diesem Gemeinderat nicht abstellen, dann dürfen wir uns nicht wundern, wenn die Diskussion eskaliert. Ich würde meinen, dass die Bezeichnung "Lügner" jedenfalls ein Ausdruck ist, der geahndet werden muss. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Ellensohn, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. (GR David Ellensohn: Wieso?)

Wir haben eine gewisse Wortwahl und bemühen uns, trotz 60 Tagen vor der Nationalratswahl eine gewisse Wortkultur weiterhin aufrechtzuerhalten. Ich hoffe, dass es uns gelingen wird, auch bei der Oktobersitzung diese Wortkultur einigermaßen über die Bühne zu bringen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 26 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Die Postnummer 27 (03817/2002-GJS) betrifft die Subvention an den Verein "Projekt Integrationshaus". 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Die Postnummer 47 (03605/2002-GSV) betrifft das Plandokument Nr 7528 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf II. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. (GR Christian Oxonitsch: Was ist mit Postnummer 22?) - Postnummer 22 ist in der Annahmeerklärung erledigt worden.

Postnummer 47, wie gesagt, wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der GRÜNEN angenommen.

Die Postnummer 48 (03608/2002-GSV) betrifft das Plandokument Nr 7491, ebenfalls in Floridsdorf, KatG Leopoldau. 

Herr GR Reiter, bitte.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Maresch. - Bitte, Herr Professor.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich bei diesem Geschäftsstück sozusagen um eine alte Bekannte. Es ist schon einmal in einer anderen Form da gewesen. 

Zunächst einmal, vorneweg, wir werden zustimmen. Trotzdem glaube ich nicht, dass es gescheit ist, mit Park-and-ride-Anlagen in der Gegend draußen im 21. Bezirk so umzugehen. Ich hatte zuerst schon ein Seitengespräch mit dem Herrn Berichterstatter und möchte noch einmal wiederholen, wir glauben, dass die Park-and-ride-Anlage, so wie sie dort ist, örtlich richtig liegt, aber - jetzt kommt das Aber - dies dazu führen wird, dass es im 21. Bezirk Benutzerkonflikte geben wird. 

Stellen Sie sich vor, Sie kommen aus dem nahen Niederösterreich mit dem Auto zur Park-and-ride-Anlage, stellen fest, dass es außerhalb dieser genug Stellplätze gibt und fahren nicht hinein, sondern stellen sich in die Großfeldsieldung. Dort wird es dann ein Problem geben. Das heißt, es wäre in Wirklichkeit interessant gewesen, wenn es dazu ein Verkehrskonzept und außerdem eine Parkraumbewirtschaftung in der Großfeldsieldung gegeben hätte, weil dann hätte die ganze Sache wahrscheinlich viel mehr Sinn gemacht. - Das ist die eine Seite.

Jetzt tendiert man wahrscheinlich dazu, zu sagen, dann verlangen wir eben kein Geld von AutobesitzerInnen bei der Park-and-ride-Anlage, die dort einfahren. Dann bin ich aber gespannt, wie das geht, weil im Vertrag steht, die STPM bekommt von der Gemeinde Wien ein Darlehen über 85 Prozent der Gesamtbaukosten und die Rückzahlung ist nur dann notwendig, wenn mehr als die Betriebskosten hereingespielt werden. Wie soll das jetzt gehen, wenn die Autofahrer nichts bezahlen müssen? - Die Betriebskosten werden eher nicht hereingebracht werden können, dann braucht man die Garage auch nicht zurückzubezahlen.

Ich denke, da hätte das Ganze die Gemeinde Wien gleich selbst bauen können. Man hätte die STPM nicht gebraucht, wo sie 51 Prozent der Aktien hat, wenn man so will, und der Rest der APCOA gehört.

Wie gesagt, noch einmal: kein guter Deal, keine gute Angelegenheit. Der Ort würde stimmen, aber die Art und Weise, wie da etwas geplant wurde, da wird man sicher noch nachbessern und wir werden sicher davon hören. Besser wäre es gewesen, man hätte die Bürger und Bürgerinnen gefragt. Dann wäre es gescheiter gewesen.

Gleich zu einer anderen Sache: Wir haben in den Akten ursprünglich einen Flächenwidmungsplan für diesen Gemeinderat gehabt, aber dieser ist herausgekommen. Trotzdem glaube ich, dass ich jetzt zu der Sensengasse, zu der allzeit beliebten Sensengasse, einen Antrag habe, und zwar einen Beschlussantrag, gemeinsam mit der SPÖ. 

Ich möchte ihn kurz vorlesen und dazu ein bisschen etwas sagen.

Der Beschlussantrag lautet: "Betreffend die umgehende Einleitung eines Mediationsverfahrens zur Erarbeitung von Lösungsvorschlägen im Rahmen eines Flächenwidmungs- und Bebauungsverfahrens.

Wie auch in einem Schreiben der Umweltanwaltschaft angeregt, soll ein Mediationsverfahren zur Erarbeitung von Lösungsvarianten für den Bereich des Sportplatzes Sensengasse des Flächenwidmungsplanentwurfs Nummer 7354 durchgeführt werden. 

Die VertreterInnen aller betroffenen Interessengruppen, zum Beispiel AnrainerInnen, die NutzerInnen des Anne Carlsson Parks, AGENDA 21, Gruppe 'Sensengasse', Plattform Sensengasse, die BIG, die Uni Wien, Universitätssportinstitut et cetera, sollen ehestmöglich zur Mitarbeit bei diesem ernsthaften, professionell geleiteten Diskussionsprozess geladen werden. 

Die betroffenen Interessengruppen sollen eine Möglichkeit erhalten, unter geeigneten, mit den TeilnehmerInnen zu erarbeitenden Rahmenbedingungen, jedenfalls in gleichberechtigter und transparenter Weise, mitzuarbeiten. 

Die erarbeiteten Lösungsvarianten sollen eine Grundlage für die Festsetzung der Flächenwidmung bilden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Jetzt ein bisschen zur Genesis: Es hat lange gedauert. Die AGENDA 21 gibt es im 9. Bezirk schon einige Zeit. Die BürgerInnen haben sich zusammengetan und das verlangt, was jetzt gekommen ist.

Der erste Punkt ist, ich freue mich sehr, dass die SPÖ ihre Linie geändert hat und mit uns gemeinsam den Antrag stellt. Sehr klug und weise.

Ein bisschen enttäuscht bin ich von der Haltung der ÖVP. Derselbe Antrag ist gestern auch im Bezirk gestellt worden, von uns gemeinsam mit der SPÖ, und ist auch beschlossen worden gegen die Stimmen der ÖVP und gegen die Stimmen der FPÖ. 

Jetzt möchte ich mich dabei nicht über die FPÖ unterhalten, weil die FPÖ seinerzeit dafür gestimmt hat und jetzt dagegen ist. Sie ist dagegen, dass irgendetwas passiert, außer der Frau Kollegin Trammer, die bei einer Pressekonferenz der Plattform von UnterstützerInnen dieses Mediationsverfahrens aufgetaucht ist und uns dort schulgemeistert hat. (GRin Heike Trammer: Ich war ein geladener Gast!) Moment, Sie waren nicht auf der Plattform! Bei der Pressekonferenz waren Sie nicht eingeladen, sondern Sie sind einfach gekommen! (StR Johann Herzog: Wollen Sie jemanden ausschließen?) 

Dort haben Sie uns beide, den Kollegen Ulm und mich, belehrt, dass wir die Stimmen maximieren wollten. Sie wollten das natürlich überhaupt nicht, ganz im Gegenteil. Dann muss ich Sie bitten, das Brüderpaar Amhof im 9. Bezirk ein bisschen zu belehren, ob sie überhaupt lesen können, weil wenn sie Ihrer Meinung gewesen wären, Frau Kollegin Trammer, dann hätten sie in Wirklichkeit gestern nicht dagegen gestimmt. Vielleicht weiß die eine rechte Hand nicht, was die andere rechte Hand tut? Das ist hier der Fall. Ich würde Sie bitten, die FPÖ-Fraktion im 9. Bezirk zu instruieren - es sind ja nur mehr vier von sechs Abgeordneten dort gewesen -, dass sie vielleicht einmal Ihre Presseaussendung lesen könnten. Aber das haben sie vielleicht nicht getan und sie sind in dumpfer Oppositionshaltung dagegen verharrt. 

Die ÖVP hat uns etwas anderes vorgelegt. Nach einigem Hin- und Herschwenken war der Kollege Ulm in dieser Sache ein guter Bundesgenosse, wenn man so will. (GR Dr Wolfgang Ulm: Genosse nicht!) Na, soll ich sagen, Kamerad? Wäre vielleicht für ihn lieber, oder? (GR Dr Herbert Madejski: Aber die ÖVP hat auch dagegen gestimmt!) Genau, die ÖVP hat auch dagegen gestimmt! Das stimmt! Aber die ÖVP hat auch einen Antrag gestellt, und zwar in Richtung eines Bürgerbeteilungsverfahrens, wenn man so will. Aber dem können wir nicht zustimmen, weil es eingeschränkt ist. (StR Johann Herzog: Was wollen Sie eigentlich?) 

Kollege Herzog, kennen Sie sich bei der Geschichte überhaupt aus? (StR Johann Herzog: Ja, natürlich!) Sehr gut! Sie können sich gerne nachmelden und mir Sachen erklären. Aber vorher rufen Sie bitte den Herrn Amhof Gregor an, nämlich nicht den, der da war, sondern den anderen, und erklären ihm einmal, was ein AGENDA-Prozess überhaupt ist! Erklären Sie ihm bitte auch, was ein Mediationsverfahren ist! Sie können ihm auch erklären, dass die Welt mittlerweile rund und keine Scheibe ist! Erklären Sie ihm die Sachen einmal, dann können wir weiterdiskutieren!

Noch einmal zurück: Dem ÖVP-Antrag können wir nicht zustimmen, weil er eine Einschränkung eines Mediationsverfahrens wäre. In einem Mediationsverfahren sollen alle Beteiligten, auch die Politik, ausreichend zu Wort kommen und von einem neutralen Mediator angehalten werden, zu einer gemeinsamen Kompromisslösung zu kommen. Auch die FPÖ wird die Möglichkeit haben, dort mitzutun, außer sie verhallt oder verharrt in dumpfer Abgeschiedenheit, aber das sind wir schon gewohnt! - Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Ulm zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit gutem Grund hat mein Vorredner von den Grünen die Sensengasse angezogen, weil es sich um ein ganz besonderes Plandokument handelt, weil es aber auch gleichzeitig in wunderbar anschaulicher Weise das Planungsdesaster der SPÖ in Wien aufzeigt. Es ist im 9. Bezirk ein bisschen ein größeres Planungsdesaster, weil dort zum Herrn Planungsstadtrat Schicker noch der Herr BV Benke dazukommt. Nach dem Desaster auf der Roßauer Lände, wo gemeinsam, in trauter Einigkeit zwischen dem Planungsstadtrat und dem Bezirksvorsteher, den Wiener Autofahrern eine Woche lang ein Zusatzstau beschert wurde, kommt nun noch die Flächenwidmung Sensengasse. Dass das ein trauriger Höhepunkt der Stadtplanung ist, lässt sich objektiv nachweisen. Oder können Sie mir, sehr geehrte Damen und Herren, ein weiteres Geschäftsstück nennen, das hier bereits dreimal von einer Tagesordnung abgesetzt worden ist? Das erste Mal ist es von der Tagesordnung im Planungsausschuss abgesetzt worden, ein zweites und ein drittes Mal von der Tagesordnung im Stadtsenat. Ich glaube, Sie werden mir Recht geben, dass so etwas nicht alle Tage vorkommt. 

Wenn Sie mir nun vorhalten werden - möglicherweise in einer weiteren Meldung -, da gibt es doch einen Schwenk der ÖVP, es hat doch Anfang des Jahres eine Zustimmung des ÖVP-Klubs in der Bezirksvertretung zu dem Projekt gegeben, dann sage ich Ihnen, das geschah unter völlig anderen Voraussetzungen und unter Zusicherungen des BV Benke, die dieser nicht annähernd einhalten konnte. Das war nämlich erstens die Zusicherung, dass das Gebiet als Grünraum und als Erholungsraum erhalten bleibt, zweitens dass die Sportanlagen für die Bezirksbevölkerung geöffnet werden und drittens, dass die Tiefgarage keine Hochgarage wird, sondern sich unter der Erde befinden wird. Sehr geehrte Damen und Herren, alle drei Zusagen des Bezirksvorstehers wurden nicht eingehalten. Es ist daher für uns eine Selbstverständlichkeit, dass wir unter solchen Voraussetzungen - diese Linie verfolgen wir konsequent auf Bezirks- wie auf Landesebene - einer solchen Idee nicht beitreten können. 

Es freut mich aber - da gibt es wirklich eine Wende in der Politik, und es ist oftmals nie zu spät -, bei der Roßauer Lände hat man eine falsche Planungsentscheidung rückgängig gemacht. Man ist jetzt dabei, eine solche falsche Planung auch bei der Sensengasse rückgängig zu machen. Ich bin froh, dass man sie nicht erst nach Beginn oder nach Bau rückgängig macht. Letztendlich ist das ein Riesenerfolg gelebter parlamentarischer Demokratie, aber vielleicht ein noch größerer Erfolg der Bürger vom Alsergrund, der AGENDA 21, der Plattform Sensengasse, wo sich engagierte Bürger überparteilich zusammengefunden haben und nun den Stadtrat und die Stadtregierung eines Besseren belehren. 

Wir sind sehr für Bürgerbeteiligung. Wir sind auch für Mediation. Wir sind in jeder Art und Weise dafür, dass sich Bürger an der Gestaltung ihres unmittelbaren Lebensraums beteiligen können. Wir werden daher dem rot-grünen Antrag zustimmen. Darüber hinaus werden wir aber auch einen eigenen Antrag einbringen, der meines Erachtens nach natürlich noch eine Spur besser ist, weil er Determinanten für die Bürgerbeteiligung aufzeigt, weil wir als Politiker natürlich Rahmenbedingungen setzen wollen, für die wir verantwortlich sein wollen und für die wir im Nachhinein auch verantwortlich gemacht werden können. 

Was ist uns nun konkret wichtig bei der Sensengasse? - Uns ist wichtig, dass, wenn es dort zur partiellen Verbauung kommt, uns der Grünraum - eine riesige Grünoase im Innengürtelbereich, wahrscheinlich die allerletzte - als offener Grün- und Erholungsraum für die Bürger und Anrainer erhalten bleibt. Darüber hinaus wollen wir ein attraktives Fußwegenetz und wollen sichergestellt wissen, dass die Tiefgarage eine Tiefgarage ist. Die Information über die Detailplanungen, dass nunmehr diese Tiefgarage vier Meter über dem Bodenniveau liegen soll und damit eigentlich eine Hochgarage wird, erfreut uns natürlich ganz und gar nicht. Da soll man sagen, es ist eine Hochgarage, und man schaut halt dann von der Spitalgasse gegen eine vier Meter hohe Wand? Es muss sichergestellt sein, dass diese Tiefgarage ganz im Erdreich verschwindet. Darüber hinaus verlangen wir die Öffnung der geplanten Sportanlage und ein Verkehrskonzept als Grundlage für die Detailplanungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist im Wesentlichen der Inhalt unseres Beschlussantrags. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. Ich lade Sie ein, diesem unseren Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich stand nicht auf der Rednerliste, aber Kollege Maresch hat mich mit seinen Äußerungen wirklich provoziert, wie er es ja öfters tut. Wenn es nach dem Kollegen Maresch und den Grünen ginge, bräuchte man an sich überhaupt keine Bezirksvertretungen, keine eigenen Fraktionen. Es muss doch in einer Demokratie, die so wie bei uns in Wien oder in Österreich aufgebaut ist, möglich sein, dass einzelne Gebietskörperschaften, einzelne Bezirksvertretungen unter Umständen für ihren engeren Raum eine andere Meinung vertreten, als wir hier im Gemeinderat. Uns vorzuwerfen, dass im Bezirk jemand anders abgestimmt hätte, obwohl es angeblich der gleiche Antrag war - ich kenne ihn nicht -, ist etwas kühn. 

Kollege Maresch, Sie können sich noch dreimal melden, das kann ich auch machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, nicht dreimal, einmal nur!) Ich sage nur mehr einen Satz. Sie, die Grünen, nur als Beispiel, haben in Meidling einen ganz ähnlichen Antrag von uns abgelehnt, wo es um den öffentlichen Verkehr ging, wo es darum ging, dass wir den Antrag gestellt haben, in die Wienerbergcity, die von sozialistischen Planungsstadträten ohne öffentlichen Verkehr errichtet wurde - wir kennen das Problem -, eine Straßenbahnverbindung ins Auge zu fassen und nicht den Cableliner, den Herr BV Hezucky will, aber der Herr Stadtrat offensichtlich - Gott sei Dank - nicht. Diesen Antrag hat Ihre Fraktion im Bezirk abgelehnt, obwohl Ihr Kollege Chorherr seit Jahren und Monaten eher die Verbindung mit der Straßenbahn fordert, was durchaus sinnvoll ist. 

Ich wollte nur auf das Beispiel hinweisen, nicht jetzt zu sagen, die Fraktion hat in dem Bezirk anders gestimmt als der Gemeinderat. Das ist das gute Recht eines jeden Bezirksrats, eines frei gewählten Mandatars, in seinem Bezirk abzustimmen, wie er es will. Daher ersuche ich, uns das hier nicht zum Vorwurf zu machen.

Wir werden dem Antrag zustimmen. Wir werden auch dem Antrag der ÖVP, mit einem einzigen Zusatzwort, das aber schon darin steht, nämlich insbesondere diese fünf Punkte, auch zustimmen. 

Also bitte ich Sie, das in Zukunft zu unterlassen. Es haben die Mandatare jeder Fraktion, Ihre und unsere, die Möglichkeit, in den Gremien, wo sie sitzen, ihre Meinung kundzutun. Das ist unsere Auffassung von Demokratie. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste habe ich eine tatsächliche Berichtigung der Frau GRin Trammer. 

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Kollege Maresch, es hat Sie schon sehr geärgert, dass ich dort war. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, gewundert!) Wenn Sie sagen - jetzt kommt meine tatsächliche Berichtigung -, ich sei dort plötzlich aufgetaucht, dann darf ich Sie über das mail der Frau Gordana Brandner informieren, das ich am 16. September von ihr erhalten habe. Darin steht: "Sehr geehrte Frau Heike Trammer, ich möchte Sie davon informieren, dass morgen, Dienstag, den 17.9., um 10 Uhr im Cafe Weimar, Währinger Straße, die Pressekonferenz zur Gründung der überparteilichen Plattform Sensengasse stattfinden wird. Als unabhängige Sprecherin der Plattform bitte ich auch um Ihre Unterstützung. Für weitere Informationen stehe ich gerne zur Verfügung."

Ich habe die Frau Brandner angerufen, mich bedankt, ihr auch unsere Unterstützung versichert und ihr gesagt, Kollege Maresch, dass die überparteiliche Plattform überparteilich bleiben sollte und ich an dieser Pressekonferenz nicht teilnehmen möchte. Sie allerdings, in Ihrer Profilierungssucht, nehme ich einmal an, haben das anders gesehen. (Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich mache das auch gerne weiter. 

Herr Kollege, wenn Sie sagen, es weiß die eine rechte Hand nicht, was die andere rechte Hand tut, war das nicht so gut, weil dann sage ich Ihnen, in Zeiten wie diesen sind zwei rechte Hände besser als zwei linke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Sie haben noch 12 Minuten zur Verfügung. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich meine, es ist irgendwie nett, wenn man der FPÖ sozusagen ein bisschen zuhört. Das finde ich schon ganz wichtig. (Aufregung bei der FPÖ.) - Moment, jetzt muss ich den Herrn Kollegen Madejski einmal loben. Es stimmt, es ist völlig richtig, jeder Abgeordnete hat das demokratische Recht. Ich finde es ganz toll, wenn Sie hier sagen, in den Bezirken gibt es ganz selten unterschiedliche Abstimmungen bei den Bezirksräten. (GR Heinz Hufnagl: Bei den Grünen ist es nicht so!) Bei den Grünen ist das vielleicht häufiger der Fall. Aber jetzt möchte ich nicht auf die FPÖ eingehen, wo immer alle wie ein Mann abstimmen - ich betone "ein Mann" -, vielleicht auch manchmal wie eine Frau. Punktum, es ist richtig, aber wir haben auch in allen Gremien die demokratischen Rechte - das muss ich Ihnen gleich wieder zurückgeben -, das zu kritisieren, was andere Fraktionen, aber vielleicht auch unsere eigenen, in allen Gremien sagen. Das ist so. Deswegen ist es auch mein politisches, demokratisches Recht, zu kritisieren, was einer der beiden Amhof-Brüder sagt. Der andere hat sich die ganze Sitzung lang in Schweigen gehüllt. Ich weiß nicht warum. 

Jetzt zur Frau Kollegin Trammer: Grundsätzlich war es so, dass uns immer mitgeteilt wurde, Sie sagen, Sie unterstützen die Plattform, möchten aber nicht zu dem Plattformtreffen kommen. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Zur Pressekonferenz!) Das war das Erste der Geschichte. Ich rede jetzt nicht von der Pressekonferenz. Das wurde uns mitgeteilt. Es hat auch Vortreffen gegeben. (GRin Heike Trammer: Das stimmt aber nicht!) Ach so, das stimmt nicht? Dafür gibt es aber Zeugen, unter anderem auch den Herrn Ulm! 

Die zweite Sache war, ich war überrascht, dass Sie sozusagen Ihre Absichten durchbrechen und bei der Pressekonferenz von der Frau Brandner, dem Herrn Ulm und mir aufgetaucht sind und dort Ihre Meinung kundgetan haben. Ich habe es auch als witzig empfunden, dass man dann sagt, da sind jetzt profilierungssüchtige Männer und Frauen, in dem Fall waren es zwei Männer, der Herr Ulm und ich, die sich sozusagen die Interessen der Bürger unter den Nagel reißen wollen. So war mehr oder weniger Ihre Tonlage. Da denke ich mir immer, liebe Frau Trammer, was haben Sie denn sonst gemacht, als genau das? - Sie haben weder finanziell irgendetwas gespendet noch irgendwie oder irgendwo die Agenda unterstützt. Ganz im Gegenteil, Sie haben auch im Bezirk dagegen gestimmt. Dann tauchen Sie auf und sagen, Sie sind auch dabei. Nächste Woche sind sie wieder weg, oder nicht? 

Das Integrationsverfahren haben Sie meines Wissens im Bezirk nicht unterstützt. Ich freue mich, dass Sie es hier unterstützen, aber das sollten Sie in dem Fall den Herren vor Ort - es sind nämlich nur Herren - sagen, dass man die Agenda auch einmal unterstützen könnte und nicht permanent dagegen opponieren muss. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Harry Kopietz: "Ich bin schon weg!", hat sie schon gelernt!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nachdem niemand mehr zum Wort gemeldet ist, ist die Debatte geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte zum Schlusswort. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte vorerst noch einmal auf diesen Beschluss- und Resolutionsantrag meiner Fraktion, gemeinsam mit den Grünen, zu sprechen kommen, wo die Einleitung eines Mediationsverfahren zur Erarbeitung von Lösungsvorschlägen im Rahmen dieses Flächenwidmungs- und Bebauungsplans empfohlen wird. 

Wie bekannt ist, wurde dieser Tagesordnungspunkt, das Plandokument 7354, vom Stadtsenat abgesetzt. Der Grund ist der, dass eine gewisse Nachdenkphase sein soll und dass im Zuge dieses Mediationsverfahrens dann auch den engagierten Bürgern die Möglichkeit geboten wird, sich zu beteiligen. Darum natürlich auch dieser Beschluss- und Resolutionsantrag. 

Ich möchte aber nicht verabsäumen, zum eigentlichen Plandokument zu sprechen, damit es zumindest einige hier im Saal auch wissen. Dieses Plandokument befindet sich in der Großfeldsiedlung und der Zusammenhang ist jetzt ein bisschen schwierig herzustellen. Es geht hier um eine Park-and-ride-Anlage im Zusammenhang mit dem U‑Bahn-Bau. Der Kollege Maresch hat zumindest am Anfang darauf Bezug genommen, der Herr Kollege Ulm hat eigentlich überhaupt nicht zu diesem Plandokument gesprochen. 

Ich möchte sagen, dass im Ausschuss der Abänderungsantrag zu dieser Park-and-ride-Anlage sowie das Plandokument einstimmig waren. So nehme ich an, dass dieses Plandokument auch hier, im Gemeinderat, einstimmig sein wird. 

Nur kann ich nicht im Raum stehen lassen, dass diese Park-and-ride-Anlage eigentlich nicht so günstig gelegen ist. Wo sollen wir denn sonst Park-and-ride-Anlagen bauen, als an der Peripherie am Stadtrand? - Das ist dort in der Großfeldsiedlung. Damit kann man natürlich auch die Pendler und Anrainer dazu animieren, dass sie in ein hochrangiges öffentliches Verkehrsmittel, Kollege Maresch, umsteigen. Darum finde ich es sehr adäquat, dass dort diese Park-and-ride-Anlage kommt. 

Zur U‑Bahn-Planung möchte ich mich nicht versteigen, noch einiges zu sagen, aber konsequent, zielstrebig und effizient wird sie durchgeführt. Nur ein Beisatz, weil der Kollege Ulm gar nichts gesagt hat: Ich möchte ihm nur mitgeben, ein bisschen ist es uns auch zu verdanken, dass die U 1, so wie sie jetzt geplant ist, in die Großfeldsiedlung fahren soll, denn wenn ich mich richtig erinnere, wäre sie unter dem ehemaligen Herrn Planungsstadtrat als Hochbahn durch die Kürschnergasse gegangen. Das haben wir sozusagen geregelt. Das haben wir auf den richtigen Weg gebracht. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, erwähnen, dass ich die Zustimmung nicht nur zum Plandokument, sondern selbstverständlich auch zu dem gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag erbitte. Den Antrag der ÖVP empfehle ich, abzulehnen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 48 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so zur Kenntnis genommen worden.

Wir haben jetzt die beiden Resolutionsanträge:

Der Resolutionsantrag von den Grünen und der SPÖ bezüglich Mediationsverfahren. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Und von der ÖVP bezüglich Bürgerbeteiligungsverfahren.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 53 (03641/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7449 im 7. Bezirk, KatG Neubau. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Es geht hier um zwei Dinge, die wir auseinander halten wollen: um eine durchaus sinnvolle Flächenwidmung, die für den Bezirk wichtig ist, die auch einige wichtige Projekte ermöglicht, und auf der anderen Seite um einen Vorgriff auf diese Geschäftsstraßenwidmung, die eine schwierige und differenzierte ist, wie auch die Diskussionen in den beiden Bezirken 6 und 7 gezeigt haben.

Auf der einen Seite ist es gut und vernünftig, die Mariahilfer Straße als innerstädtisches Einkaufs-, Wohn- und Freizeitzentrum zu stärken, das in der Tat gut funktioniert, auf der anderen Seite gibt es berechtigte Befürchtungen, die auch in Beschlüssen des 7. Bezirks ihren Niederschlag gefunden haben, dass das, was jetzt die Mariahilfer Straße ist, nämlich ein Nebeneinander von großen Geschäften, kleinen Geschäften, aber auch Wohnungen und Freizeiteinrichtungen - also keine Monostruktur wie in vielen deutschen Städten, sondern noch eine gemischte Struktur -, nur dann erhalten werden kann, wenn mit größter Sorgfalt vorgegangen wird und nicht ausschließlich Großeinrichtungen zum Zug kommen. Jetzt haben wir die Diskussionen in der Lindengasse, wo es tief hinein in die Nebenstraßen zu einfachen Umwidmungen oder Umnutzungen kommt und bald nur mehr finanzstarke Konzerne aufkaufen und sowohl kleine Betriebe wie auch schrittweise Einwohner verschwinden. Hier ist Sensibilität angesagt.

Nur was wir jetzt bedauern - beziehungsweise geben wir Ihnen noch eine Möglichkeit, das zu ändern durch unseren Antrag, der jetzt zur Beschlussfassung vorliegt und den wir auch schon im Ausschuss und im Stadtsenat eingebracht haben -, was wir bedauern, ist, dass es erst dann, wenn eine neue Novelle der Bauordnung, die gerade in Vorbereitung ist, zur Beschlussfassung kommt, sehr genau möglich sein wird, zu differenzieren, auch stockwerkweise zu differenzieren, wo diese Einkaufswidmung Platz greifen soll und wo nicht. Unser Wunsch wäre es, dass der Flächenwidmungsplan beschlossen wird, dass aber die Festlegungen, die im beigelegten Detailplan enthalten sind und die noch nicht die Differenzierungen ermöglichen, die notwendig wären, inzwischen noch nicht getroffen werden, sondern dass gewartet wird, bis die Bauordnung entsprechend vorgesehen ist, um nicht allzu grobe Raster vorzunehmen und so auch über einige Häuser - ich sage es bewusst - drüberzufahren, wo man nachher draufkommt: Oh je, so haben wir das eigentlich nicht gemeint.

Ich weiß, dass jetzt schon eine Müdigkeit vorherrscht, ich glaube aber, dass die Frage der Zukunft der Mariahilfer Straße in ihrer Wiener multifunktionalen Vitalität, die sie heute hat, etwas sehr, sehr Wichtiges ist. Das wissen gerade die Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie, dass die Bezirksvorsteherin des 6. Bezirks dem sehr skeptisch gegenüberstand, das auch wiederholt geäußert hat, dass da durchaus der 7. Bezirk fast aufgeschlossener war, dass man eine Geschäftsstraßenwidmung vornimmt, dass aber vieles an Befürchtungen nach wie vor im Raum steht.

Deswegen möchte ich diesen Abänderungsantrag einbringen. Wenn der durchgeht, stimmen wir dem Widmungsplan zu, wenn er, wie im Ausschuss, abgelehnt wird, würden wir leider diese Widmung, die an sich eine vernünftige und kluge ist, ablehnen müssen. 

Ich ersuche wirklich, die Frage dieser Geschäftsstraßenwidmung mit großer Sorgfalt zu behandeln, denn - noch einmal - niemand will eine Mariahilfer Straße, die so aussieht, wie die Einkaufsstraßen in vielen deutschen Städten, wo um sechs oder halbsieben das Licht abgedreht wird und keine Kleingeschäfte, keine Bewohner mehr sind. Und die Vorgänge, die sich jetzt zum Beispiel rund um die Lindengasse abspielen, wo Widmungen tief hinein passieren, zeigen, dass das nicht nur zu berechtigter Kritik der Anwohner führt, sondern auch vom Stadtrat und von vielen kritisch gesehen wird. (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Soll ich noch so lange reden, bis das geklärt ist? (GR Christian Oxonitsch: Nein, nein!) Alles klar? (GR Christian Oxonitsch: Ich warte auf den Antrag!) Na, wir haben ihn im Ausschuss eingebracht. Es ist derselbe wie im Ausschuss. (GR Christian Oxonitsch: Ich will es aber wissen! Soll ich etwas zustimmen, das ich nicht kenne?) Es ist wortgleich derselbe Antrag, wie wir ihn im Ausschuss eingebracht und zu argumentieren versucht haben. (GR Christian Oxonitsch: Das weiß ja keiner!) Das weiß kein Mensch? (GR Dr Herbert Madejski: Aber ja!) Er wurde leider nicht angenommen. Ich bringe ihn noch einmal ein. Ich habe ihn schon im Stadtsenat eingebracht. Es geht um diesen Zweizeiler, in dem schlicht drinnen steht, dass die Beilage - ich erkläre es noch einmal ... (GR Christian Oxonitsch: Nein! Das wissen wir schon!) Das wisst ihr? (GR Christian Oxonitsch: Ja!) Es ist der gleiche wie im Ausschuss. Okay, es ist alles geklärt.

Wir ersuchen, unserem Abänderungsantrag stattzugeben, dann stimmen wir dieser vernünftigen, klugen, gut vorbereiteten Widmung gerne zu, sonst können wir dem nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das uns vorliegende Plandokument umfasst ein Gebiet von rund 22 Hektar, ein Gebiet, dessen Entwicklung wir aus gutem Grund in den letzten Jahren mit Freude beobachten können. Wir haben derzeit zirka 4 200 Einwohner in diesem Gebiet, 535 Arbeitsstätten, was dafür spricht und eigentlich ein bisschen relativiert, was Kollege Chorherr gesagt hat: Es gibt dort eine erfreuliche Vielfalt von großen und kleinen Betrieben, von renommierten Handelsbetrieben gleichermaßen wie von Kleingewerbebetrieben, und wir haben zirka 4 000 Beschäftigte in diesem Gebiet.

Die vorliegende Widmung sieht vor, dass hier von der in der Bauordnung 1996 geschaffenen Begrifflichkeit der "Geschäftsstraßen" Gebrauch gemacht wird. Das ist auch das, was Kollege Chorherr angesprochen hat. Die Begrifflichkeit "Geschäftsstraßen" ist in der Bauordnung 1996 relativ genau definiert und passt auf das Plangebiet in optimaler Art und Weise. Sie beschreibt ein gewachsenes Einkaufsgebiet und sie beschreibt auch sehr gut, dass eine gute Erreichbarkeit gegeben sein sollte.

Ich möchte ergänzen, dass die Mariahilfer Straße sich gerade auch dadurch auszeichnet, dass diese ohne Individualverkehr erreichbar ist, also auch im Sinne einer ökologischen, einer sinnvollen, einer urbanen Erreichbarkeit alle Parameter für diese Widmung erfüllen würde.

Ich gebe auch zu bedenken, dass wir gerade in diesem Gebiet, was Widmungen betrifft, in der letzten Zeit und auch im Ausschuss sehr, sehr sorgfältig und sehr sensibel agiert haben. Ich gebe zu bedenken und erinnere daran, dass wir im Plandokument, das das Gebiet um den Gerngroß und Peek & Cloppenburg beschrieben hat, zu dem Zeitpunkt, als wir den Verdacht hatten, dass Anwohnerinteressen in Gefahr gewesen sind, rasch und effizient eine Bausperre verhängt haben, was dazu geführt hat, dass es nicht zu jenen Spekulationen gekommen ist, die wir eigentlich befürchtet haben und weshalb wir eigentlich ein sehr, sehr starkes Mittel der Lenkung eingesetzt haben.

Entsprechend den Erfahrungen gerade in dieser Gegend, in dieser Region schlage ich vor, dem Antrag der GRÜNEN nicht zuzustimmen, weil erstens die Verfahrensweise des Ausschusses vor allem in der letzten Zeit gezeigt hat, dass sehr sensibel auf Interessenlagen eingegangen wird, und zum Zweiten gerade dieses Gebiet so gut wie kaum ein anderes auf die Beschreibung der Bauordnung 1996 passt.

Ich ersuche, wie gesagt, um Ablehnung des Antrags der GRÜNEN und um Zustimmung zum Geschäftsstück. - Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer für den vorliegenden Abänderungsantrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und 

somit abgelehnt. Er hat nur die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN erhalten.

Zum Geschäftsstück selbst. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig und jetzt gegenteilig, also ohne GRÜNE und ohne Freiheitliche.

Es gelangen nun die Postnummern 55 (02727/2002-GSV) und 56 (02730/2002-GSV) zur Verhandlung. 

Es liegt hierzu keine Wortmeldung mehr vor. Ich darf somit abstimmen lassen. 

Wer für die Post 55 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN. 

Wer ist für die Post 56? - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und ohne die Freiheitlichen.

Wir haben somit die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt. Bevor ich diese schließe, muss ich noch einem Ersuchen der Grünen nachkommen, welches ich bereits in den Sommermonaten erhalten, aber leider die Unterlage verlegt habe und jetzt noch einmal daran erinnert wurde. 

In der Sitzung am 26. Juni hat Frau GRin Mag Schmalenberg der Frau GRin Jerusalem unterstellt, dass sie eine notorische Kämpferin für den Missbrauch von illegalen Drogen ist. Ich darf somit Frau GRin Mag Schmalenberg für diese Unterstellungen einen Ordnungsruf erteilen. 

Somit ist die öffentliche Sitzung erledigt.

(Schluss um 16.11 Uhr.)

